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nik nur angedeutet werden. Auch bei den 
Straßenkreuzungen heschriinkt sich der 
V,erfasser auf eine kurz:e Darstellung von 
typischen Lösungsmöglichkeit:en. 

Die öffeiitlichen V'erkehrsmittel Straßew 
bahn, Autobus und vor allem die g!1()ß~ 
städtische Schnellbahn werden eingehend 
behandelt. Ebenso schildert 'er die 
U~Bahn~Systeme in den Welt- 'llnd Gr:oß~ 
stiidten New York, Lonrllon, Paris, Berlin, 
Moskau, Stiockholm, 'M.adrid, Barcelona 
und Hamburg, wobei besonders inter~ 
'essallte Hinweise über die U~Bahnen. in 
Spanien gegeben werden, die sonst nur 
sdten in solchen allgemdlliell Veröffent~ 
lichungenerscheinen .. 
Die Arbeit schließt mit 'einem praktischen 
Beispiel: Der V,erkehrsplanung des öffent~ 
lichen V,erkehrs in Wien. Der Verfasser 
gibt hier eine Analyse des öffentlich~1l 
V:erkehrs, die Untersuchung über die V,er~ 
lagerung der Verkehrsdichte und die Plu­
nung der zukiinftigell U~Bahll. Dabei geht 
er auch auf die vorhandene Stadtbahn 

-------------------
und ihren Ausbau ein. Der Straßenver­
kehr wird nur am Rande behandelt. Be­
merkenswert ist die von Oberbaurat Wolf­
ram aufgestellte Liirmkarte im Verkehrs­
raum vlon Wien, auf der die Liirmspitzen 
von 86 bis 105 Phon in vier IntervaIIen 
dargestellt sind. 
In.sge~amt m~Iß man das Erscheinen dies~s 
mIt VIelen BIldern und Zeichnungen aus­
g~~sta~tetel1 Werkes s;ehr begrüßen. Es 
fullt 111 der Anschauhchkeit seiner Dar­
stellung :eine Lücke der Literatur über 
großst1idtisches V,erkehrswesen, \Vlobei :es 
eine . sehr nützliche Zusammenfassung 
der bIslang s:ehr v,erstreuten., :einschlägigen 
Literatur vermittelt.' F. Ltdke. 

Berichtigung 
In dem Aufsutz "Zur Problematik der 
Investitionen im deutschen Verkehrswe~ 
sen" (Seidenfus), Heft 4/1955, Seite 203 
2./3. Zeile, muß 'es anstelle "des gesamtel~ 
Verkehrst.rägers B:nnenschiffahrt" heißen 
"der Reederei-Tonnage". 
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Der Werkverkehr -- die Beförderung von Gütern für 'eigene Zwecke dnes Unter" 
nehmens 1) - ist in letzter Zeit mehr und mehr in den ;Vordergrund der verkehrs,: 
politischen Diskussion gerückt und zurri Gegenstand leidenschaftlicher Ausein" 
andersetzung geworden. Der Mdnungsstreit konzcntriert sich nahezu ausschließ" 
lieh ,auf den W,erkvlerkehr mit Lastkraftwagen, der sich besonders in dm 'ersten 
Jahren nach dem Zusammenbruch erheblich ausgedehnt hat. Ueber den \V,erb 
verkehr in der Binnenschiffahrt, der beispielsweise auf dem Rhein dne bedeut" 
same Rolle spielt und der ,ebenfalls kräftig zugenommen hat, wird dagegen so 
gut wie gar nicht gesprochen, obw'Ühl di:e Probleme in diesem V<!rkchrszweig 
durchaus ähnlich gelagert sind; das gilt vor allem für das \'{T'ettbewerbsverhältnis 
zur Bundesbahn. Schließlich besteht auch eine Parallc-1e zwischen dem Werb 
verkehr mit Lastkraftwagen und der Benutzung von Personenkraftwagen 'Und 
Omnibussenaußerhalb des Verkehrsgewerbes, die in den letzten Jahren ungleich 
stärker gestiegen ist als der Werkverkehr mit Lastkraftwagen. Allein der Pcr" 
sonenkr.aftwagenverkeh,r hatte berdts 1954 dne um über die Hälfte größere Be" 
förderungsleistung, gemessen in Personenkilömetcr, zu verzeichnen als die 
Bundesbahn. ~) Zwar bestehen zahlreiche Berührungspunkte zwischen den 
Gründen für den Werkverkehr und für die nicht gewerbliche Benutzung von 
Personenkraftwagen. Auch beeinflußt der Personenkraftwagenverkehr di:e Tarif" 
politik und die finanzielle Lage der Eisenbahnen und der andcl'en öffentlichen 
V,erkehrsuntemehmen maßgeblich. Trotzdem ist der M'einungsstl1eit über die 
Einschränkung der nicht gewerblichen Benutzung von Kraftfahrzeugen auf den 
Werkverkehr mit Lastkraftwagen beschränkt geblieben. Das gleiche Verkehrs" 
finanzgesetz :1), das den Werkfernverkehr auf der Straße mit drastischen Abgaben" 
erhöhungen belegte, hat sogar :eine fühlbare Stettcrsenkung für die Personenkraft" 
wagenhalter gebrach( 

I. Das Problem der. EigenEertigung 
Im Werkverkehr spiegelt sich ,eine T,endenz wider, die' weit über den Verkehr 
hinausgehend in ,allen Wirtschaftszweigen spürbar ist. Es ist ein alltäglicher 
Vorgang, daß ein Unternehmen zur Eigenfertigung ,eines Produkts übergcht, das 
es bisher von ,einem andel'en Unternehmen gekauft hat. Zweck dieser An" 
gliederung v,on 'Oft branche fremden oder vor" und nachgdagerten F,ertigungs" 
zweigen ist in der Regel das Bestreben, Kosten zu sparen. Es Hegt in der Natur 
dieses V:ergangs bc~ründet, daß vielfach gerade dLe größten Kunden abspringen. 
Denn für 'sie ist der Aufbau eigener Produktionsanlagen in vielen Fällen wirt" 

I) V gl. § 48 uc~ GüLcrkra.ftY(lrkdll·sgesd~" VOIll 17. 10. 1952. 
2) vVerner Heubol, Der motorisierte Straßonpol'soll,nnverk'l'lhr im Jahre lU5'1, in "Die Bllnd.'.,­
bahn", 29. Jg., lU55, S. 1084 lIlul 108(j, 
:I) ßllndnsgl1'S<ntzhlatt 1!JoiJ, Teil I, S. lfi6H. 
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schaftlich besonders reizvoll. Diesem RisiJ<,o ist jedes wirtschaftliche Unternehmen 
ausgesetzt. Beispielsweise haben siCh Handelsbetriebe eigene Fabriken an" 
gegliedert; Buchdruckerden 'haben ihre Beti-iebe durch Buchbindereien erweitert; 
Großunternehmen haben sich W,erkhäfen oder eigene Stromversorgungsanlagen 
gebaut. Die Reihe der Beispiele ließe sich erheblich verlängern. Auch die Ver" 
kehrsunternehmen selbst machen dabei keine Ausnahme: Das gilt insbesondere 

_für die zahlr·eichen Eigenbetriebe der Bundesbahn. 
Es erscheint zweckmäßig, die folgende Erörterung von Fragen des Werkverkehrs 
mit Lastkraftwagen vor diesem allgemeinen Hintergrund zu' sehen. Jedenfalls 
wäre es nicht richtig, die Entstehung des Werkverkehrs mit Lasthaftwagen von 
vornherein als 'eine verdammungswürdige Sonderentwicklung innerhalb des Ver" 
kehrs zu betrachten. Aus den Motiven für den Uebergang zur Eigenfertigung 
-- Einsparung von Kosten, wobei die Ersparnis von Umsatzsteuern nur eine v,on 
vielen Möglichkeiten ist -- geht hervor, daß die Eigenproduktion stets dann 'lIn" 
interessant wird, wenn die Produktionskosten im 'eigenen Betrieb auf längere 
Zeit höher liegen als der Wettbewerbspreis für die betreffende Leistung oder 
wenn es auf Märkten mit unvollständiger Konkurrenz möglich ist, Oligopolisten 
oder Teilmonopolisten mit der Drohung, zur Eigenf'ertigung überzugehen, an 
der Abschöpfung der Oligopol" oder Monopolrente ganz oder zum T'eil zu 
hindern. 
Es ist also durchaus nichts Besonderes, wenn sich ,ein Unternehmen ,entschließt, 
bestimmte Beförderungsleistungen selbst zu produzier,en. Zum Problem wird 
dieses Y,erhaltenerst dadurch, ·daß die Unternehmen, die W,erkv,erkehr treiben, 
verständlicherweise in 'erster Linie jene Transporte zu übernehmen trachten, bei 
denen ihnen die Ersparnismöglichkeitenals besonders hoch ,erscheinen, bei denen 
also die Spanne zwischen den Gesamtkosten, die ihnen bei der Benutzung be" 
triebsfremder Beförderungsmittel ,entstehen, und den Kosten für den Einsatz 
eigener \'Verkverkehrsfahrzeuge fühlbar sind. Dieser' Kostenvergleich beschränkt 
sich nicht auf die Gegenüberstellung der reinen Transportkosten. Auch die unter" 
schiedlichen Transportrisiken sowie alle Unterschiede in den Nebenk,osten, wie 
etwa die Aufwendungen für die Abrechnung mit den Kunden, für die Ver" 
packung, für die Ausstellung der Beförderungspapiere, für das Adressieren und 
Beschriften der Sendungen, für die Uebergabe an das Verkehrsunternehmen, für 
die eventuell 'erforderliche Umladung, für die Zus~ellung am Ort des Empfängers 
und für die Betreuung und Beratung der Kunden, spielen dabei 'eine RoUe. Ein 
Y'ergieichallein der Tarife mit den Kosten 'des Eigentransports besagt noch nicht 
alles. Das ist auch der Grund, weswegen die häufig zu hör,ende !Auffassung, 

. der Werkverkehr konzentrier'e sich auf den Transport der in die oberen Tarif" 
klassen eingestuften Güter, in dieser v,er,einfachenden Fmm nicht stimmt und 
auch mit der aus der Statistik erkennbaren Struktur und Zusammensetzung des 
'Werkverkehrs mit Lastkraftwagen nicht in Einklang gebracht werden kann. 1) 
Obwohl ein großer Teil der Nebenkosten des 'eigentlichen Transportvorg,angs 
bei der Entscheidung W'erkverkehr oder gewerblicher Y,erkehr mit einbezogen 
wird, gibt zweifellos in vielen Fällen auch der reine Tran~portkostemmterscll1ed 
den Ausschlag. Dadurch wird das trotz der kräftigen Nivellierung der Wert" 

, staffel, der zahlreichen Abtarifierungen und der Einführung von Ausnahmetarifen 
für besonders vom Wettbewerb bedrohte Güter auch heute noch - wenn auch 
eingeschränkt -, bestehende System des finanziellen Ausgleichs zwischen defizi" 

4) Zur Struktur des, 'VerkYerlwhrs vgl. Ahsclmitt II!. 
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tären und gewinnbringenden Transporten be,einträchtigt. SoIang,e man glaubt, 
das gegenwärtige Tarifsystem der Bundesbahn nicht in dem Sinne reformieren 
zu können, daß von den Tarifen kein künstlicher Anr-eiz zum Einsatz von Werb 
verkehrsfahrzeugen mehr ausgeht - das bedeutete Annäherung der Tarife an die 
Selbstkosten -, wird man nach \Ylegen stIchen müssen, den W,erkverkehr so 
in den Gesamtverkehr einzuordnen, daß die ,erwähnten schädlichen Einflüsse 
neutralisiert werden. Dazu müßte freilich zunächst ,einmal ganz genau fest" 
gestellt werden, in welchem Umfang heute tatsächlich von einem Ausgleich 
zwischen defizitären und gewinnbringenden Transporten gesprochen werden kann 
-- eine Frage, über die heute noch weitgehend Unklarheit herrscht. Beispielsweise 
werden die Nebenstrecken ,einmal als finanzielle Last, ,ein anderesmal aber als 
durchaus rentabel bezeichnet. Ueberdi:es können berechtigte Zweifel gdtend ge" 
macht werden, ob diese Rücksichtnahme auf das gegenwärtige Tarifsystem der 
Bundesbahn - und zwar nur auf die Gütertarife -- volkswirtschaftlich noch 
gerechtfertigt ist und ob aus diesen Gründen Maßnahmen speziell gegen den 
Werkverkehr mit Lastkraftwagen ergriffen werden sollten. 

Die \Vertstaffel, die Jahrzehnte hindurch als das wichtigste M'erkmal einer gc" 
meinwirtschaftlichen die Industri,estandorte auflockernden Tarifpolitik bezeichnet 
worden ist, ist jede~falls in den letzten Jahren kräftig ,eing,eebnet worden, !ohne 
daß es zu den befürchteten v,erheer,enden Wirkungen auf die Standortstruktur 
der westdeutschen Wirtschaft gekommen wäre. Solange noch keine präzisen 
Vorstellungen über die tatsächliche Bedeutung .qes gemeinwirtschaftlichen Eisen" 
bahngütertarifs für die Standortstruktur der westdeutschen Volkswirtschaft be" 
stehen und solange über den gesamtwirtschaftlichen Nutz'en dieses T,arifsystems 
noch so wenig Klarheit herrscht wie gegenwärtig, muß die Schutzhedürftigkeit 
der gegenwärtigen vielfach ,als reformreif .angesehenen Tarifordnung als fraglich 
bezeichnet werden. 

Bevor die bisher ergriffenen Maßnahmen zur Eingliederung des Werkverkehrs 
mit Lastkraftwagen in' die bestehende Verkehrsordnung geschildert werden, er" 
scheint 'ein Blick auf die quantitative Bedeutung und die 'Struktur des \V,erk" 
verkehrs als zweckmäßig, um soo mehr, als über den W,erkverkehr vielfach un" 
zutreHende Ymstellungen bestehen. 

11. Die quantitative Bed'eutung des W'erkverkehrs mit Lastkraftwagen 
im Raamen des nationalen V'erkehrssystems 

Die statistischen Daten über den W,erkverkehr sind oeinstweilen noch unvolI" 
kommen. U eber den Werknahverkehr, das heißt den \'V'erkverk,ehr innerhalb 
eines Radius von 50 Kilometer Luftlinie, gemessen vom Standort des W,erkverkehr 
treibenden Unternehmens, gibt 'es bisher überhaupt noch keine laufenden Auf" 
schreibungen. Für den \'Verkfernverkehr hegen 'erst sdt November 1953 statistische 
Unterlagen über die Transportleistungen vor; diese Statistik war zunächst aller" 
dings noch lückenhaft. Erst für das Jahr 1955 kann dne nahezu :vollständige 
Erfassung aller Transporte angenommen werden. Für diesen Zeitraum liegen 
jedoch ,einstweilen erst T'eilangaben vor. 

Eine ,einmalige 'Repräsentativerhebung, die im Jul,i 1952 vorgenommen wurde, 
hat die bisher zuverlässigsten Ergebnisse für einen allerdings bereits weit zurücb 
liegenden Zeitraum gebraclit. Umgerechnet auf das ganze Jahr und ver" 
glichen mit den Transportleistungen der anderen Binnenv,erkehrsmittelergeben 
sich folgende Werte: 
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Güterverkehr im Bundesgebiet 1952 ö) 

Beförderte Güter" geleistete tkm d urchschnittl. 
menge TransportweHe 

inMill. t v.H. in Mrd. v.H. in km 

Eisenbahnen 262 28,6 55,3 56,0 211 
, Binnenschiffahrt 95 10,4 22,5 22,8 237 
Güterkraftverkehr 559 61,0 20,9 21,2 37 

davon: 
Güternahverkehr 498 54,4 7,9 8,0 16 
Güterfernverkehr 61 6,6 13,0 13,2 213 
Gewerbl. Güterverkehr 230 25,1 10,9 11,1 47 
Werkverkehr 326 35,6 9,8 9,9 30 

davon: 
Werknahv,erkehr 302 33,0 5,8 5,9 19 
W,erkfernverkehr 24 2.6 4.0 4.0 170 

nicht aufgegliedert: 
einachsige Anhäng,er 
(Nutzlast mehr als 2 t) 3 0.3 0.2 0,2 67 

W,ennauch mit Sicherheit damit zu rechnen ist, daß sich die Anteile der 'einzelnen 
V,erkehrsmittel am gesamten Güterverkehr seit 1952 zu ungunsten der Bundesbahn 
und zugunsten des Straßenverkehrs 6) verschoben haben, so dürfte sich doch 
andererseits das Verhältnis der 'Cinzelnen Gruppen innerhalb des Güterkraftver" 
kehrs zueinander nicht wesentlich verändert haben. Insbesondere ist nicht damit _ 
zu rechnen, daß sich der Anteil des W,erkverkehrs an der Gesamtleistung !des 
Güterkraftv,erkehrs auf der Straße vergrößert hat, wie auch aus den späteren Be" 
trachtungen über die Entwicklung der Nutzlastkapazitäten im gewerblichen 
Straßenverkehr und im W,erkverkehr ,entnommen werden kann. Besonders deut" 
lieh wird aus der obenstehenden Tabelle, daß der Werkverkehr sich über,. 
wiegend und in wesenmch stärkerem Maße als der gewerbliche Straßenverkehr 
im Orts,. und Nahverkehr abspielt. ' 
Für das Jahr 1954 sind die Transportleistungen im Güterkraftverkehr v,om Bundes,. 
finanzministerium geschätzt worden. Auf Gnmd dieser W,erte ,ergibt sich fol,. 
gendes Bild: 

TransportIeistungen im Güterverkehr im Bundesgebiet 1954 7) 

Eisenbahnen 
Binnenschiffahrt 
Güterkraftverkehr 

davon: 
Güternahverkehr 
Güterfernverkehr 

Mrd. tkm v. H. 

52,1 
25,0 
25.0 

10,0 
15,0 

51.0 
24,5 
24,5 

9,8 
14,7 

6) Zu;ammengosLcllt und errechnot nac.h: "Oio V<erkchrswirtsoha!t 1953", in , vVirlschaft und Sta­
tisti.k", G. Jg. N. 1;;., 1954, S,. 102,f. - Sla:ti;;iLisCl!lC,~ Ullndesamt, Slabist:iscl;e Ikric'hlo, Al'boils­
nummer V/35/1, vom 31. 3. 1954, S. ?ff. 
6) Vp~' die folgend? TaoolLe üb!)r dio 'l'ran5pOrÜl)istungen im Gül,erverkühr im Bundesgehiet 1954. 
1) Zlttert naah: ,,'lrutsachon und Zahlen aus d1lI' Kraftvork'eh1's,,~irtschall Hl54/55". 1I1's"'. v. Ver-
band der AutornohiliIHlll5tl'iR', Frankfurt Wiiil. S. 214. " 
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Spezielle Angaben über den W,erkverkehr fehlen. Lediglich für den Werkfern" 
verkehr lassen sich Vorstellungen über den Umfang der Beförderungsleistungen 
gewinnen. Wienn man die globale und 'eher' zu hoch als zu niedrig gegriHiene 
Zahl von 15 Milliarden tkm als Leistung des Straßengüterfernv,erkehrs anerkennt 
und davon die vom gewerblichen Güf.erfernverkehr gefahrenen 9,96 Milliarden 
tkm 8) subtrahiert, bleiben als Leistung des Werkfernv,erkehrs rund 5 Milli,. 
arden tkm übIig. Nach den 1954 allerdings noch unvollkommenen Aufschrei;' 
bungen des Kraftfahrt"Bundesamts erreichte der W,erkfernv,erkehr dagegen im 
Jahre 1954 nur 3,8 Milliarden tkm. O) Wahrscheinlich ist die für den W,erkfern" 
verkehr angenommene Leistung von 5 Milliarden tkm zu hoch. Während der 
Werkfernv'erkehr 1952 'etwa die Hälfte der in tkm berechneten Leistung des ge,. 
werblichen Güterfernverkehrserbrachte, lag dieser Anteil 1954 vermutlich niedri,. 
ger. Der W,erkfernverkehr ist alse in den letzten Jahren keinesfalls schn'eUer, 'eher 
larigsamer als der gewerbliche Straßenfernv,erkehr g'ewachsien. 

Im dritten Quartal 1955, dem letzten Zeitraum, für den bisher Zahlen über die· 
V,erkeh'rsleistungen im' W·erkfernv,erkehr vorliegen, und dem ,ersten Quartal nach 
der Erhöhung der Beförderungsteuer, hat sich der W'erkfernverkehr geg~nüber 
der gleichen Zeit des Vmjahl1es nach den Angaben des Kraftfahrt"Bundesamtes 
segar fühlbar verringert. Obwohl die Statistik über den W,erkfernv,erkehr im 
Jahre 1955 wesentlich vdlständiger ist als noch 1954 und obwohl auf Grund des 
allgemeinen Konjunkturanstiegs dn kräftiges Anwachsen des ,W'erkfernverkehrs 
zu erwarten gewesen wär,e, sind die Beförderungskistungen in dies,em V,erkehrs,. 
zweig um rund 10 Prozent gesunken. 10) Ganz allg,emein ist zu beobachten, daß 
die früher vorwiegend im W,erkfernverkehr 'eingesdzten Lastkraftwagen schon 
jetzt - bei ,einer Bcförderungsteuer von ,drei Pf/tkm- mehr und mehr im Nah:: 
verkehr verwendet werden. Dagegen ist die Beförderungsleistung des gewerb::: 
lichen Güterf,ernverkehrs im Jahre 1955 um rund 25 Prozent auf 12,4 Milliarden tkm 
gestiegen. 11) 

D.aß sich der Werkverkehr seit 1952 langsamer entwickelt hatals der gewerbliche 
V'erkehr, läßt sich auch aus der Entwicklung des Bestands. und der Nutzlast::< 
kapazitäten . der Lastkraftwagen in der Bundesrepublik in den Jahren von '1952 
bis 1954 (Stichtag 1. Juni) entnehmen. In diesler Z'Cit nahm die Gesamtzahl der 
Lastkraftwagen, einschließlich der 'Vorübergehend abg,emeldeten Fahrzeuge, nach 
den Angaben des Kraftfahrt"Bundesamtes ven 494000 auf 574 000, d~e Zahl der 
Anhänger zur Lastenbeförderung von 271 000 auf 321000 und die Nutzlast beider 
Fahrzeugarten von 1 686000 auf 2087000 Tonnen, also um 23,8 Prozent zu. AlLein 
im gewerblichen Straßengüterverkehr ohne Bundesbahn und Bundespost stieg 
dagegen die Nutzlastkapazität der Lastkraftwagen und Anhänger für die Lasten,. 
beförderung in der gleichen Z'eit von nmd 655000 Tonnen 1952 auf etwa 830000 
Tonnen 1954, also um 26,7 Prozent. 1~) 

8) "O'~1' Güt1l'I~fernverkehr 'im Dl1zcmher und im J;dlt"l' 19i1!i", ,in "Pt'e;;~e-Infol'rn;\lionen del' 
BUlHk'Slallslalt für don Giilnrfcrnvorkehr", Nr. 4, YOlI\ 10. 4. 19iili, S. B. 
:J) Ziliert nach: ,:l'aLsach1ln und Zahlen aus d('r Krafh"rkdh1'sw-irtsc!hafl 1\)i')·J)5,)", herausgegehen 
vom Verband der Automohilimlustr."c. Frankfurt 1BM, S. 22B.' 
10) "Der vVerIdernverkchr mit Kraftfa:hr~eug1ln im H. Vrierleljahl' Hlill)", in "Statistische MittQi­
lungen de.s Kraftfahrt-llumlesamlc,s", 2. Jg., 1951i, IIeft 1, S. '1. 
11) "Der Güter,fcrnvork1l11r im Düzomoor und im Jallr!)! 1955", :in "Pl1l'&Sß-Informationcn der 
ßundosanstalt für den Güterfornvcrkchr", Nr. 4, vom 10. 4. 1956, S. 3. 
12) Erl10clmct auf Grund der Angaben des, Kl1aItfahrt-llund.esamtc,s über den ßeslaud an Last­
kraftwagen und AnhUngern zur La:stcnbdöl'duung im ßllndesgebi1lt nach Größenklassen und 
GowerhngruppcIl. 



58 "'"h,,!' J [""'1lI 

Hinzu kommt, daß die durchschnittliche Jahresfahrleistung im W,erkverkehr 
schon wegen der wesentlich kürzeren durchschnittlichen Transportweite (und des 
infolgedessen recht hohen Anteils der Be" und Entladezeiten an der gesamten Ein" 
satzzeit eines W'erkverkehrsfahrzeugs), aber auch wegen der zahlreicheren Still" 
standstage und wegen der Benutzungsheschränkungen für W'erkverkehrsfahrzeuge 
(beides Folgen des Verbots von Gütertransporten für Dritte) in der Regel wesent" 
lieh niedriger liegen als bei den Kraftfahrzellgen des Verkehrsgewerbes. W,enn 
sich auch die Zahl der im \Verkverkehreingesetzten Lastkraftwagen und An" 
hänger stärker erhöht hat als die Fahrzeugbestände im gewerblichen Straßen" 
güterverkehr, so zeigt ein Vergleich der Nutzlastkapazitäten und der Einsatz" 
bedingungen für die Fahrzeuge beider Verkehrszweige doch, daß die V,erkdu's" 
bedeutung des gewerblichen Verkehrs zumindest in den Jahren 1952 bis 1954 
wesentlich stärker gestiegen ist als die des Werkverkehrs. Der Grund ist darin 
zu sehen. daß sich die Bestandszunahme im Werkverkehr weit überwiegend 
auf leichte Lastkraftwagen beschränkt, während im gewerblichen Güterkraft" 
verkehr vor allem große Fahrzeuge angeschafft "vorden sind. Es ist bezeichnend, 
daß sich die Nutzlastkapazität der Lastkraftwagen ·von 6 Tonnen und mehr lind 
der Anhänger von 10 Tonnen' und mehr von 1952 bis 1954 mehr als verdoppelt 
hat. Zusammenfassend ist also festzustellen, daß sich der Werkverkehr in den 
letzten Jahren zw.ar noch geringfügig vergrößert hat, daß aber die Zunahme seiner 
Transportleistungen hinter dem Anwachsen der Beförderungsleistungen im ge" 
werblichen Güterkraftverkehr zurückgeblieben ist. 

1Ir. Die Struktur des Werkverkehrs 
Wenn man sich von der Struktur des Werkverhhrsein Bild zu machen versucht, 
So fällt zunächst der überragende Anteil des Orts" und Nahverkehrs am gesamten 
Werkverkehr auf. Die hervorstechende Bedeutung des Ortsverkehrs ist bereits 
aus der niedrigen durchschnittlichen Transportweite von 30 Kilometer im ge" 
samten Werkverkehr zuerkennen; noch deutlicher ergibt sich diese Tatsache 
daraus, daß 57 Prozent aller von Straßenfahrzeugen des Werkverkehrs beförderten 
Güter n'ach den Feststellungen des Statistischen Bundesamtes 1952 im Ortsverkehr 
transportiert worden sind und weitere 35 Prozent mit ,einer durchschnittlichen 
Transportweite von 19 Kilometer im Werknahverkehr (ohne Ortsverkehr). 13) 
Für Schlußfolgerungen über den Wettbewerb des Werkverkehrs mit der Bundes" 
bahn sind diese Zahlen bedeutsam. Die Vergleichszahlen für den gewerblichen 
Straßenverkehr lauten: 51 Prozent für den Ortsverkehr und 36 Proz·ent für den 
Nahverkehr (ohne Ortsverkehr); 1;1) sie liegen also nicht wesentlich niedriger. 
Eine Gegenüberstellung der tonnenkilometrischen Leistungen nach Entfernungs:: 
bereichen zeigt deutlicher, daß sich der W,erkverkehr wesentlich stärker im Orts:: 
und Nahverkehr massiert als der gewerbliche V,erkehr: 

Verkehrsleistungen im Güterkr.aftverkehr nach Entfernungsherdchen 1952 1'1) 
Ortsverkehr Nahverkehr Fernverkehr 

v.H. v.H. v.H. 
Werkverkehr 22.3 36,9 40,8 
gewerbL V,erkehr 8,7 21,1 70,2 

Dabei ist allerdings darauf zu achten, daß die Tonnenkilometerleistung allein kein 
M.aßstab für die Leistungei:nes Verkehrsmittels ist. Gerade im Nahverkehr 

I;)) StatistisdlO HÜl1idlLe, a. u. 0., S. 81'. 
. 11) StatiJs,tisdlO ß,miclltc., u. a. 0., S. 11. 
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macht es sich besonders stark bemerkbar, daß ein Tdl dieser Leistungen, wie 
das Bereitstehen zur Be" und Entladung, von der Entfernung unabhängig ist. 

Die im Vergleich zum gewerblichen Straßengüterverkehr andersartige Struktur des 
Werkverkehrs ist auch aus der Zusammensetzung des Fahrzeugparks ersichtlich. 
Im Werkverkehr dominieren in weit stärkerem Maße als im gewerblichen Ver:: 
kehr die leichten und leichtesten Lastkraftwagen. Von den rund 260000 Last" 
kraftwagen unter 2 Tonnen Nutzlast, die das Kraftfahrt::Bundesamt am 1. Juli 1955 
registriert hatte, entfiden nur knapp 7 Prozent auf den gewerblich~n Stl'a~~en" 
verkehr. Daraus ist ,ersichtlich, daß der Werkverkehr offenbar sehr differenzierte 
Verkehrsbedürfnisse befriedigt, auf die gegenwärtig weder der gewerbliche 
Straßengüterverkehr noch die Bundesb.ahn mit ihren wesentlich größeren Trans" 
portgefäßen ,eingestellt ist. Die gleiche Tendenz ist bei den ~nhängern fest" 
zustellen: Von den rund 140000 Anhängern zur Lastenbcforderung unter 
2 Tonnen Nutzlast, das entspricht knapp der Hälfte des Gesamtbestandes, ent" 
fielen am 1. Juli 1954 ·ebenfalls nur rund 7 Prozent auf den gewerblichen Verkehr. 
Umgekehrt ist das V,erhältnis bei den Schwerfahrz'eug,en. Bei den Lastkraftwagen 
VÖil 6 Tonnen Nutzlast und mehr sowie bei den Anhängern von 10 Tonnen 
Nutzlast und mehr hatte der gewerbliche Verk'ehr am 1. Juli 1954 einen Anteil 
von 65 und 72 Prozent am GesamtbestancL 

Die im W,erkverkehr dngesetzten Lastkraftwagen - am 1. Juli 1954 warez{ les rund 
450000 von insgesamt 572 000 -:-- und Anhänger L rund 215000 von insgesamt 
291 000 - werden in sehr vieler} Fällen sowohl im Nah" als ,auch im F,ernverkehr 
benutzt. Es ist daher nicht möglich, die Fahrzeugbestandszahlen nach diesen 
beiden Gruppen aufzugliedern. Mit diesem Vorbehalt sind di'e Zahlen über den 
Umfang des W,erkfernverkehrs zu beurteilen, die das Kraftfahrt"Bundesamt er" 
mittelt hat. Im August 1955 waren danach im Werkfernverkehr nmd 40000 Last:: 
kraftwagen eingesetzt, davon 23000 mit einer Nutzlast von weniger als 4 Tonnen. 15) 

Von den rund 450000 im ~erkverkehreingesetzten Lastkraftwagen waren 
22 Prozent in der Industrie, 19 Prozent im Handwerk und 46 Proz·ent im Handel 
eingesetzt. Der Rest ,entfällt auf die Landwirtschaft, Banken, Versicherungen und 
Behörden. Der Groß" und Einzelhandel ist also das weitaus wichtigste Fdd des 
Werkverkehrs, wenn man von den Fahrzeugbestandszahlen al.1sg·eht. Betrac~tet 
man dagegen die Beförderungsleistungen, so verschiebt sich das Bild erhebltch 
zug'unsten des industriellen Werkverkehrs. . 

Der WerkvIerkehr nach Gewerbehereichen im Bund,esgebiet 1952 ltl) 

Beförderte Gütermenge geleistete tkm 
v.H. v.H. 

Industrie 44,9 41,3 
Handwerk 8,5 6,6 
Handel 30,4 37,1 
Sonstige Gewerbebereiche ___ 1:..:6:.!.:,2=-_______ 1.:....5..:...0 __ 

Alle Gewerhebereiche 100,0 100,0 

1ä) St .. tisLisdlO l\Iill"iIlln"'en ,tes KraftJ'ahrl-llllll'!""alllli,s, 2 . .l1-)., 1 \JSIi, lIeH H, "Die "eI'U<Jl'll­
vork<!.i~rt~·c,ihent1cn U;ltc,rI~~hmcr' und ihm Fa'hrllc'Ugo lim ßllnd.l;sgcbid und in BerJ.i:ll ("'e'st) im 
August lDSS", S. 8. ' . 
IG) Errechnd narJI: Stalli,slisdw lIcl1ichle, a. a. 0., S. 7 . 
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Aus dieser Uebersicht wird erkennbar, daß die Industri,e als wichtigster Werb 
verkehr treibender Gewerbebereich Güter mit eigenen Fahrzeugen auf Entfernun~ 
gen transportiert, die durchschnittlich w{!sentlich geringer sind als im Handel. 

Für die Beurteilung des 'Werkverkehrs ist es wichtig zu wissen, welche Güter in 
erster Linie mit werkeigenen Fahrzeugen transportiert werden. Nach der -ein" 
maligen Repräsentativerhebung des Statistischen Bundesamtes im Juli 1952 über~ 
wogen im Orts" und Nahverkehr, gemessen an den beförderten Tünnen, eindeutig 

.. - Produkte des Baugewerbes und der Industrie der Steine und Erden. Dann lerst .' 
folgten mit Abstand Nahrungs~ und Genußmittel. Eine nicht unbedeutende Rolle 
spielen ferner, was aus saisonalen Gründen in der 'erwähnten Repräsentativ,: 
erhebung jedoch nur unvollkommen zum Ausdruck kommt, die Kohlentransporte 
des Kohleneinzelhandels. 17) Für den Werkfenwerkehr li<:gen auf Grund der für 
solche Transporte vürgeschriebenen Meldepflicht genauer,e Unterlagen - dnst" 
weilen jedoch nur für das Jahr 1954 - vor. Der Anteil der wichtigsten Güter" 
gruppen am gesamten Transportvolumen des \Verkfernv'erk'ehrs ist in der fol" 
genden Tabelle den vergleichbaren Proz·entsätzen aus dem gewerblichen Güter~ 
fernverkehr gegenübergestellt, damit die unterschiedliche Verkehrsstruktur beider 
Verkehrszweige deutlich wird. 

Der Fernverkehr mit Lastkraftwagen nach wichtigen Gütergruppen 
im Bundesgebiet 1954 18) 

Beförderungsleistung in tkm 
\'(1 erkfernverkehr gewerbl. Güterfernvlerkehr 

v.H. v.H. 
Nahrungs~ und GenußmiÜel 

einschl. Getreide 26,1 14,8 

Kunststein~, Tün" und Glaswaren 15,0 1 0,7 

Steine, Erden, Bindemittel, Schutt· 14,3 8,4 

Eisen und Stahl, 
Eisen" und Stahlwar,en 8,8 17,9 

Holz und H'Olzwaren 8,5 9,1 

72,7 60,9 

Auch im Werkfernverkehr spielen also Güter der Bauwirtschaft, die in der Regel 
unmittelbar zu Baustellen transportiert werden, sowie bes'Onders transport" und 
geruchempfindliche Güter die Hauptrolle. 

Die ausführliche Schilderung des Umfangs und der Struktur des \X'erkfenlver" 
kehrs erschien deswegen als zweckmäßig, weil eine ganze Reihe. von Urteilen, die 
über den Werkverkehr in der verk'ehrspolitischen Tagesdiskussion zu hören sind, 
wohl kaum anders als mit unzureichenden Vorstellungen v'Om Werkv'erkchr und 
seinen Beförderllngsleistungen, über die zwar noch fragmentarische, aber dennoch 
in Grenzen verwertbare statistische Daten vürliegen, zu erklären sind. 

17) Slali"lisclll' Ikl'ic:hb', Arll,-~r, Y lilil 'I. vom B1. B, 1054, 
JH) "Dl'1' w,,,c1'bl,ielIl\ GiiL"rf"'l'm • .,.kt-JI'· Ulle! tl'I'I" vY'erklernv'('I'kelu' IlIi~ Krailfahrwugcn", in 
"Wirtschaft unQ SlaL~~4ik", 8. Jg., N. F., 10öG, S. 90. 
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IV. Das Ziel der Einordnung des Werkverkehrs 
Bevor etwas über die Maßnahmen gesagt werden kann, mit denen der W:erb 
verkehr in den Gesamtverkehr 'eingeordnet werden kann, muß zunächst etwas über 
die Ziele dieser Eingliederung gesagt werden. \'\Tie stets in der Wirtschaftspolitik 
ist die Wahl dieses Ziels 'eine politische Entschetdung. Beispielsweise ist eine 
Verkehrspolitik denkbar, die eine Förderung der Staatsbetriebe im Verkehr oder 
gar eine Verstaatlichung des gesamten V,erkehrssystems anstrebt, für die deswegen 
jeder Eigenverkehreine Störung bedeutet und die deswegen auf ein Verbot 'des 
Werkverkehrs - wenigstens überhalbeiner bestimmten Entfernungsgr,enze -
und auf eine Begünstigung der staatlichen Verkehrsbetriebe abzielt. Als anderes 
Extrem läßt sich ein verkehrspolitisches Verhalten vorstellen, das aus Gründen der 
Mittelstandsförderung die kleinen und mittleren Betriebe bewußt auf Kosten der 

_ Großbetriebe bevorzugt und als oberstes Ziel ansieht. Das würde auch zumindest 
eine neutrale, nicht auf Diskriminierung ausgerichtete Einstellung gegenüber den 
sich besonders intensiv des Werkverkehrs bedienenden kleinen und mittleren 
Unternehmen 19) und damit gegenüber dem Werkverkehr selbst voraussetzen. 
In diesen beiden extremen Fällen würde die Eingliederung des Werkverkehrs 
relativ unproblematisch sein und durch Verbot oder fr,eies Gewährenlassen zu 
lösen sein. Hier soll von einer v,erkehrspolitischen 'Zi,els'etzung ausgegangen 
werden, die zu aller erst dk wi,rtschaftlichste Gesamtversorgung der Volkswirt" 
schaft mit Transportleistungen ins Auge faßt und erst dann auß.erwirtschaftliche 
Zwecke, wie MiUelstandsförderung oder Schutz },taatlicher Betriebe, im Rahmen 
des Möglichen zu erfüllen sucht. 
Vor,aussetzung für eine derartige Eingliedenmg des W,erkv,erkehrs in den Gesamt" 
verkehr ist ,es, daß die Arbeitsbedingungen des W,erkv,erkehrs vom Staat nicht 
schlechter, ,aber auch nicht besser festgesetzt w,erden als die der gewerblichen Ver" 
kehrsuntemehmen. Das gilt nicht nur für die steuerlichen und andere Lasten, 
sondern auch für die vielfältigen administrativen Hemmschuhe, die der Staat in 
der gegenwärtigen westdeutschen Verkehrsordnung allen Verkehr treibenden 
Unternehmen in mehr 'Oder weniger ausgeprägter Fmm in den W,eg legt. U eber 
diese Gleichheit der Startbedingungen im W'ettbewerb wird in der Diskussion 
über den Werkverkehr in erster Linie gestritten. Mit diesem Prinzip wäre ,es zum 
Beispiel unvereinbar, wenn die fr·eie Wahl des Transportmittels durch Verbote 
'Oder einer dieser Maßnahme gleichkommenden ,extl'em scharfen Besteuerung un" 
möglich gemacht würde. Ebenfalls abzulehnen wäre der hier und da ernsthaft 
vürgetr,agene Vmschlag, dem W,erkv'erkehr oder dem gesamten Straß.engüterver" 
kehr den bei bestimmten Transportleistungen vmhandenen K'Üstenvorsprung 
gegenüber der Eisenbahn wegzusteuern. Mit <einer solchen Maßnahme würde man 
einem ,argen Zerrbild des Ideals der gleichen Startbedingungen nachstreben und 
ein Prinzip verfolgen, das allgemein in der Wirtschaft angewandt, Jeden Anreiz 
zur Rationalisierung, zur Anwendung neuer Produkti'Onsmethoden, zur Aus" 
wertung von :patenten und zur Modernisierung von vornherein beseitigte. 

V. Bisherig,e staatliche Maßnahmen zur Einol1dnung des W,erkverkehrs 
Aus Raumgründen kann hier nur ein fr.agmentarischer Ueberblick über di'e staat~ 
lichen Maßnahmen zur R'eglementierung des Werkv,erkehrs gegeben werden. 

19) Ein Grund, weswegen Großhclri,cbc, L1i(l hesonders umfnngr()i~he Tr~nsport~uftrllge zu v"r­
gehen haben, häufig auE den EinlS'utz oi,qcnor Kmftfahrwugo V'crzlohlcn, Ist dar!'l~ zu SDI.lCn~, ~ae) 
(lie g0werbI~chcn Verke:hrsunlcrndunen dIC, GroßklIndon hcsonum's um\verben und LhJl<Jl\ vlelfaltlgo 
außerlarifHchc Vergünstigungen gewähren. ' 
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Gleichzeitig mit den ersten Eingriffen des Staates in den gewerblichen Straßen~ 
verkehr mußte auch das Tätigkeitsfe1d des Werkverkehrs abgegrenzt werden: Die 
Güterbeförderung im Werkverkehr wurde auf Transporte für die Zwecke des 
eigenen Unternehmens beschränkt, w.eil sonst die für den gewerblichen Straßen~ 
güterverkehr vorgeschriebenen Bestimmungen durch den ELnsatz von W:erkver~ 
kehrsfahrz~ugen hätten umgangen werden können. Schrittweise wurde die Defini~ 

Jion des Werkfernverkehrs in den letzt·en zweieinhalb Jahrzehnten eingeengt, weil 
sich immer wieder Lücken offenbarten, durch die der Werkfernverkehr schlüpfen 
und in das durch Preis~, Konzessions" und Kontingentienmgsvorschriften streng 
reglementierte Arbeitsfeld des gewerblichen Güterfernverkehrseindringen konnte. 
An den verkehrspolitischen Maßnahmen auf dem Gebiet des \'{Terkverkehrs läßt 
sich deutlich demonstrieren, wie ein dnmaliger staatlicher Eingriff in den Wirt" 
schaftsablauf immer neue und schärfere Maßnahmen ztir Sicherung des ersten 
Eingriffs gegen Umgehungsversuche 'erforderlich macht. 

Damit eine Ueberwachung des Wrerkfernverkehrs möglich ist, sind ferner eine 
Reihe von Vorschriften über die Führung von Beförderungs" und Begleitpapieren 
(~ 52 des Güterkraftverkehrsgesetzes vom 17. 10. 1952) festgelegt worden. Im 
übrigen ist der Werkverkehr nicht genehmigungspflichtig. 

Die Besteuerung des W,erkverkehrs weicht in Deutschland mit Ausnahme der 
Beförderung" und Umsatzsteuer nicht von, den allgemein für den Kraftverkehr 
geltenden Vorschriften ab. Die Beförder'llngsteuer für den W,erkfernverkcehr 
ist in den letzten Jahrzehnten mehrfach g.eändert worden; sie wurde im Oktaber 
1936 eingeführt, jedoch in der Zeit von 1944 bis 1951 wieder vorübergehend be~ 
seitigt. Von 1951 bis 1955 ,entsprach die Höhe der Beförderungsteuer im W,erk" 
fernverkehr etwa der im gewerblichen Straßengüterfernvrerkehr 'erhobenen Be" 
förderungsteuer in Höhe von sieben Prozent der Fracht (erhoben als Pauschal" 
satz je tkm). Durch das Verkd1fsfinanzgesetz ist die Beförderungsteuer im Werk" 
fernverkehr wesentlish ,erhöht worden: Sie soll in Etappen auf den fünffachen 
Steuersatz heraufgesetzt werden. Als Begründung für diese Maßnahme hat das 
Bundesverkehrsministerium darauf hingewiesen, "daß die Selbstkosten des W,erk" 
fernverkehrs .... 'erst dann rechnerisch über den Befördenmgsentgelten im ge" 
werblichen Güterfernverk,ehr Hegen, wenn die Beförderungsteuer von 5 Pfennig 
je tkm voll angerechnet wird".20) Als verkehrspolitisches Ziel der Maßnahme 
wird es bezeichnet, daß der Anr.eiz zur Beförderung von Massengütern imWerb 
fernverkehr abgeschwächt oder ganz aufgehoben und der W'erkfernverkehr bc" 
schränkt wird. Ziel dieses Eingriffs war ,es demnach also nicht, die iWettbewerbs" 
bedingungen im W erkfemverkcehr denen im gewerblichen V,erkehr anzupassen, 
sondern den \'\1erkfemverkehr in möglichst großem Umfang zum Erliegen zU 
bringen, weil erst dann "eine tarifarische Abstimmung von Schiene und Straße" 
möglich sei. 21) Auf diese Form der Einordnung des Werkv·erkehrs in das natio,: 
nale Verkehrssystem wird noch zurückzukommen sein. . 

Im Ausland beschränken sich die staatlichen Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Werkverkehrs fast überall darauf, den Begriff des Wrerkverkehrs möglichst exakt 
zu fassen und jenen gewerblichen Güt'erkraftverkrehr, der als Werkverkehr getarnt 

20) "Der vVcrkverkdll' in der Vcrb"hrslwuonlnung, Stellungnahme des lI11IHlesminislers Hit· V\~r­
kein' zur Frag-e der Dcslcllcrnmg des vVcrkJ'orllverkßlll's", in "Bulldin des Presse- lind Inforlllations­
tllules (101' nllIHll~sl'('gierllng", NI'. 25, YOIn 5. 2. lDi)o, S. 205. 
21) Ebcn,!a, S. 205. 
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ist, zu unterbinden. ~~) Die Freiheit des W'erkverkehrs ist in nahezu allen Ländern 
unangetastet. Lediglich in den Nirederlanden besteht ,ein Lizensierungsverfahr.en 
für den \'\1 erkverkehr, ~l) das allerdings großzügig gehandhabt wird. Auch in 
Griechenland muß der Werkverkehr von den Y'erkehrsbehörden genehmigt wer" 
den. ~l) In Oesterreich hat man mit unzureichendem Erfolg sowohl den gewerb" 
lichen als auch den Werkfernverkehr mit Hilfe einer festen Beförderungstcuer 
von 35 Schilling für jede T'Ünne Nutzlastkapazität und für jede Fahrt lüber 65 Kilo" 
meter einzuschränken gesucht.25) In Frankreich hat der gewerbliche Güterkraft~ 
verkehr etwa eine um 10 Prozent höhere Steuerlast zu tragen als der Werb 
verkehr. ~';) Das ist einer der Gründe, weswegen sich der Werkverkehr in FranI,,,, 
reich besonders stark entwickelt hat. . 

VI. Vermeintliche und tatsächliche Ursachen für d:e Ausdehnung 
des Werkverkehl'S 

Es war bereits darauf hingewiesen worden, daß der W:erkverkehr in W,estdelltsch" 
land zwar in den letzten Jahr·en zugenommen hat, wenn .auch längst nicht in dcm 
Ausmaß, wie es häufig dargestellt wird. Zahlreiche Ursachen werden für diese 
Ausweitung des \X'erkverkehrs genannt und als Begründung für Maßnahmen 
gcgen diesen V,erkehrszweig benutzt, die rCin;:r genaueren Nachprüfung nicht 
standhalten. Es erscheint daher zweckmäßig, zunächst einige dieser verkehrs,: 
politischen Argumente unter die Lupe zu nehmen und sie auf ihre, Ueber" 
zeugungskraft zu prüfen. 
1. Anfechthar,e Erklärungen für die rasche Entwicklung des W,erkverkehrs 

a) Der W,erkverkehr ist nicht kostenorilentirert. "Seine Ausdehnung (schreitet) 
auch bei steigenden Kosten ungehindert f::lrt." ~7) Der Werkverkehr ist "mit 
vielfältigen Fazilitäten ausgestattet",2') "die ihn auch unter sonst ungünstigen 
Voraussetzungen wettbewerbsfähig machen". ~r,) 

Dieses Argument wird in zahlreichen Variationen benutzt. 'Gelegentlich wird ,es 
in der Form eingeschränkt, daß nur der sogenannte "betriebsbedingte" Werkver" 
kehr nicht kostenorientiert sei, also unabhängig von der Höhe der Kosten, die 
dieser Werkverkehr. verursacht, auf jeden Fall weitergeführt werde. Wenn diese 
Ansicht zuträfe, wär,e ·es unverständlich, warum der gewerbliche Verkehr nicht 
schon längst völlig vom Werkverkehr verdrängt worden ist. Unsinnig wäre es 
auch, den Werkverkehr mit Steuerrnaßnahmen bekämpfen zu wollen, wenn der 
Werkverkehr auf K'Üstenerhöhungen nicht re.agierte. Es ist also w~derspruchs" 
voll den Werkverkehr dnersdts als nicht kostenorientiert zu bez·eichnen und ihn 
and~rerseits mit K'Üstenerhöhungen bekämpfen zu wollen. Ein Blick in die Praxis 

22) Ue]""r (Li!) La"c in Fmllkrnich heridJid all'JÜhrl.j.ch: ITeilll.z-Hi'char<l 'Vaterlllalln, "ni·" Ko­
ordiniel'ullg dcs Eiscnbahn- lind Straßcn"iitervürkdlrs in Frallkl'l,idl", T" ... JlILi"dlll \lIIlI volhwil'!­
Nclwft1r~che' lIcridlle d,'s vVirt!';l1l1afbs- l~(.d Y,'rkP1lrslllinisleriltllls Nonlrhl'in-Vlfe·slfakn NI'. :17, 
HJii5 S. 333ft 
~:l) Üans-Christoph SI'.ohohtll, "Di,e V"rlwhrspoJilik dnr Btlll(].)SI·qlllhlik", DarlllsllHlt Hlij.t, S. iHi. 
~1) ElJe1ll1a, S. 36. 
25) vVi,~~,mschaftluchpr Be.irat bei dnlll Dtllldl·S\crkl.'hrsmillli~lc'l·il1l1l, Vorschliige für 1,i1lO Hefurm 
,les Dcul~chcn Ei.s.enhllhngüterlad,J's., Dic1cJ'e·ld UJiJ.1, S. 3a. 
26) vVatermann, a. a. 0., 's. 334. 
27) Scehohm, a. a. 0., S. 27. 
~8) llllntle.'W'crkehrsnünis.tcr Dr. S.,'"bohlll in 11"1" UH. Srit,.ung des 2. 1)"lIlschl'n Bundestages YOIlI 

!). Juli 1954, Stenographi,~cJw BCl'iohLc, Dand 20, S. 1785 B. 
20) Der vVcrkv.crkehr in der Vcrkcllrsncllordnung, a. a. 0., S. 20·1. 
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zeigt ebenfalls, daß die Unternehmer keineswegs 'Ohne Rücksicht auf die Küsten 
Werkverkehr betreiben. Vielmehr ist es üblich, daß die Kosten, die der ,W,erk" 
verkehr verursacht, den Transportauslagen gegenübergestellt werden, die bei Be" 
nutzung betriebsfremder Transporteinrichtungenentstehen. Nur ;wenn 'dieser 
V,ergleich zugunsten des W'erkverk,ehrs ausfällt, wird dn einsichtiger Unter" 
nehmer den Werkverkehr auf die Dauer beibehalten. Sicherlich hat der Werb 
verkehr' bestimmte Fazilitäten, wie Werbung, Kundendienst und Erleichterung 
des Inkasso; wie stets bei Prei.svergleichen wird der Unternehmer diesen unter" 
schiedlichen Nutzen der Transportleistungen von eigenen uhd fremden Fahr" 
zeugen in seine Rechnung einbeziehen. -
Die Fazilitäten sind jedoch nicht so hüch zu bewerten, daß der Werkverkehr 
deswegen unempfindlich gegen Aenderttngen im Verhältnis der Küsten zwischen 
gewerblichem und Werkv·erkehr wäre. Auch diese Nebenleistungendes Werb 
verkehrs haben einen festen W,ert für das Unternehmen. Alle Aufgaben, die Ider 
Werkverkehr erfüllt, können zu einem bestimmten Preis an ,ein fremdes Unter" 
nehmen übertragen werden. Insbesondere ist an die Möglichkeit zu erinnern, 
den Werkverkehr durch Küntraktverkehr zu ·ersetzen, das heißt Lastzüge des Ver" 
kehrsgewerbes auf längere Zeit zu mieten. 30) Für jede betriebliche Leistung gibt 
es 'einen Preis, für den ein fr,emdes Unternehmen bereit ist, diese Aufgaben zu 
übernehmen. Deshalb ist auch die Gleichsdzung der Begriffe "betriebsbedingter" 
und "küstenorientierter" W,erkv,erkehr falsch und irreführend. 
Im übrigen stehen den FazUi.täten des W,erkverkehrs auch .ander,e Fazilitäten des 
gewerblichen Verkehrs auf Schiene und Straße gegenüber, die sich insbesondere 
in Kostenersparnissen niederschlagen können. Zu denken ist dwa an die un" 
gleich günstigeren Beschäftigungsbedingungen im gewerblichen V,erkehr sowie 
an die Möglichkeiten zu rationellerem Einsatz der Fahrzeuge, bei der Eisenbahn 
vor allem an die Vürzüge, die der Transport auf der Schi,ene gegenüber dem auf 
der Straße bieten kann, also insbesonder·e die BUdung gl'Oßer Transporteinheiten. 
Es kann demnach durchaus von einem Wettbewerb zwischen W'erkverkehr und 
gewerblichem V,erkehr auf ScMene und Straße gesprochen werden. Wichtig für 
das Abschneiden des Werkverkehrs in diesem Wettbewerb ist 'es, ob es den V'er" 
kehrsunternehmen gelingt, ihr'e v,ergleichsweise günstigeren Voraussetzungen für 

. eine rationelle'Produktion von Verkehrsleistungen auszunutzen und ihr·en Kosten" 
vürsprung auch im Preis zum Ausdruck kommen zu lassen. 
Hier ,ergibt sich eine enge Verbindung zu einem zweiten häufig benutzten 
Argument. 
b) "Der umf.angreiche \XT.erkverkehr wird ... von der T~rifpolitik überhaupt 

nicht .erfaßt." 31) 
Da der Werkverkehr im W·ettbewerb mit dem gewerblichen Verkehr' auf Schiene 
und Straße steht und da ständig Kostenvergleiche zwischen heiden V'erkehrs" 
arten gezogen werden, spidt die Höhe der T arHe :eine 'entscheidende Rolle für 
den Umfang des Werkverkehrs. Bestünde dieser Zusammenhang nicht, so hätte 
das häufig in einem Atemzug gegen den W.erkv'erkehr vürgebrachte und noch 
zu behandelnde Argument, der Werkv,erkehr sciein Nutznießer des gemein" 
wirtschaftlichen Tarifsystems der' Bundesbahn, :l2) keinerlei Ueberzeugungskraft. 

30) Vgl. Waller Hamm, Schim,c fund Sh1aßo - Das, Ol'dnungsprol)\Pm im GÜlervorke.hr zu Lamlo, 
lIeicldhorg 1954, S. 27f. 
:11) Soeoohm, a.:I.. 0., S. 33.. . . 
3Z) Der 'Werkverkehr in dor Vorke.hr~nl)uordllung, a. a. 0., S. 204. 
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W'enn der \"\V!erkverkehr von den Tarifen der öHentlichen V,erkehrsunternehmen 
überhaupt nicht lerfaßt· würde, könnte man seine Ausdehnung und das von ihm 
bevmzugte Tätigkeitsf,eld auch nicht in Zusammenhang mit der g!egenwärtlgen 
Tarifstruktur bringen. Diese Ansicht widerspräche allerdings gründlich den Tat" 
sachen, die beweisen, daß der W,erkverkehr sich an den Tarifen der gewerblichen 
Verkehrsunternehmen ausrichtet. 
ZweifelLos könnte der Werkverkehr am besten durch Tarifsenkungen, welche 
die auf Grund der Anwendung des Belastbarkeitsprinzips lentstandenen Diffc" 
rentialrenten beseitig,en, hekämpft werden. AlLerdings wäl.'le 'es töricht, fühlbar,c 
Auswirkungen solcher Maßnahmen schon nach wenigen Monaten zu erwarten .. 
Die Schrumpfung des Werkverkehrs würde sich in dies,em Fall wohl in der Form 
vollziehen, daß die Ersatzinvestitionen für verbrauchte Fahrzeuge ·unterbleihen. 
c) Der W,erkverkehr dehnt sich "ungehemmt" aus und gefährdet "dte mittel" 
. ständischen Existenz·en im gewerblichen Güterfernverkehr in zunehmendem 

Maße". ~~) 
Diese Ansicht läßt sich kaum in Einklang mit den statistischen Daten bringen. Die 
Verkehrsleistungen sind im gewerblichen Güterfernv,erkehr in den Jahren 1952 
bis 1954 - für 1955 liegen noch keine Jahresergebnisse vor - ,stärker gestiegen 
als im Werkfernverkehr, wo sie in di'es'er Zeit nur noch geringfügig angewachsen 
sind. Auch die Nutzlastkapazitäten haben sich im gewerblichen V,erkehr stärker 
erhöht als im Werkverkehr. Zumindest in der gendrdlen Fmm, in der dieses 
Argument vorgetragen wird, ist es nicht haltbar. Da sich gerade die Klein" und 
Mittelhetriebe hesonders intensiv des W!erkverkehrs bedienen, können gegen den 
Werkverkehr gerichtete Maßnahmen mit größerer Berechtigung als mittelstands" 
feindlich angesprochen werden. 
d) "Der W!erkfernverkehr kann bei V,erkehrsspitzen auf die öffentlichen Ver" 

kehrsträger zurückgreifen, trägt also nicht die Last der Vorhaltung von Trans" 
portraumreserven." 31) . 

Daß Kapazitätsreserv,en für Nachfragespitzen vorgehalten werden, ist dn Vor" 
gang, der überall in der Wirtschaft festzustellen und nicht nur im gewerblichen 
Verkehr oder speziell bei der Bundesbahn zu beobachten ist. Vertreter sowohl 
der Binnenschiffahrt 35) als auch des Güterkraftv,erkehrsgewerbes :16) hahen betont, 
daß nicht nur bei der Bundesbahn, sondern auch innerhalb ihres V,erkehrszwdgs 
aus rein betriebswirtschaftlichen Erwägungen erhebliche Transportraumreserv'en 
für Verkehrsspitzen bereitgehalten werden. Auch im Werkverkehr gibt es der" 
artige Kapazitätsreserven. Das wird schon daraus lerkennhar, daß im \V:erkverkehr, 
und speziell im W,erkfernverkehr, die durchschnittliche Jahresfahrleistung 'er" 
heblich geringer ist als im gewerblichen Verkehr. ' 
Viele W,erkverkehrsfahrz'euge sind gerade aus dem Grund angeschafft worden, 
weil ·es den Unternehmen darauf ankam, von den Zufälligkeiten der Verkehrs" 
bedienung durch fr,emde Unternehmer unabhängig zu werden. Gerade während 
.der V,erkehrsspitzen treten Jedoch häufig Verzögenmgen und Unregelmäßigkeiten 

33) Der vVerkvorkehr in der Verke.hrs~wuordnung, u. a. 0., S. 20·1. 
31) Ebenda, S. 204. 
35) Arthur llirkenclahl, Zu eini""cn Grundfragen der deubchen Vcrkf'ihrspolilik, in "Dio Verkehrs­
politik in dor öf.fontlichen i\Iüin~ng", Band 10 C (kr Vc-r<iffentl:idnmgcn der Volbwirt~chaftlidH1n 
G('~('ll~chaft, Darll1~t.adt o. J., S. 148. 
3G) Anlon IIeinH..'S, Zwei Jahre Vl'rkührspoliLik gegon den Laslkraflwag~ll, in "Der Giil,erverkt'hr", 
5. Jg., 195G, S. 3. . . 
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im Gütertr,ansport durch gewerbliche Verkehrsbetriebe auf. Zahlreiche U nter~ 
nehmen müssen befürchten, daß si<! Kunden verlieren 'Oder durch Produktions~ 
stockungen Verluste 'erleiden, wenn sie nicht auch in Zeiten der saisonal wieder~ 
kehrenden Transportraumknappheit aus eigener Kraft für stetige und pünktliche 
Güterbeförderung sorgen. Nur in einigen Fällen schlägt der Einwand, daß die 
zeitweise unpünktlichere Belieferung durch gewerblich~ Y,erkehrsunternehmen 
durch Anlegen größerer Lagervorräte neutralisiert werden könne, durch. Eine 
Fülle von Beispielen läßt sich .anführen, in denen dieser Ausweg entweder über~ 
haupt nicht oder nur mit erheblichen Mehrkosten und unter Verzicht auf viel~ 
fältige Rationalisierungsvorteile gangbar wäre.:17) 

Aber selbst wenn die lOben angdührte Behauptung in vollem Umfang zuträf.;:, 
wäre das Verhalten der \XTerkverkehr treibenden Unternehmer ·keineswegs ver~ 
werflich. Die Abwälzung des Beschäftigungsrisikos ist - nicht nur auf dem 
Felde der Eigenproduktion - ein durchaus legitimer Ymgang, der sich in allen 
Branchen der Wirtschaft - auch von den Yerkehrsunterl1'ehmen selbst in Form 
geschickter Auftragspolitik laufend praktiziert - in vielfältiger Weis~ ständig 
vollzieht. Auch dieses Argument spricht also kaum gegen den W,erkverkehr, 
und ,ebensowenig kann etwa die Industrk der Bundesbahn deswegen ·einen V.or~ 
wurf machen, weil sie zunächst ihre Eigenbetriebe voll beschäftigt, ,ehe sie Auf~ 
träge an andere Unternehmen vergibt. 

e) Dje Abschreibungsvorschriften begünstigen die Ausweitung des Werb 
verkehrs. :1') 

Zu diesem Argument ist zunächst festzustellen, daß die Abschreibungsvorschrif~ 
ten für Fahrzeuge des W~rkverkehrs die gleichen sind wie für die des gewerb 
lichen Y,erkehrs. Die Finanzverwaltung bevorZtlgt also den 'Werkverkehr in 
keiner Weise. 
Geradezu töricht ist der gelegentlich zu hörende Verdacht, manche Betriebe 
schrieben erst ihre W,erkverhhrsfahrzeugeab, veräußerten sie dann zu günstigen 
Preisen und ·erzielten auf tHese Weise S'Ündergewinne. Selbstverständlich muß 
in einem solchen Fall die Differenz zwischen dem Buchwert und dem Verkaufs~ 
erlös .alsaußemrdentlicher Ertrag voll versteuert werden. Obendrein muß der 
Betrieb dann noch Umsatzsteuer bezahlen. 
Bei den hohen Steuersätzen in den 'ersten Jahren nach der Währungsreform ,und 
auf Grund der Steuervergünstigungen für die Investition von Gewinnen im 
eigenen Betrieb war 'es sicherlich besonders reizvoll, viel zu investier'en. Als 
spezielle Förderung des Werkverkehrs können diese Steuervorschriften jedoch 
nicht bezeichnet werden. Zahlreiche Wege standen jedem Unternehmer offen, 
wenn er in den Genuß solcher Steuerbegünstigungen kommen wollte. Investi~ 
tionen in Straßenfahrz,eugen standen und stehen also mit allen anderen Möglich~ 
keiten innerbetrieblicher Investitionen in Konkurr,enz. Es ist allerdings zutreffend, 
daß bei der unbefriedigenden Qualität der Leistungen und dem fühlbaren Trans~ 
portengpaß in den ersten Jahren nach der Währungsreform der Anreiz besonders 
groß war,eigene Lastkraftwagen zu kaufen. Die vom Staat allzu lang verzögerte 
Aufbauhilfe für die Bundesbahn hat zweifellos entscheidend dazu beigetragen, 
daß sich der W.erkverkehr so rasch ausdehnen konnte. 

37) Z".Itlreichn Hei$picl,o hierzn h"i: 'Va'!l,'l' Lilldcll, Der Werh<'l'k"hr mit Kraltfahrzell"PIt in 
dm.· Vi)l'kchrspolilik lm~erer Zeit, al:; Manuskript gedruckt, Frankfurt Hl4!J, lind lwi "Valler 11.1 TllTll , 

Der unhelieht.e "Vcrkverkehr, in "Frankfurt!'r AllgpIl\eine Zeitung", N,'. 48, vom 2(;' 2. HJ55, S. ii. 
38) S",phQhm, in .. Sl"nogrnphj.~("lho Il!'richtl''', a. a. 0., S. 1785 B. 
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f) Die Kosten des Werkv,erkd1l'S können vom Gewinn abgesetzt werden, unter~ 
liegen also nicht der Einkommen~, Körperschaft~ und Gewerbesteuer. 3D) 

Dieses Argument könnte ebenfalls den Anschein erwecken, als genieße der .W,erb 
verkehr eine besonder,e steuerliche Vergünstigung. In Wirklichkeit wird die Wahl 
zwischen Werkverkehr und gewerblichem Yerkehr jedoch durch di,ese Be~ 
stimmung nicht verfäl.scht; denn auch die Kosten, die für Transporte an fremde 
Unternehmen gezahlt werden, können in gleicher Wdse vom Gewinn abgesetzt 
werden. Wenn also argumentiert wird, daß die Kosten des Werkverk,ehrs bei 
gut verdienenden Unternehmen zu fünfzig Proz'ent und mehr vom Fiskus ge~ 
tragen werden, so gilt das in gleicher Wdse für die an Transportunternehmen 
gez.ahlten Entgelte. Für den Werkverkehr entstehen also auf diese \'{Tdse keiner~' 
lei Vergünstigungen. Maßgeben'd für die Wahl des Transportmittels bleibt der 
Vergleich der Kosten, die beim Einsatz von Fahrzeugen des Werkverkehrs oder 
des gewerblichen Y,erkehrs 'entstehen. Es wäre jedenfalls falsch, wenn man bei 
einem solchen Y,ergleich nur dk ,eine Seite nämlich die im Werkfernverkehr 
entstehenden Kosten, dwa halbierte, nicht 'dagegen t{j,~andere Seite, also die 
für die Beschäftigung gewerblkher Lastzüge. 

g) Der Werknahverkehr braucht keine Umsatzsteuer zu bezahlen .. ,n) 
Die Frage, ob für den Werknahv·erkehr heute bereits Umsatzst,euer bezahlt wird, 
ist zu bejahen. Der Wert der ,eigenen Verkehrsleistungen geht in das verkaufs~ 
fertige Produkt mit ein, unterliegt also auch indirekt der Umsatzsteuer auf ;das 
Endprodukt. In gewissen Fällen entsteht allerdings bei Benutzung gewerblicher 
Lastkraftwagen dne doppelte Umsatzsteuerhelastung, während iin Wcrknahver~ 
kehr nur einmal Umsatzsteuer zu ,entrichten ist, und zwar im sogenannten Hol~ 
verkehr, also bei Transporten zu dem Werkverkehr treibenden Unternehmen: 
Beim Transport mit einem F.ahrzeug des Nahverhhrsgewerbes bezahlt der Nah~ 
verkehrS'unternehmer Umsatzsteuer;aher auch der Empfänger muß auf den Wert 
dieser Y,erkehrsleistung beim Y,erkauf der transportierten Güter noch einmal 
Umsatzsteuer bezahlen. Dagegen 'entsteht beim Holverkehr mIt. ,eigenen Fahr~ 
zeugen nur einmal, nämlich beim Verkauf des Fertigprodukts, dne Umsatzsteuer~ 
pflicht. 
Anders ist es bei dem sehr häufigen Fall des Bringverkehrs, das heißt des Trans~ 
ports der verkauften W,aren mit eigenen Fahrzeugen zum Kunden. Hier sind ge~ 
werblichel: und W,erkverkehr umsatzsteuerrechtlich völlig gleichgestellt. Auf 
Grund von § 5, Absatz 4, des Umsatzsteuergesetzes (in Verbindung mit § 54 der 
Umsatzsteuer",Durchführungsbestimmungen von 1951) können nämlich die Aus~ 
lagen für den Transport der Waren mit Fahrzeugen des Nahverkehrsgewerbes 
zum Empfänger vor Ber,echnung der Umsatzsteuer vom Rechnungsbetrag abgesetzt 
werden. Zweck dies,er Bestimmung ist ,es, die doppelte Umsatzsteuerbelastung, 
die einer steuerlichen Diskriminierung des gewerblichen Verkehrs .gleichkäme, zu 
beseitigen. Für Transporte mit 'eigenen Fahrz'eugen :gilt das Privileg des § :5, 
Absatz 4, des Umsatzsteuergesetzes nicht. Würde auch der W,erknahv,erkehr 
generell mit einer Umsatzsteuer belegt, so würde in diesem praktisch sehr bedeut~ 
samen Eall die Startgleichheit zwischen gewerblichem und Werkverkehr nicht, 
wie vielfach angenommen wird; hergestellt, sondern beseitigt. Allerdings muß 
darauf verwiesen werden, daß im Großhandel nicht eine Umsatzsteuer von vier 
Prozent, wie im gewerblichen Nahverk'ehr, sondern nur von dnem Prozent er~ 

:\9) Ehcnda, S. 1785 C. 
40) Scebolull, in "Stenographi.,dl·c Berichte", a. a. 0., Seile 178G D. 
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hohen wird. Das Ziel, den gewerblichen und den W,erkverkehr in gleicher Weise 
mit Umsatzsteuer zu belasten, ließe sich also nicht in der Weise erreichen, daß 
der Werknahverkehr ·ebenfalls der voUen Umsatzsteuerpflicht unterworfen wird. 
Nur am Rande sei darauf verwiesen, daß der \"lV.erkfernverkehr durch das Neben" , 
einander von Beförderungsteuer '(für den Transportvorgang) und Umsatzsteuer 
(auf den Gesamtwert des Endprodukts, dnschließlich' des Werts der Beförderungs" 
leistung) doppelt getroffen wird. Von der zur Zeit 'Cinundzwanzigprozentigen 

_Beförderungsteuer imW.erkfernverkehr J3 Pfennig je tkm) muß beim Verkauf 
des transportierten Gutes noch einmal Umsatzsteuer bezahlt werden. 

2. Einige wichtige Ursachen für die rasche Entwicklung des Werkverkehr8 
Die bishe~' angeführten Punkte erschienen nicht als geeignet, die günstige Ent" 
wicklung des Werkverkehrs in der Nachkriegszeit ausr'Cichend zu 'erklären. Die 
Hauptursachen dürften auf anderen Gebieten zu suchen sein. Zunächst sollen 
die auf Eingriffe oder Unterlassungen des Staates zurückzuführenden Begünstk 
gungen des Werk:verkehrs kurz. aufgezählt werden. 
a) Es war bel'eits darauf hingewiesen· worden, daß die Yerkehrsbedienung durch 

den gewerblichen Y!erkehr auf Schiene und Straße in den ersten Jahren nach 
der Währungsreform qualitativ und quantitativ ungenügend war. Die z'Cit" 
zeitweise auf ,allzu niedrigem N inau festgehaItenen 'IStopppreise im Yerkehr 
verhinderten in diesem Bereich eine ähnlich rasche Ausweitung des Angebots 
und Modernisierung der Produktionsanlagen wie in den meisten anderen Be" 
reichen der Wiirtschaft. Der Bund als Eigentümer des größten Yerkehrs" 
unternehmens, der Bundesbahn, hat es zudem nicht verstanden, die Voraus" 
setzungen dafür zu schaffen, daß sich die Bundesbahn aus anderen Quellen 
als der Selbstfinanzierung ausreichende Investitionsmittel verschaffen konnte. 
Der Eigenverkehr mußte dadurch außerordentlich anziehend werden. Hinzu 
kommt, daß Verkehrsleistungen im Gegensatz zu vielen anderen Giitern, bei 
denen die Massenfertigung Voraussetzung für 'Cine rationelle und konkurl'enz" 
fähige Produktion ist, aUch in kleinen Mengen wirtschaftlich produziert werden 
können. Der Uebergang zum W·erkverkehr wurde dadurch besonders leicht. 

b) Die Eisenbahnen können, da ihr Schienennetz längst nicht so stark verzweigt 
ist wie das Straßennetz, im Flächenverkehr nur einen kleinen T'Ci1 aller Ort­
,;chaften bedienen. Die nkht an das Eisenbahnnetz angeschIossenen weit 
entlegenen Ortschaften werden in 'erheblichem Umfang gerade von dem W,erk::: 
nahverkehr mit ,seinen relaHv kleinen Fahrzeugeinheit,en versorgt. Dennoch 
ist häufig ~u hören, daß sich der W,erkverkehr in erster Linie parallel zu den 
dicht befahrenen Schienensträngen, und nicht im Flächenv,erkehr, betätige. 
In Einzelfällen, die in unzulässiger Weise verallgemeinert werden, trifft diese, 
Ansicht sicherlich zu; sie läßt sich jedoch nicht mit den statistischen Daten in 
Einklang bringen. Es war berdts darauf hingewiesen worden, daß im Jahre 
1952 'ein Drittel der von allen Verkehrsmitteln zusammen im Bundesgebiet 
beförderten Gütermenge vom W'erknahverkehr mit einer durchschnittlichen 
Transportweite von 19 km transportiert worden ist. Nur weiter'e 2,6 Proz·ent 
aller Güter wurden im Werkfernverk,ehr mit einer mittler,en Transportweite 
von 170 km befördert. Die w,eitaus wichtigsten Funktionen des Werkverkehrs 
liegen ,also - ungleich ausgeprägter als im gewerblichen Y'erkehr - bei Trans" 
porten über kurze Entfernungen. Entsprechend der wünschenswerten Arbeits" 
teilung zwischen Eisenbahn und Lastkraftwagen liegt der Schwerpunkt der 
Tätigkeit im Werkverkehr bereits 'eindeutig im Orts", Nah" und Flächenver" 
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kehr. - Auf das umfangreiche Thema ,,\'Verkverkehr und Standortstruktur" 
kann hier nicht 'eingegangen werden. 

c) Von den in der Zeit vor 1945 dngeführten und 'erst 1955 beseitigten bes,?nders 
günstigen Kraftfahrzeug"Steuersätzen für schwere Lastkraftwagen sowie von 
der' im Y,ergleich zur Belastung des Benzins niedrigen Diese!ölsteuer sind eben" 
falls kräftige Impulse zur Ausdehnung des Werkverkehrs auf der Straße 
!ausgegangen. Der Staat hat infolge der von ihm selbst festgesetzten 
falschen Y,erteilung der steuerlichen Lasten, die wirtschaftlich als Entgelt für 
die Straßenbenutzunganzusehen sind, selbst maßgeblich zur Ausdehnung 
des Werkverkehrs auf der Straße beigetragen. 

d) Das Tarifsystem der Bundesbahn ist nur unvollkommen den Strukturwand" 
lungen auf dem Yerkehrsmarkt innerhalb der letzten drd Jahrzd1l1te angepaßt 
worden. Das Tarifniveau ist zum T,eil desweg;!n sehr hoch; weil für einige 
Gruppen von Verkehrsleistungen nur sehr niedrige Entgelt;! festgesetzt worden 
sind und insgesamt ein Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Ausgaben 'er" 
strebt wird. Das gilt auch für' solche Tarife, für die kaum idas Attribut "ge" 
meinwirtschaftlich" reklamiert .werden kann, etwa für den defizitären Güt:!l''' 
verkehr auf kurze Entfernungen. Die l'arifrcform, von der schon seit mehrJls 
einem halben Jahrzehnt gesprochen wird, ohne daß es bisher zu irgendwelchen 
Entscheidungen und greifbaren Ergebnissen gekommen wäre, könnte den An" 
reiz zur Benutzüng werkeigener Lastkraftwagen im Fernverkehr vermindern. 11) 

e) Die Konzessionsbestimmungen des Staates im Straßengüterfernverkehr haben 
ebenfalls zur Ausweitung des Werkverkehr~ beigetrage~. "Kraftverkeh~s" 
unternehmer, die keine Konzession ,erhielten, meldeten ,e1l1 Gewerbe, m~lst 
einen Baustoffhandel, an und fahren jetzt 'unbekümmert ihren Lastzug weIter 
als W,erkfernverkehrsfahrer im eigenen Unternehmen." 1~) Die Tatsache, daß 
diese Entwicklung fast ausschließlich im Verkehr mit Baustoffen zu beobachten 
ist, sollte zu denken geben. 

f) Die Preisbindungen bei einigen Gütern, wi'e Zucker ~ und Getrei~e, d~e E~n" 
führung von Franko"Stationspreisen, wie etwa bei Zement, sowie dlC Ell1" 
richtung von Fr.achtenausgleichskassen, beispielsweise hei, bestimmten Eisen" 
lind Stahlprodukten, haben ebenfalls einen künstlichen Anreiz zur Ent" 
wicklung des Werkverkd1l's gegehen. Auf Grund fingierter Transporte 
werden in vielen Fällen zu Um'echt Frachterstattungen beansprucht; gegen 
diese Formen des Werkverkehrs wird man auch mit hohen Sondersteuern 
für den W'erkverkehr nicht ankommen. Nur M.aßnahmen, die das Uebel 
unmittelbar ,an der Wurzel fassen, heH'en hier weiter. Als, Beispiel sei das Er" 
stattungsverfahren für Zeinenttransporte mit werkeigenen Lastzügen genannt. 
Die V,ergütungssätze sind vor einiger Zeit wesentlich unter die Tarife VOn 
Bundesbahn und gewerblichem Kraftverkehr herabgesetzt worden. 

Neben diesen atif staatliche Eingriffe oder Unterlas~ungen zurückzafiihrenden 
Impulsen. für den Uebergang zum Werkverkehr .gibtes noc~. eine ganz,e. Rei~e 
natürlicher, in der Eigenart des Werkverkehrs hegender Grunde, auf dle hier 
nur kurz 'eingegangen werden soll. 

11) V gL nn;',h: vValt"r IInmll1, V"r'kdlrslarif" als Ift'nlull~gsmiH':I.. in "Di,'~ Verkehrspolitik in ,l,~r 
öff"ullicJH'n l\rninllng", Verii:f:fent.l,ichllng,~n '],,'!' VolksIVJrls<'haf I,heben (, <'sdlsrha f1, Hand 10 C. 
Dnrmsln,lt o . .T.. S,'il'" 2RR fr. 
4~) IIallllll; Der uulw]'inhbe vVorkvü1'kehr, a, a, 0,. S"ill) 0, 
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g) ?er. We~kverkehr, insbesondere der mit leichten und mittleren Lastkraftwagen, 
lS,t m VIelem der privaten Nutzung von Personenkraftwagen vergleichbar. 
Ebensowenig, wie öffentliche Verkehrsmittel den privaten P,ersonenverkehr 
'ersetzen können, könnt:nauch die L'eistungen des eng mit dem Betriebs~ 
geschehen verknüpften W,erkverkehrs ganz von den gewerblichen Verkehrs~ 
unternehmen übernommen werden. Der eigene Personenkraftwagen und der 

,_ , .. eigene Lastkraftwagen haben vor allem den Vorteil gemeinsam, daß sie jeder" 
zeit zum Einsatz bereitstehen und erhebliche Zeitgewinne ,ermöglichen. Der 
W,erkverkehrerspart in vielen Fällen besondere Vertreterbesuche, verhilft zu 
einer wesentlichen Rationalisierung, V,ereinfachung und damit Kostensenkung 
im Vertrieb. Im Werkverkehr lohnt sich der Einsatz von Speziallastkraft", 
wagen, die besonders für den Transport der Güter 'eines Unternehmens ein~ 
gerichtet sind, beispielsweise K1esselwagen für Säure 'Oder Bier, Zementsilo~ 
wagen oder Großraumwagen für besonders sperrige Güter, wie Feinblech~ 
packungen oder Bettfedern. Solche Spezialfahrzeuge, die häufig zugleich das 
Be~ und Entladetempo wesentlich steigern helfen, dadurch die Umlaufzeiten 
verkürzen und die Wirtschaftlichkeit steigern, ermöglichen ferner wesentliche 
Ersparnisse bei den Verpackungskosten. Auf Märkten mit plötzlichen und 
heftigen Preisschwankungen können durch r,lschen Einsatz eigener Fahrzeuge 
günstige Einkaufschancen wahrgenommen werden. Für Betriebe, bei denen 
der Produktionspwzeß lerst durch fachmännisches Montieren, Aufstellen oder 
Anschließen beim Kunden abgeschl'Üssen werden kann, ist der Werkverkehr 
kaum zu ersetzen. Beim Abnehmer hilft der W,erkverkehr wegen der mög" 
lichen kurzfristigen Dispositionen Lagerkosten sparen. Viele mOderne Ge" 
schäftslokale sind auf die jederzeitige rasche Belieferung durch den W,erkver" 
kehr abgestellt und weisen ,entspr1echend geringe Lagermöglichkeiten auf. An 
vielen innerstädtischen Baustellen ist die Lagerung größerer M,engen von Bau" 
materialien infolge Platzmangels unmöglich. Auch hier sind Werkverkehrs~ 
fahrzeuge, die ausschließlich für die 'eigenen Bedürfnisse 'eines Unternehmens 
da sind und die von dem gleichen Willen gelenkt werden wie die Produktion 
selbst, kaum zu ,entbehren. Auch die Minderung von Transportrisiken gibt 
in vielen Fällen den Ausschlag zugunsten des Werkverkehrs. 1.1) Alles in allem 
muß man den Werkverkehr als eine oftmals unentbehrliche Ergänzung der 
Leistungen des gewerblichen Verkehrs auf Schiene und Straß.e ansehen. 

VII. Vorschläge zur Eingliederung des Werkverkehrs 
in den Gesamtvierkehr 

Die Zeiten, in denen sich der W,erkverkehr stürmisch entwickelte, sind zwar schon 
seit geraumer Zeit vorbei; in den letzten Jahren haben die Beförderungsleistungen 
im W,erkverkehr nur noch geringfügig zugenommen. Dennoch hat der Werb 
verkehr - zu einem wesentlichen Teil unter dem Einfluß staatlicher Eingriffe in 
den V,erkehr - ,einen ungesunden Umfang angenommen. Die Gründe hierfür 
sind im vorigen Abschnitt kurz geschildert worden. Unter diesen Umständen sind 
M.aß.nahmen, die den Werkverkehr einschränken, zu befürworten. Dabei sollte 
davon ausgegangen weräen, daß weder der gewerbliche noch der Werkverkehr 
in irgend einer Form durch staatliche Eingriffe begünstigt wirp. 

(3) "Vpit.p\,c Ilci"pipj,e l~i Linden. a. a. 0., und IIallllll. DeI' ullhuJ.iebtc Werkvprknhr, a. a. 0., S. ü. 

! 

I 
! 

Die BinonIllun!! ,ks \Verkverkdhrs in ,lon Gesamtverkehr 71 

1. Maßnahmen, die sich geg,en den W,erkvlcrkehr als Ganzles richbn 
a) Die wirks.amste Waffe gegen den W,erkv,erkehr ist die Ldstungsstcigerung 

im gewerblichen Verkehr auf Schiene und Straße. Eine genauc Analyse der 
Gründe, die viele Handels" und Industriebetriebe zum Einsatz eigener Last" 
kr.aftwagen veranlaßt haben, kann wertvolle Aufschlüsse über die Richtung 
dieser Bemühungen geben. 

b) Die Entviicklung des in Deutschland noch wenig eingdührten Kontraktver~ 
kehrs - jener Form des gewerblichen Verkehrs, die dem Werkverkehr am 
nächsten kommt und viele seiner besonderen Vorzüge auf siCh vereinigt -
könnte werkeigene Lastkraftwagen zweifellos in zahlreichen Fällen überflüssig 
machen. Aehnlich wie in den Vereinigt,en Staaten und ähnlich d2r Regelung, 
die zwischen der Bundesbahn und den von ihr ständig beschäftigten Kraft" 
verkehrsunternehmen gctroffen worden ist, sollte der Gesetzgeber besondere 
Bestimmungen für diese Verkehrsart festlegen. 11) 

c) Die gegenwärtige Struktur des Eisenbahngütertarifs begünstigt den \Verb 
verkehr. Das Tarifniveau der Bundesbahn ist überhöht, weil der Betrieb aus 
Mangel an Kapital noch nicht ausr,eichend modernisiert und rationalisiert 
werden konnte, weil zahlreiche politische Lasten getragen werden müssen, abcr 
auch· deswegen, weil T.arife, 'etwa im Nahverkehr oder für den Rücktransport 
von Emballagen, künstlich niedrig gehalten werden, ohne daß dafür gemein" 
wirtschaftliche Gründe angeführt werden können. \X'enn der Bundcsbahn die 

. politischen Lasten abgenommen sowie Tarifauflagen auf ihre Berechtigung 
überprüft und, soweit möglich, abgebaut werden, könnte sich die Bundesbahn 
der Konkurrenz des Werkverkehrs bessererwelwen. Die Ueberprüfung und 
die Reform des Eisenbahngütertarifs müssen daher als eine wichtige Maß" 
nahme zur Beschränkung des Werkverk,ehrs angesehen werden. 
Soweit politische Lasten, unentbehrliche wirtschaftspolitische Tarifauflagen 'und 
die damit verbundenen finanziellen Einbußen die Bahn dazu zwingen, ihr 
T,arifniveau höher festzusetzen, als es der Marktlage entspricht, sollte dem 
W,erkfernvcrkehr eine zusätzliche Abgabe als Zuschlag zu' der siebenprozenti" 
gen Beförderungsteuer auferlegt werden, und zwar in der gleichen Höhe, in 
der sich Korrekturen am Tarifniveau der Bundesbahn als notw'endig ,erweisen. 
Auf diese Weise könnte die Gleichheit der Startbedingungen im \'{T,ettbewerb 
zwischen gewerblichem Verkehr auf Schi,ene und Straße und dcm W'erkverkehr 
hergestellt werden. Wie bereits erwähnt, ist die.im Verkehrsfinanzgesetz vor" 
gesehene sehr hohe Beförderungsteuer für' den W·erkf.ernverkehr nach g.1l1Z 
andercn Grundsätzen 'ermittelt worden; dabei ist das Ziel verfolgt word.en, 
den \XTerkf,ernverkehr möglichst zu unterbinden. 
Abzulehnen wäre dagegen der W,eg, den Werkverkehr außerllllb der Nah" 
zone zu verbieten und Ausnahmen nur in Einzelfällen zuzulassen. 15) Eine 
Fülle neuer Probleme, beispielsweise Festlegung der Kriterien, nach denen 
solche Ausnahmegenehmigungen zu 'erteilen wär,en, würde auf diese W,eise 
aufgeworfen; außerdem würde der Grundsatz der fr,eien Wahl des Transport" 
mittels verletzt. Man wird Napp"Zinn zustimmen müssen, der "der ein" 
schränkenden Besteuerung den Vorzug gegenüber dem härteren Mittel des 
Verbots" gibt: "Verbot schlägt tot, hingegen läßt - ähnlich wie in der Außen" 

H) Vgl. lIa1Ill1l, Schien,} unU Slral~o, a. a. 0., S. 28. . 
Ir,) "V0r];('hrspolit,i.,cho FonlNullgeIl (Il'r, D"Il~s{',lwll !:IlIl()"sl!ahn", 111'1';\\1sg<'gc'1)(,11 von (1,,1' Haupt­
\'l!l'wa\tullg deI' DOllt$"lH'n Bllll,\eshahll. I' runk[llrl Hln,l, S. h. 
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wirtschaftspolitik - eine mäßige. Abgabe die Ueherspringung der Mauer zu, 
wenn die Vorteile dies rechtfertigen." 46) 

-Der W'erknahverkehr s.ollte wegen seiner v.om V,erkehrsgewerbe schwer zu 
übernehmenden Funktionen im Flächenverkehr steuerlich nicht diskriminiert, 
sondern ,eher gefördert werden. 

2. Maßnahmen, die sich gegen bestimmte unerwünschte Formen d,es Werk. 
verkehrs richten 

Bes.ondere Beachtung sollte der Einwirkung ,auf den unerwünschten W,erkv,erkehr 
gewidmet werden, der zweckmäßigerwcise nicht durch allgemeine, sondern durch 
gezielte, an den Entstehungsursachen ansetzenden Maßnahmen bekämpft werden 
sollte. Beispielsweise wäre zu prüfen, inwieweit die auffällige Tatsache, daß viele 
ehemalige Güterfernv,erkehrsunternehmer, die keine Konzession ,erhielten, gerade 
zum Baustoffhandel übergegangen sind, auf die Höhe der Tarife für diese Er:: 
zeugnisse zurückzuführen ist. Ferner wäre zu untersuchen, wie die besondere im 
Getreide" und Zementverkehr zu beobachtenden fingierten Transporte, und damit 
auch zu Unrecht erhobene Ansprüche auf Erstattung von Frachtbeträgen ver:: 
hindert werden können. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß der Staat zahlreiche Maßnahmen zur Ver" 
fügung hat, um den W,erkverkehr in den Gesamtv,erkehr mit dem Ziel <Cinzu" 
.ordnen, die Startbedingungen des gewerblichen und des W,erkverkehrs -einander 
anzugleichen. Bisher hat sich der Staat im wesentlichen darauf beschränkt, mit 
steuerpolitischen Mitteln gegen den W:erkverkehr vorzugehen. Dabei dürfte mit 
einer Beförderungsteuer von 5 pf!tkm für den W,erkfernverkehr sogar die Gr,enze 
üherschritten worden sein, an der die Wettbewerbsbedingungen von gewerb" 
lichem V,erkehr auf Schiene und Straße und Werkverkehr - auch .unter Berück" 
sichtigung der zahlreichen Lasten der Bundesbahn - gl'eich sind. Es ist aber 
offensichtlich auch jene Grenze der Besteuerung überschritten worden, v.on der 
an die Betroffenen mit allen Mitteln .versuchen, der Besteuerung zu ,entgehen. 
Vieles spricht dafür, daß man das Problem Werkverkehr allein mit steuerlichen 
Maßnahmen nicht befriedigend lösen kann. Um so wichtiger ist ,es, daß man sich 
stärker auch der anderen v,erkehrspolitischen Mittel besinnt, auf die im einzelnen 
hin,gewiesen worden ist. 

Beispielsweise hat sich der Staat der Preispolitik 'einstweilen' noch so gut wie 
überhaupt nicht bedient. In dem Maße, in dem die gemeinwirtschaftlichen 
Leistungen der Bundesbahn auf ihre gesamtwirtschaftliche Zweckmäßigkeit und 
Berechtigung überprüft und defizitäre Betriebszweige, soweit möglich, abgebaut 
werden, kann die im Verkehrsfinanzgesdz vorgesehene sehr harte Steuerbelastung 
für den W·erkfernverkehr vermindert werden. Damit würden gl'eichzeitig auch 
die Bestrebungen zur Steuerumg,ehung und Steuertäuschung wirksam bekämpft. 
Es ist zu hoffen, daß die V,erkehrstarife bald in stärker,em Maße als bisher als 
Lenkungsinstrument benutzt werden .. 

Die EigenplJoduktion von Verkehrsleistungen ist nicht nur dne willkommene 
Ergänzung der am Markt angehotenen Transportleistungen; der W,erkverkehr 
ist außerdem ,auchl'in wirksames Mittel, die gewerblichen Transportunternehmen 
zur ständigen Verbesserung ihrer L,eistungen a~zuspornen und eine allzu wilI.,. 

~.6) A. F. Napp-Zilln, EnlC'chpidungsfra,gp;\ der Vel'kphr"l'olitik in grundsiilzJ.idwr und aktueller 
Sicht, ~n "Internationa.les Archiv für Vcrkehrs\Yc~QI;", 6. Jg., '195,1, S. 265. 
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kürliche Prcispolitik der häufig an einem Str.a'ng ziehenden Transportunternehmen 
aller Verkehrszweige zu verhindern. Eine Verkehrspolitik, die auf rationelle und 
billige Befriedigung der Verkehrshedürfnisse in der Volkswirtschaft g,erichtet ist, 
was die Berücksichtigung sozialer, kultureller und standortpolitischer Zi'ele nicht 
auszuschließen braucht, sollte deshalb nicht auf den W,erkv,erkehr als Bundes" 
genossen verzichten, und alles vermeiden, was zu seiner Diskriminierung bei" 
tragen könnte .. Den meisten W,erkv,erkehr treibenden Unternehmen kommt es 
lediglich auf gute und billige Verkehrsleistung,en an. W,erden sie auf dem Markt 
angeboten, so fällt damit der wichtigste Anreiz für den W,erkverkehr fort. Dieser 
Tatsache sollte man sich bei Maßnahmen gegen den Werkverkehr stärker als 
bisher erinnern. 

.,. 
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Die Koordinierung iIn Verkehr 
Von Dr. A. H ei m es, Frankfurt/Main 

Seit vielen Jahren, ja schon seit Jahrzehnten, bemühen sich die Verkehrspolitiker 
nicht nur in Deutschland, sondern in allen wirtschaftlich hochentwickeltr.n 
Ländern der Welt um die Lösung des Problems dner störungsfrei funktionieren~ 
den Koordinierung im Verkehr. Die Auseinandersetzungen über diese Frage 
nehmen mit der fortschreitenden Entwicklung der neuen Verkehrsträger, ins~ 
besondere des Kraftverkehrs, in steigendem Umfange aber auch hereits der Luft~ 
fahrt, immer schärfere Formen an. Die Lösungsversuche in den 'einzelnen Ländern 
sind sehr verschiedenartig. Man kann aber wohl feststellen, daß es noch nirgends 
gelungen ist, zu einem völlig zufriedenstelIenden Ergebnis zu kommen. 
Diese Tatsache allein beleuchtet schlagartig die hier vorliegenden Sch~ierigkeit:!n. 
Sie z'tigt aber auch die Begrenzungen auf, die dem Verfass:!r für die Behandlung 
dieses anspruchsvollen Themas gesteckt sind, naturnotwendig gesteckt sein 
müssen. 

Es soll der Versuch unternommen werden, ,einige der vielleicht wesentlichsten 
Ueberlegungen zu 'tiner Koordinierung im Verkehr anzuspr,echen und damit 
einen Diskussionsbeitrag zur Behandlung dieses wichtigen Tdlabschnittes aus 
dem ch'utschen '~irtschaftsleben zu leisten. 

Warum überhaupt Koordinierung? 
Der Verkehr wird vielfach ~ls Diener der \'Virtschaft bezeichnet. Diese Tatsache 
kann aber nicht darüher hinwegtäuschen, daß er selbst dn Teil d:!r Wirtschaft 
ist und daß er damit naturnotwendig auch den Gesetzen der Wirtschaft unter_ 
liegt. Wir meinen, daß eine gewisse Verkennung dieser Tatsache überhaupt 
erst zu den heutigen Schwierigkeiten im Verkehr geführt hat. Die Eisenb.lhn 
hat viele Jahrzehnte hindurch praktisch ein Landverkehrsmonopol besessen, 
Einem solchen Monopol gegenüber konnten die Gesetze der Wirtschaft nur teib 
weise ihre Wirkung durchsetzen. Es bestand nicht der Zwang, wie ,er für die 
übrigen Glieder der Wirtschaft unentwegt gegeben ist, sich mit den V'erhältnissen 
am Markt auseinanderzusetzen und sich den Gegebenheiten des Marktes elastisch 
anzupassen. Die Eisenbahn 'entwickelte sich vielmehr weitgehend zu dnem ln~ 
strument der staatlichen Wirtschafts", Sozial" und Kulturpolitik. Auch militärische 
U eberlegungen spielten bei ihrem Aufbau und ihrer Führung eine nicht un" 
erhebliche Rolle. ' 
Die so in jahrzehntelanger Entwicklung gewachsene Eisenbahn sieht sich nun" 
mehr seit rund einem VIerteljahrhundert der Tatsache gegenüber, daß ein 
leistungsfähiger neuer Landesverkehrsträger, nämlich der Lastkraftwagen, neben 
ihr entstanden ist, der sich in einer stürmischen Aufwärtsentwicklung einen 
wesentlichen Teil der Landbeförderungsleistungenerobert hat. Das Landver" 
kehrsmonopol ging verloren. Manche überkommenen Einrichtungen und Auf" 
fassungen der Monopolzeit habcn sich jedoch bis heukerha1f.en. Zwar hat auch 
die Eisenbahn von der Entstehung des nel.h!n Y,erkehrsträgers profitiert, indem 
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neue Industrien im Rahmen der Kraftverkehrswirtschaft entstanden und die 
vorhandenen zusätzliche Auftraggeber 'erhielten, die auch die Eisenbahn in er" 
heblichem Umfange beschäftigen. Durch die Beschleunigung und Erleichterung 
des ZU" und Ablaufs der Schiene wurden auch die eigenen Beförderungsleistun" 
gen befruchtet. Der Kraftwagen ist aber im Zug,e seiner technischen Verv'oll" 
kommnung sehr bald der Rolle des Ergänzungsdienstes zur Schi:ene ,entwachs,en 
und macht nunmehr der Schiene in weiten Ber.eichen, sei ,es im Güterverkiehr 
'Oder Personenverkehr, aufs heftigste Konkurrienz. Nach dem altbewährten 
Grundsatz "Konkurrenz hebt das Geschäft" hat diese Entwicklung auch die Eis,en" 
bahn zu immer neuen Leistungen angespornt. Es kann ,wohl hinen Zweifel dar" 
über gehen, daß die Modernisierung ,auf allen Gebieten des Eisenbahnverkehrs 
'Ohne den Wdthewerbsdruck des Kraftwagens wesentlich zaghafter voran" 
geschritten wäre. Nutznießer dies'er Entwicklung ist zweifellos die Wirtschaft. 
Aus dem Ymhergesagtenergibt sich, daß die veränderten Marktv,erhältnisse" 
zumindest auf dem Gebiete der T,echnik, bereits ihre Wirkung getan haben. Die 
Bahn hat versucht, mit den ihr zweckmäßig 'erscheine,nden technischen Mitteln 
dem Wettbewerb des Kraftwag,ens 'entgegenzutreten. Die Erkenntnis setzt sich 
immer mehr und mehr durch, daß sie auf diesem W!ege weiter fortschreiten muß 
lind daß hier noch zahlreiche ungenutzte Möglichkeiten Hegen, die Situation der 
Eisenbahn im W:ettbewerb zu verhess'ern. 'T 

Auf dem technischen Gebiete sind der Eis,enbahn kaum Fesseln auf,erlegt. 
Andererseits sind ihr jedoch gewisse Grenzen g,esdzt, :die sk inshesondere im 
gemeinwirtschaftlichen Tarifsystem, verbunden mit der Tarifg1eichheit im Raum, 
der Betriebs" und Beförderungspflicht und den hetri.ebsfremden Yorbelastungen 
sieht. Zweifellos sind hier z. Z. Sonderv,erhältnisse g,egeben, die nur schwer in 
den Rahmen einer W,ettbewerbswirtschaft passen. Die öffentliche Meinung neigt 
heute noch dahin, daß man die gemeinwirtschaftlichen Y'erpflichtung,en der Eis~n" 
bahn unangetastet lassen muß, weil sich darauf dn Gutteil der deutschen !WIrt" 
schaftsstruktur und Raumordnung aufbaut. Inwieweit das heute tatsächlich noch 
zutrifft und auch für die Zukunft gleiche Voraussetzungen erhalten bleiben 
müssen, wäre durch sorgfältige Untersuchungen festzustellen. Es mehren. sich 
jedenfalls die Stimmen, die ,erkennen, daß der Kraftwagen. d~en wes'entltche~ 
Teil der gemeinwirtschaftlichen Wirkungen der Bahn berelts uberno~men hat 
und auch aus diesem Gnmde an einen Abbau der ,entsprechenden Y,erpfltchtungen 
der Bahn gedacht werden kann. 
Die offizielle Verkehrspolitik in Deutschland stellt aber die gemeinwirtschaft" 
lichen Verpflichtungen der Eisenbahn noch immer in den Mittelpunkt il1rer ~nt" 
scheidungen und sucht im Wege der Koordinierung die anderen Verkehrstrager 
hiernach auszurichten. 

Wie koordhlicl'cn? 
Das Wort "koordinieren" ,enthält nach unserem Sprachempfindenauch die Fordc" 
rung nach Gleichbehandlung aller Y,erkehrsträger. Das Ziel, dem einen Ver" 
kehrsträger im \X1ege der Koordinierung eine Yorzugsstellung im Wdtbewerb 
zu verschaffen, sollte deshalb von vornherein fortfaI1en. Es würde sonst anstelle 
der Koordinaüon eine Subordination der anderen unter di'e Interessen des bevor" 
zugten Y,erkehrsträgers treten. Offensichtlich unt'e~liegt die Staa~sführung s,e~1l' 
leicht einem solchen Versuch, da die Eis,enbahnen SIch durchweg un Staatsbesttz 
befinden und sich der Gesetzgeber insoweit vielfach in dner ,echten Interessen" 
kollision befindet. Diese Interessenkollision wird insbesondel'e auch in der Pers'on 
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des Bundesfinanzministerserkennbar, der auf der 'einen Seite für das Defizit 
der Bundesbahn aufkommen muß, während er auf der anderen Seite auch die 
n~twendig~n Mittel für die Herstellung der Verkehrswege der übrigen Verkehrs~ 
trager bereItzustellen hat. Die Tatsache, daß diese Mittel, zumindest soweit es 
den Kraftverkehr anbelangt, durch diesen im Wege von Sonderabgahen auf~ 
gebracht werden, spielt hierbei kaum ·eine Rolle. . 
Das Ziel einer guten Verkehrskoordinierung sollte darin liegen, d i ,e Wir t" 
schaft auf die beste und billigste \'Veise mit den notw,endi:< 
gen Ver k ehr sie ist u n ge n zu ver S'0 r g ,e n. Das Interesse an der Er~ 
haltun~ bestehender Verkehrseinrichtungen muß gegenübzr diesem primären 
Zweck zurücktreten, und alle Koordinierungsmaßnahmen sollten darauf aus~ 
gerichtet sein, diesem Ziele im zeitlichen Ablauf möglichst nahe zu kommen. 
Diese Forderung enthält aber bereits ein festes Programm, das man am hesten im 
Rahmen eines freien \Vettbewerbs unter den Vakehrsträgern verwirklichen kann. 
Das würde allerdings Koordinierungsmaßnahmen weitgehend unnötig machen. 
Kann nun dieser freie \'Vettbewerb im Verkehr Platz greifen 'Oder welche Momente 
stehen dem entgegen? 
W·enn man >einmal die historische Entwicklung 'im Verkehr auf den Kopf stellt 
und davon ausgeht, daß der Lastkraftwagen vor det Eisenbahn dagewesen wäre 
dann wäre zweifellos folgendes Bild gegeben: Der Lastkraftwag,en würde zunächst 
auf primitiven und dann immer besser ausgebauten Straßen das Land ·erschließen. 
Erst wenn der Verkehr in bestimmten Relation~n einen Umfang 'erreicht hätte 
der den Bau einer Eisenbahn rentabel erscheinen ließe, würde man an die Er; 
richtung einer Eisenbahnverbindung denken. Wahrscheinlich würde die Eisen:, 
bahn in solchen gut frequentierten Yerkehrsbeziehung:en dem Lastkraftwagen 
erheblich Abbruch tun, weil er hier mit höheren Selbstkosten rechnen müßte' 
als die Eisenbahn. Die Eisenbahn würde sich bei dem Aufbau ihres Netz,es aber 
auf die Hauptverkehrsrelationen beschränken und niemals daran denken, ·ein 
Eisenbahnnetz etwa in der Dichte aufzubauen, wie wir es in den ieuropäischen 
Ländern als Folge davon vor uns sehen, daß eben die Eisenbahn vor dem Last" 
kr,aftwagenerfunden wurde. Die Richtigkeit dieser Unterstellung ,ergibt sich im 
übrigen aus dem Verfahren unterentwickelter Länder, die selbstverständlich nicht 
daran denken, ein Eisenbahnnetz nach dem überkommenen System aufzubauen. 
Der Wettbewerb Schiene-Straße würde sich in einem solchen Falle ohne 
Störungen ,für die Gesamtwirtschaft automatisch nach marktwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten regeln können. 
A~ders ist es leider in. den m~dernen Industriestaaten. Hier hat die umgekehrte 
R.elhe~folge der Entwlcklun.g m Jahrzehnten eine Wirtschaftsstruktur gefördert, 
dle mit dem Bestehen der Eisenbahn verbunden und von ihrer Tarifpolitik !ffi:~hr 
oder weniger abhängig ist. Die Einführung des freien Wetthewerbs zwischen 
Schiene und Straße würde hier wesentliche Verschiebungen lergeben, deren Wirf 
kungen im einzelnen schwer übersehbar sind. Es kann aber nichts darüber hin .. 
wegtäuschen, daß die Eisenbahn unter dem Einfluß des Wettbewerbs des Kraft" 
wagens bereits einen 'crheblichen Teil des Weges zu einer W:ettbewcrbswirtschaft 
im Verkehr gegangen ist, und es spricht vieles dafür, daß sie auch in Zukunft . 
geneigt ist, diesen Weg weiter zu gehen. Ein besonders 'eklatanter Bewcis dafür 
ist z. B. in der starken Zusammendrängung der W·ertklassenstaffel im DEGT 
zu sehen. Eine weitere möglichst kaufmännische Gestaltung des Verkehrs mit 
der Erstellung kostennäherer Tarife kann ökonomisch nur als sinnvoll angesehen 
werden. 
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Wenn man solche Gedankengänge vertritt, muß man sich freilich klar darüber 
sein, daß eine solche Entwicklung nur Schritt für Schritt und ,nach sorgfältiger 
Ueberlegung jeder Einzelphase V:Or sich g,ehen darf, um nicht unliebsame Ueber" 
raschungen, d. h. untragbare Auswirkungen auf die betroffene v,erladende Wirt" 
schaft, zu erleben. Man kann auch die Augen nicht vor der !Tatsache verschließen, 
daß im Verkehr selbst manche Voraussetzungen für dn .einwandfreies Funktio" 
nieren des Mechanismus eines freien Verkehrs fehlen. Wir haben oben fest" 
gestellt, daß die Eisenbahn kein LandeSV'erkehrsmonopol mehr besitzt. Sie hesitzt 
aber das Schienenmonopol, welches ihr gegenüber der Kuridschaft eine markt" 
beherrschende Stellung verleiht. Mit Hilfe dieses Schienenmonopols v,erfügt di:e 
Eisenbahn über rund 60 % des Ycrkehrshesitz.es. Solche Tatsachen bieten dne 
schlechte Y.oraussetzung für einen gut funktionier,enden frden W:etthewerb im 
Y,erkehr. Der globale Ausgleich: im Rahmen der Bahn gäbe ihr außerdem idi'e 
Möglichkeit, die anderen Verkehrsträger durch Kampftarif,e aus der Bedienung 
bestimmter Verkehrsrelationen oder Güterarten auszuschalten. Im Wiege von 
Koppelungs" und Mindestmengentarifen könnte die Bahn in Ausnutzung .ihrer 
marktbeherrschenden Stellung maßgebende Güterströme monop:olartig an sich 
binden. 
In diesem Zusammenhang ist auch die Beförderungspflicht der Eisenbahn zu 
schen, die wir als notwendige Folge des Schienenmonopolsauch in dner frden 
Wetthcwerbswirtschaft im Verkehr für 'erforderli,ch halten. Man kann ohnehin 
darüber streiten, 'Üb die Beförderungspflicht für die Eis'enbahn :eine Last ist. Ein 
Aufgeben dieser Verpflichtung würde die Verladerschaft der Eisenbahn gegen" 
über jedenfalls in eine sehr unangenehme Lage bringen,' da die Wirtschaft im 
Geg,ensatz zu den Verhältnissen im Kraftverkehr hier :eine Ausweichmöglichkeit 
nicht besitzt. Während der Wirtschaft beim Kraftv,erkehr die Auswahlmöglichkeit 
zwischen einer großen Zahl konkurrierender Transportunt'ernehmer g'egeben ist 
und sie außerdem die Möglichkeit hat, sich selbst Lastzüge anzuschaffen und 
sogar ihre Güter im W,erkverkehr sdbst zu hefördern, kann sie nicht auf einen 
dgenen z. B. in der Rohstoffbeförderung besonders billigen Schitenenverkehr 
ausweichen.' 
!Wir sehen also, daß die Herstellung d:ner fr·eien W:etthewerbswirtschaft im 
Y,erkehr auch dann nur bedingt möglich ist, wenn man die Auswirkung,en (der" 
selben gegenüber der v,erladenden Wirtschaft in Kauf zu nehmen bereit wäre. 
Da auch letzteres, zumindest für die Y,erhältnisse in Deutschland, zur Zeit 'nicht 
für möglich gehalten wird, wird man auf die volle Liheralisierung als hutornatisches 
Mittel zu einer Yerkehrskoordination zumindest vorläufig verzichten müssen. 
Eine solche Feststellung schließt aber nicht aus, daß sich die Koordinierungs,,: 
politik :eine möglichst weitgehende Verwirklichung von Marktgesichtspunkten 
zum Ziele setzt. 
Obwohl die Ym.aussetzungen im Verkehr der dnzdnen Länder sehr vIerschieden" 
artig sind, bemüht man sich seit Jahren, auf internationaler Ehene Maßstähe für 
eine Kloordinierimg im Verkehr zu finden. In s,einer Sekretariatsnote hat der 
Binnenverkehrsausschuß der Wirtschaftskommission für Europa dnen hemerkens" 
werten und umfangrdchen Bericht zu diesler Frage zusammengestellt. Die Note 
beschränkt sich allerdings im wesentlichen darauf, die Probleme aufzuzdgen und 
eine Yorari.alyse zu bringen. Sie arbeitet zunächst zwei Möglichkeiten der Koor" 
dinierung, nämlich die autoritäre. K'Üordini,erung .und die tal"if" 
li eh 'e KlO 'Ü r d i n i le run g, heraus. Bei der autoritärlen Koordinilerung wird 
die Wahl des Benutzers bezüglich des Verkehrsmittels durch verwaltungsmäßige 
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Maßnahmen beschränkt, während die tarifliche Koordinierung die Wahlfreiheit 
offen läßt, jedoch durch geeignete Beförderungstarife v,ersucht, die Entscheidung 
des Verkehrsnutzers mit den Interessen der Gesamtheit in Einklang zu bringen. 
In dem Bericht wird der letzteren Mdhode der Vorzug gegeben, wobei ,aufent~ 
sprechende Beschlüsse des Binnenverkehrsausschusses und auch auf <eine gleich~ 
artige Stellungnahme der Internaüonalen Handelskammer verwiesen wird. 
Auch wir sind der Meinung, daß man die Wahlfreiheit des V,erkehrsnutzers 
bezüglich des V,erkehrsträgers unter aUen Umständen in jeder Koordinierungs~ 
poHtik unangetastet lassen muß. Die Tarifpolitik sollte hierbei so gestaltet werden, 
daß bei jedem Verkehrsträger die Gesamtausgaben durch die Gesamteinnahmen 
gedeckt werden. Zu den Gesamtausgaben gehören, soweit der Verkehrsweg nicht 
selbst unterhalten wird, auch die anteiligen Kosten des Verkehrsweges. Gleiche 
Startbedingungen sollten auch auf den anderen GeHeten hergestellt werden, wie 
beispielsweise in der Besteuerung. Betriebsfr,emde Lasten, denen nicht auch die 
übrigen Verkehrsträger in ähnlicher \'\1dse unterworfen sind, verschieben die 
Wettbewerbsvoraussetzungen und verstoßen gegen den Gnmdsatz der gleichen 
Startbedingungen. Sie sollten unmittelbar durch die zuständigen Ressorts d'es 
Staates übernommen werden. Bei den gemeinwirtschaftlichen Lasten ist zunächst 
zu prüfen, ob sie unter den veränderten Wettbewerbsverhältnissen und im Hin~ 
blick auf die inzwischen eingetretene Entwicklung ,auf dem Gebiete der Wirtschaft 
und des Verkehrs noch notwendig sind. Sie sollten weitgehend in der Weise ab~ 
gebaut werden, daß überall kostennahe Tarife ihre Verwirklichung finden. Soweit 
ein Rest an gemeinwirtschaftlichen Belastungen erhalten bleiben muß, ist zu 
prüfen, inwieweit hierin unter Berücksichtigung aller Zusammenhänge eine ein~ 
seitige Belastung gegenüber den anderen Verkehrsträgern zu sehen ist. Sofern 
und soweit das tatsächlich der Fall ist, müßte ein finanzieller Ausgleich ,erfolgen, 
um auch insoweit den Grundsatz der gleichen Startbedingungen zu verwirklichen. 
Die Sekretariatsnote der ECE kommt zu dem Schluß, daß dne Angleichung ider 
Startbedingungen nicht genügt, um eine zweckvolle Koordinierung herheizu~ 
führen. Außer der Befürwortung einer stärkeren Angleichung auch der Eisen~ 
banntarife an die Selbstkosten -einschließlich dner räumlichen Differ,en~ 

. zierung - hält die Note eine Konzentration des Eisenbahnnetzes, die Schließung 
von Nebenbahnstreckenebenso für potwendig wie die ,erhebliche Reduzi,erung 
der Zahl der Bahnhöfe. Die Eisenbahn soll insoweit handeln wie ein Verkehrs~ 
unternehmen und nicht wie ein Monopol. 
'Bezüglich der Ordnung des Verhältnisses zum Wasserweg wird eine StabiIk 
sierung und Regulierung der Frachten für zweckmäßig gehalten. Der Bau neuer 
und die Modernisierung vorhandener Wasserstraßen wird - dann auch ohne 
Rücksicht auf die anderen V,erkehrsträger --- aber auch nur dann - für zwecb 
mäßig gehalten, wenn unter Berücksichtigung der Verzinsungs~ und Amorti~ 
sationskosten hierdurch billigere Beförderungskosten als bei den vorhandenen 
Verkehrsträgern erzielt werden können. 
Pür die deutsche Koordinierungspolitik dürften einige Bemerkungen bezüglich 
des. Kraftverkehrs von besonderem Interesse sein. Das Sekretariat der ECE tritt 
für eine Begrenzung der Pahrzeuggrößen mit Rücksicht auf die Sicherheit und 
Bequemlichkeit der anderen Straßenbenutzer dn. Tragender Gesichtspunkt soll 
aber ,auch hier die Notwendigkeit sein, die Selbstkosten des Straßenverkehrs so 
niedrig wie möglich zu halten. Eine Herabsdzung der Abmessungen im Inter,esse 
einer Erleichterung der Wettbewerbslage der Eisenbahn würde die Kosten des 
Verkehrs künstlich verteuern und damit einem 'der Hauptzwecke der Koordini'e~ 

'=-:> 

i, ' 

Die. Knnrdilllicl"1.1llg im V",rkphr 79 

rungentgegenwirken. Das gleiche gilt für Beförderungsverbote, wie si~ im 
Straßenentlastungsgesetz vorges'ehen sind. Sie würden den Grundsatz der Wahl~ 
freiheit des V,erkehrsnutzers verletz·en. Auch das Sonntags fahrverbot, das sich 
eindeutig als Begünstigung der Bahn darstellt und von dem di,ese auch in ihrer 
Werbung reichlich Gebrauch macht, dürfte nach den Grundsätzen der ECE~Note 
als Koordinierungsmittel ausschalten. 
Einer Koordinierung im W,ege der Tarifparität zwischen Schiene und Straße steht 
der Bericht skeptisch gegenüber. Es wird als schwierig betrachtet, ein ähnliches 
System in Ländern zu verwirklichen, in denen die Zivildisziplin vielleicht weniger 
stark ist als in Deutschland. Man hält in diesem Falle außerdem leine Ausgleichs.:' 
kasse für erforderlich. Diese Möglichk'eit, für deren Verwirklichung bei uns 
bereits sehr negative praktische Erg,ebnisse yorliegen, wird offensichtlich über~ . 
schätzt. Es wird aber vor allem befürchtet, daß bei einer Tarifgleichheit der 
,Werkverkehr den Rahm abschöpft und damit eine unerwünschte Ausdehnung 
·erfährt. 
Der Bericht lehnt für den W,erkverkehr sowohl eine Kontingentierung als auch 
eine Konzessionierung .ab. Dagegen hält ,er ein Lizenzverfahren nach dem hollän~ 
disehen Muster für zulässig. Bei diesem y,erfahren muß bekanntlich der. Zu~ 
tissung eine Verhandlung mit den gewerbli,chen V,erkehrsträg,ern vorausgehen. 
Die Lizenz soll .nur gewährt werden, wenn dadurch das Interesse an leiner ge~ 
ordneten Versorgung der Wirtschaft durch die öffentlkhen Y,erkehrsträger nicht 
verletzt wird. Wir glauben einen gewissen Widerspruch darin zu erkennen, daß 
demgegenüber die KontingenUerung und Konzessionienmg für den gewerblichen 
Kraftverkehr, wenigstens in der P,ernzone, als Mittel der Koordinierungspolitik 
grundsätzlich anerkannt wird. Yidleicht denkt man hier an einen Einsatz der 
Steuerpolitik, die in der Konzeption des Berichtes keine Ablehnung ·erfährt. 
Zweifellos handelt es sich bei der ECE~Studie um die bisher umfassendste Dar~ 
stellung des Problems der Koordinierung. Besonders bemerkenswert und klar 
ist das Ziel der Koordinierungspolitik dargestellt. Es wird darin erblickt, daß 
jedes Verkehrsmittel dort zum Einsatz kommt, wo 'es die beste Leistung zu den 
geringsten Kosten erbringen kann. Hi'erbei sollen alle Nebenkosten, wie Zu~ 
und Ablauf, Verpackungs ersparnis, Zeitgewinn, Bequemlichk,eit, Kapitalein~ 
sparung wegen geringerer Lagerhaltung u. a. berücksichtigt werden. Eine auf ,ein 
solches Ziel ausgerichtete Koordinierungspolitik wird man bejahen müssen. Wir 
wollen aber nicht verhehlen, daß der Bericht auch dnige deutliche Mängel auf~ 
weist. Es ist nicht möglich, im Rahmen dieses Aufsatzes auf alle diese Mängel 
näher reinzugehen. Wir halten aber z. B. die Unterstellung, daß bei ,einem nach 
Herstellung gleicher Startbedingung,en durchgeführten frden Wettbewerb ein 
Verkehrsträger, nämlich die SeMene, im Laufe der Zeit ganz verschwinden könnte, 
für abwegig. Deshalb sind auch alle auf einer solchen. Hypothese aufgebauten 
Schlußfolgerungen unhaltbar. Eine gut geführte Eisen~.ahn würde in einem 
solchen F.alle ihre Wettbewerbschanc,en 'erkennen und zfelbewußt nutzen. Im 
großstromigen Verkehr auf weitere Entfernungen, auch heute das Herzstück~on 
rentablen Eisenbahnleistungen, ist die Bahn von keinem anderen Verkehrsmittel 
zu schlagen. Der Bericht zeigt auch sonst wirksame Möglichkeiten einer Rationa1i~ 
sierung der Eisenbahnen auf. 
Wir können auch d~r Erwägung nicht folgen, daß eine Koordinierung dadurch 
mögfich wäre, daß die fixen Kosten aller Y,erkehrsträger vom Staate getragen und 
die Verkehrstarife mir auf den variablen Kosten aufgebaut werden. Ein solches 
System erscheint uns besonders dann wirtschaftsfremd, wenn man die fix'en Kosten 
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a~schließend nach ei~'~m gleichmäßigen Schlüssel auf aUe Verkehrsträger ver" 
tell.en wollte. Das wur~e nach unserer Auffassung einer Kostenv.erfälschung 
glelchkommen T und d~mlt. den selbst 'erklärten Koordinierungszielen ,entgegen" 
stehen. Der Unterschled ln den festen Kosten muß sich im Wettbewerb ,ebenso 
auswirken .. wie derjenige bei den variablen Kosten. Die V,erwirklichung dieses 
Sysh:ms konnte deshalb nur auf eine unnatürliche Begünstigung eines Verkehrs" 
trägers, nämlich der Eisenbahn, hinauslaufen. Da hier die höheren fixen Kosten 
liegen, käme das auf eine Subventionierung durch die anderen V,erk'ehrsträger, 
besonders den Kraftverkehr, hinaus. Es bedarf keiner besonderen. Begründung,. 
daß ein solches Verfahr,en abzulehnen ist. . 
Abschließend dürfen wir feststellen, daß nach unserer Meinung der ECE"Bericht 
die 'erste ziemlich geschlossene Darst'ellung der Koordinierungsprob1eme hedeutet. 
Er bietet eine Fülle von Anregung,en für die Behandlung des Themas. Manche 
Ueberlegungen haben einen stark theoretischen Charakter. Insgesamt scheinen 
die V,erfasser der Notwendigkeit, überkommene Auffassungen abzuschütteln 
nicht immer ganz gerecht geworden zu sein. Es kann erwartet werden, idaß sicl~ 
an diesem Bericht die Diskussion neu 'entzündet. Vielleicht werden dabei doch 
Lösungen gefunden, die den proklamierten Zielsetzungen dner guten Koordinie" 
rung gerecht werden. 
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Die Aufgaben der Bundesanstalt 
für den Güterfernver}{ehr und ihre Durchsetzung 

V,on E r ich E ich h ü ff , , 
Präsident der Bundesanstalt für den Güterf.ernv,erkehr 

Nach dem Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) ist die Bundesanstalt für den Güter" 
fernvIerkehr (BAG) "zur Herstellung und Gewährleistung der Ordnung im 
Güterfernverkehr innerhalb seiner v,erschiedenen Zweige und im Verhältnis zu 
anderen V,erkehrsträgern" 'errichtet worden. Wie diese Ordnung aussehen soll, 
hat der Gesetzgeber in den Vorschriften des GüKG genau umrissen. . 

Die Beförderung vün Gütern für andere, d. h. gewerblichen Güterf.ernverkehr 
darf nur der Unternehmer betreiben, der im Besitz ,einer Genehmigung ist. Dafür 
muß er den Nachweis seiner fachlichen und persönlichen Eignung, sowie seiner 
finanziellen Leistungsfähigkeit erbringen. Die Genehmigung wird jeweils für 
ein bestimmtes Mütorfahrzeug 'erteilt, das auf den Namen des Transportunter.,: 
nehmers zugelassen sein und ihm gehören ·muß. Im Möbelfernv,erkehr bedarf 
auch der Anhänger einer Genehmigung. Die Zahl der Genehmigungen im 
Bundesgebiet und in Westberlin ist beschränkt. Der Fahrz'eugpark ist statistisch 
zu erfassen. Die Entgelte im Güterfernverkehr si.nd Festpreise (Reichs"Kraft" 
wagen"Tarif = RKT). In den Frachtsätz,en ist eine Beförderungsteuer in Höhe 
von 6,542 "/0 der Bruttofracht ,enthalten. Deber die Leistungen des Güterfern" 
verkehrs ist.als Grundlage für verkehrspolitische Entscheidungen >ein statistischer 
Ueberblick zu schaffen. Der W,erkv'er~ehr - seine genaue Begriffshestimmung 
findet sich im § 48 GüKG - kann sich uneingeschränkt bewegen, :doch darf 
er Güter für andere nicht befördern. ,Kraftvvagen mit dner Nutzlast v,on mehr 
als 4 t und Zugmaschinen' über 55 PS sind, sowei.t sie iniWerkfernv,erkehr ver" 
weridet werden, bei ,der BAG anzumelden .. Darüber hinaus sind aUe Fernfahrten 
zur statistischen Erfassung anzugeben. Die Beförderungsteucr beträgt seit dem 
1.6.1955 3 DPfg/tkm und ab 1. 10. '1956 4 DPfg/tkm. Eine 'Erhöhung auf 
5 DPfg/tkm tritt ab 1. 4. 1958 in Kraft. :. 

Für den gewerblichen Verkehr wie für den \'{1,erkfernv,erkehr mi,t Fahrzeug,en 
über 1 t Nutzlast gelten bestimmte Vorschriften über mitiuführende Beförde" 
rungs" und Begleitpapiere und Fahrtenbücher. . . , 

"Herstellung und Gewährleistung der Ordnung im Güterfernvler~ehr I" ~ährend 
das Gesetz mit dieser umfass·enden F,ormulierung der BAG ,eine umfassende Auf" 
gabe zu stellen scheint, gesteht es ihr jedoch im wesentlichen nur !die Befugnis 
zu, Verstöße gegen die dnschlägigen Vorschrift,en festzustellen und den Ge" 
nehmigungsbehörden zur weiteren Veranlassung zu melden. Lediglich für die 
Durchführung des Tarifausgl'eichs ist die BAG selbst verantwortlich, wenn ihre 
Prüfung eine Abweichung vom Tarif ,ergehen hat. Das Ges'etz hätte richtiger von 
einer "Mitwirkung" an der Herstellung der Ordnung gesprochen. Dieser "Mit" 
wirkung" kommt jedoch in der Praxis ,eine größere und stets steigende Be" 
deutung zu. 
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Außer der "Ueberwachung der Beförderung 'von 'Gütern i~ Fernverkehr" gehört 
nach ~ 54 Abs. 1 GüKG zu den Aufgaben der BAG die Beratung des Bundcs~ 
ministers für Verkehr bei verkehrs~ und tarifpolitischen Maßnahmen. 
Faßt man die gestellten Einzelaufgaben, von denen noch zu sprechen sein wird, 
zusammen, so hat sich die Tätigkeit der BAG in erster Linie ·darauf zu konzen~ 
trieren, ungenehmigten Güterfernv·erkehr und Tarifunterbietungen zu unter,:: 
binden. 

Auf welche W'eise versucht die BAG Ihre Aufg,abe zu lösen? 
Im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland werden zur Zeit über 5000000 Be,:: 
förderungen jährlich im gewerblichen Güterfernverkehr durchgeführt, an denen 
rund 12000 Güterfernverkehrsunternehmer mit rund 24500 Kraftfahrz·eagen be,:: 
teiligt sind. M'ehrere tausend Spediteure und mehrere zehntausend Betriebe der 
verladenden Wirtschaft sind die Auftraggeber der Transportunternehmer. Etwa 
40000 Unternehmer des Nahverkehrs mit rund 60-80000 Lastkraftwagen dürfen 
keine Fernfahrten durchführen. Tausende von \Verkverkehrsfahrzeugen würden 
wirtschaftlicher eingesetzt werden können, wenn sie auch Güter für Dritte be,:: 
fördern dürften, was aber die Bundesanstalt zu verhindern hat. 
So sieht das große Tätigkeitsfeld der BAG aus. Aus der Fülle der Einzelallf~ 
gaben sollen nur einige besonders beleuchtet werden. 

1. Fr,achtbriefuontr,olle 
U eber fünf Millionen Frachtbriefe jährlich sind zu kontrollieren. Bei Unter,:: 
bietungen ist der Frachtausgleich herbeizuführen. Der Unternehmer ist gesetz" 
lieh verpflichtet, der Bundesanstalt monatlich die für die Tarifüberwachung Cl'':: 

fmderlichen Unterlagen vorzulegen, und zwar entweder direkt oder über eine 
Frachtenprüfstelle. Von der letzten Möglichkeit machen dwa 99 % der Unter~ 
nehmer Gebrauch. Im einzelnen sind -einzureichen für jede Sendung der zu,:: 
gehörige Originalfr,achtbrief, eine sogenannte Monatszusammenstellung, die eine 
Aufstellung sämtlicher im Güterfernverkehr durchgeführten Beförderungen dar,:: 
"teIlt und die Fahrtenbuchabschnitte, aus denen jede Bewegung des Fahrzeuges" 
hervorgeht. Aus diesen Unterlagen läßt sich ein lückenloses Bild über den E'in,:: 
')·atz jedes dnzelnen Kraftfahrzeuges gewinnen. Da diese Unterlagen der Er~ 
rechnung der Beförderungsteuer und der BAG,::Umlagen dienen, werden sie ,11s 
Steuererklärungen im Sinne der AOangeschen. Die Prüfung erstreckt sich ein~ 
mal auf die Ausfüllung der Papiere, ob sich die Transporte im Rahmen der er~ 
teilten Genehmigungen hieltcn,ob die Eintragungen im Fahrtenbuch, Frachtbrief 
lind in der Monatszusammenstellung übereinstimmen. Den wesentlichen Tdl 
macht jedoch die Frachtenprüfung aus, d. h. ob die richtigen dem Versand,:: und 
Bestimmungsmt nächstgelegenen Tarifbahnhöfe gewählt sind, ob de:: der Inhalts~ 
angabe ,entsprechende R'egeltarif oder Ausnahmetarif angewendet ist, üb das 
frachtpflichtige Gewicht stimmt, ob die Frachtausrechnung richtig ist, ob Neben,:: 
gebühren oder Zuschläge berücksichtigt sind: Es wird die tarifliche Richtigkeit 
insgesamt überprüft. 

,Sämtliche VIerstöße gegen die Tarifvmschriften werden der BAG von den 
Frachtenprüfstellen gemeldet. Die Frachtenprüfstdlen unterliegen einer ständigen 
Kontrolle der Bundesanstalt. Abgesehen von Aufklärungsschreiben und Hin" 
weisen auf die gemachten Fehler führt die Frachtenprüfstelle den zivilrechtlichen 
Frachtausgleich nur dann durch, wenn sie vom Unternehmer ausdrücklich dazu 
ermächtigt ist. Im anderen Falle fordert sie den Frachtführer, wenn er zuwenig 
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erhoben hat, ,auf, den Differenzbetrag nachzufordern, bzw. zurückzuzahlen, wenn 
er zuviel ,erhalten hat. Kommt der Anspruchsberechtigte der V'erpflichtung zum 
Frachtausgleich nicht nach, geht die Forderung kraft Gesetzes auf die Bundes,:: 
anstalt über. Diese Rechtsfolge tritt ebenfalls ein, wenn der Tarif vorsätzlich 
umgangen wird. Durch diese Vorschrift wird erreicht, daß derjenige, der den 
Tarif unterboten hat, d. h. der auf den vollen Preis von vomherein verzichtet 
hat,aus der U eberwachungstätigkeit der Bundesanstalt. nicht noch finanzielle 
Vorteile zieht. Unabhängig vom Frachtausgleich stellt dk BAGeinen Bußgeld,:: 
antrag wegen Tarifverstoßes an die Obere Verkehrsbehörde. 

In rund 5 0,'0 aller Beförderungsvorgänge müssen Unterschiedsberechnungen er,:: 
stellt werden. Der damit verbundene Arbeitsanfall ist bei rund 270000 Fällen (im 
Jahr,e 1955) ,erheblich. Es waren Frachtbeträg,e von ca. 8,1 MUl. DM, idie auf dies'c 
Weise nach erhoben oder zurückgezahlt 'wurden. Das sind 0,6 % des Gesamt~ 
umsatzes des gewerblichen Güterfernv,erkehrs. Diese Ziffer darf jedoch nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß die wirkliche Zahl der Unterbietungen größer ist. 
Alle Tarifunterbietungen lassen sich mit dem derz,eitigen Ueberwachungs.apparat 
nicht aufdecken. Wenn aber der Tarifdruck nachweislich nachgelassen hat, darf 
unterstellt werden, daß - neben dem Anteil, den der Konjunkturansteig daran 
hat - auch die Tätigkeit der BAG ihren Teil dazu beigetragen hat. 

2. Straßenkontrolle 
"'" Die Frachtunterlagenallein im Rahmen der Tarifüberwachung zu prüfen, genügt 

nicht. Es muß verhindert werden, daß Fahrten unterschlagen und nicht ab" 
gerechnet werden. Es muß durchgesetzt werden, daß dk Vorschriften über die 
Ausfüllung und Führung der Beförderungs~ und Begleitpapiere befolgt werden. 
Diese Funktion ,erfüllen die Straßenkontr,ollen. Di-e Transportunternehmer müssen 
Frachtbriefe und Fahrtenbücher mitführen, die bereits vor Antritt der Fahrt aus,:: 
zufüllen sind. Die Eintragungen müssen so vorgenommen sein, daß sie nicht 
auszuradieren sind, und zwar müssen sowohl im Frachtbrief als auch im Fahrten,:: 
buch Güterart, Gewicht, Abgangs,:: und Bestimmungsort angegebcn sein. Die 
Straßcnkontrollen werden im Bundesgebiet und W,estberH,n auf allen Straßen 
zu jeder Tages~ und Jahreszeit durchgeführt. 71" Kontrolleure, die mi.t Volks" 
wagen ausgerüstet sind, befinden sich ständig im Einsatz. Acht weitcre verteilen 
sich auf zwei Wi:egekommandos, denen transportable moderne Raddruckwaagen 
zur Verfügung s'tehen. Die Kontrdleure ,arbeiten mit der Poliz·ei eng zusammen. 
Während jene die Fahrzeuge anhält und sie auf die Verkehrssicherheit hin kon~ 
trolliert, überprüfen die K,ontrolleure die BeförderungsunterIagen auf Ausfüllung 
und Tarifeinhaltung. In der M,ehrzahl der Fälle wird auch die Uebel'einstimmung 
mit der Ladung geprüft. Sofern die Verhältnisse es gestatten, ,erfolgt eine Ver,:: 
wiegungauf transportablen oder statLonär'cn \Vaag,en. Beanstandung~n werden 
in 'sogenannten Kontrollberichten 'erfaßt und von den Außenstellen der BAG 
ausgewertet. 

Die Kontrollen passen sich den jeweiligen V,erhältnissen an. Entweder schalten 
sich die Kontrolleme in den Kontrollplan der Polizei dn, 'oder sie fahren Streifen 
bis in die cntlegensten "Landesteile. Für Großkontrollen werden sie aus mehreren 
Ländern zusammengezogen, um bestimmte Transporte wie Holz, Bims, Citrus~ 
früchte, Getreide, Zement besonders zu überwachen, oder aber den V,erkehr be,:: 
stimmter Gebiete zu überprüfen. Bei solchen Komplexprüfungen werden bis 
zll10000 Fahrzeuge kontrolliert. Solche Straßenkontrollen 'eignen sich besonders 
dazu, unangemeldete \X'e~kfernverkehrsfahrzeuge und Zuladungen für Dritte im ' 
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Werkverkehr zu entdecken, Fernfahrten ~it nichtgenehmigten Fahrzeugen zu 
ermitteln, Gewichtsmanipulationen und U eberladungen aufzuspüren. 
Im Bundesgebiet und in Westberlin wurden 1954 und 1955 etwa je 230000 Kraft" 
fahrzeuge kontrolliert. Die Beanstandungsquote belid sich auf 30 '/0 im Jahr1e 
1953, 17 % im Jahre 1954 und 19,5 % im vergangenen Jahr. Diese Zahlen mögen 
die Wirkung, aber auch die Bedeutung der Straßenkontrollen unterstreichen. 

3. Betriebsp,rüfung 
In der Betriebsprüfung ist der BAG das wirk~amste Mittel in die Hand gegeben, 
vor ,allem in größere Komplex,e von Tarifunterbidungen einzusteigen. Das Gesetz 
ermächtigt nämlich die Bundesanstalt, Ermittlungen bei allen Personen anzustellen, 
die mit der Versendung von Gütern auf der Straße zu tun haben. Das können 
sein: Transportunternehmer, Absender, Empfänger, Spediteure, Vermittler, son" 
stige Beteiligte, vor allem diejenigen, bei denen Verdacht auf Ausübung 1.111" 

genehmigten Güterfernverkehrs besteht. ' 
Zu diesem Zweck ist die BAG berechtigt, nicht nur Einblick in die Frachtunter" 
lagen, die Frachtbriefe, Lieferscheine, Bordereaux usw. zu nehmen, sondern auch 
die Buchhaltung und Korrespondenz einzusehen. Ja, in besonderen Fällen sind 
sogar Wirtschaftlichkeitsprüfungen mit Rentabilitäts; und Finanzvergleichen mög" 
lieh. Soweit nicht Verstöße gegen das GüKG festgestellt werden, 'entstehen aus 
den Betriebsprüfungen keine Nachteile. Die Bundesanstalt ist zu strenger Ge" 
heimhaltung verpflichtet und achtet genauestens darauf, daß das Vertrauen, das 
sie in allen Kreisen der Wirtschaft gefunden hat, nicht getrübt wird. Ausgelöst 
werden Betriebsprüfungen durch die Feststellungen bei Straßenkontrollen oder 
bei der Frachtenprüfung, durch Anzeigen von Verbänden, Dritten oder von Be" 
hörden. Besonders wirksam ist die Betriebsprüfung, wenn vorsätzlich begangene 
Tarifunterbidungen festgestellt werden. Die Einziehung von Differenzbeträgen 
zugunsten der Bundesanstalt ist zwar nur ein Mittel des zivilrechtlichen Fracht" 
ausgleichs, aber es ist für den Auftraggeber, der nun nachzahlen muß, Von be" 
sonders heilsamer Art. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, daß 
diese' Beträge nicht aus fiskalischen Gründen, sondern lediglich, in Verfolgung 

, der Ordnungsaufgabeeingezogen werden. Sie dienen im übrigen dazu, die Bei" 
träge und Umlagen im kommenden Jahr zu ermäßigen. 
In den Jahren 1954 und 1955 sind etwa je 3500 Betriebsprüfungen durchgeführt 
worden. Ihre Auswertung 'erstreckt sich nicht nur gegen die upmittelbar Be" 
troffenen, sondern der Einzelauswertung folgen häufig V,erhandlungen mit den 
zuständigen Verbänden und OrganisaHonen, um wenigstens hier und da die Be" 
seitigung solcher Umstände zu 'erreichen. in denen ein besonderer Anreiz zu 
Unterbietungen erblickt werden kann. 

4. Mitwirkung im Genehmigungsv,erfahren 
Die Bundesanstalt hesitzt nicht die Befugnis, Genehmigungen zu erteilen oder 
zurückzunehmen. Ihr ist aber 'ein starkes Mitwirkungsrecht zugestanden worden, 
durch das sie auf dne einheitliche Behandlung der, gesetzlichen Bestimmungen 
einwirken und dadurch den Ordnungsgedanken fördern kann. 
Dadurch, daß sie bei allen Genehmigungs" und Entziehungsverfahren gehört 
werden muß, kann sie nach genauer Prüfung des' Sachverhalts zweckdienliche 
Vorschläge machen. Ziel ist dabei, zu verhindern, daß das Güterfernverkehrs" 
gewerbe von ungeeigneten Elementen durchsetzt wird. Ihre Vorschläge halten 
naturgemäß die allgem'eine verkehrspolitische Linie ein, die auf eine Herabsetzung 

,0"' 

Di,<) Aufgahc'll ']."1' TllllHksanslalL fül' ,\"" Gülprf"rnv"rh,ltr I\IH\ illl'f' Dllrchwtzlln~ 
~------~---_._-- " 85 

der Gesamtzahl der ausgegebenen F'ernverkehrsgenehmigungen abzielt. In der 
Praxis ist allerdings bisher in dieser Richtung kein Erfolg erzielt worden. Bisher 
war es nur selten möglich, Verstöße in dem Ausmaß festzustellen, daß .!die Ge", 
nehmigung wegen Unzuverlässigkeit hätteent:ogen werden können. Auch gibt 
es durchaus Gründe, die gegen eine Rücknahme bei 6"monatiger Nichtausnutzung 
sprechen. Das strenge Gebot des GüKG, solang~ keine neuen Genehmigungen 
auszugeben, wie nicht die Zahlen der Kontingentierungsv.:rordnung von 1952 
unterschritten sind, ist im übrigen durch ~ 9 Abs.2 Satz 2 GüKG und durch 
spätere Gesetze ,ausgehöhlt worden. Heimkehrer und Vertriebene können, sofern 
sie früher Güterfernverkehr betdeben haben, neue Genehmigungen erhalten. 
Verkauft ein Unternehmer seinen ßetrieb "im ganzen", muß, wenn nicht die 
besonderen gesetzlichen Voraussetzungen fehlen, die gleiche Zahl der Konzes" 
sionen an den Käuf,ererteilt werden. Man wird das Auslaufen der alten Ge" 
nehmigungen in den kommenden Jahren abwarten und beobachten müssen, 
welcher Transportbedarf unter den Auswirkungen des V'erkehrsfinanzgesetzes 
und der VO über die Maße und Gewichte dann gegeben ist. Daß mittlerweile 
die verfassungsmäßige Rechtsmäßigkeit der Kontingentierungsverordnung f.:st" 
gestellt wurde, trug im übrigen wesentli.ch zur Klärung und Beruhigung hei. 

Güterfernverkehrsgenehmigilng"en Tafel 1 

Stand 31.12.1955 

Land 1. Kontlng. 2. Kontinp" Ausgegebene Genehmigungen 
v. 26. 6, 51 • v.17.7.52 .. I 

I I Möbel'" Insges. I allgem Bezirk 

Schleswig"Holstein 1 050 1 060 1 196 775 I 239 

I 

182 

Hamburg t 032 1 248 1 327 901 ,259 167 

Niedersachsen 1434 1 987 2775 1 565 748 ·462 

Bremen 400 473 545 365 105 75 

Rheinland"Westfalen 4 369 5 ,465 7 291 4411 1 787 1 093 

Hessen 1 042 1 539 1 609 990 321 
I 

298 

Rheinland"Pfalz 933 1 070 1 306 913 251 142 

Baden" \'Vürttemherg 2342 2890 3274 2184 646 I 444 

Bayern 2186 2668 4053 2234 1 322 I 497 

Berlin - t 085 1044 840 - I 
204 

Bundesgebiet I I I 14788 19485 24420 I 15178 5678 3564 
e~nsch1. Berlin i I I I 

') Di,,\ 1. KOlllil1g,'n.~ilCl'ul1gsl-VO. vom 2(). Ii. 1)1 s,',lzID 11111' !\.ol}lingü'll(D für ,\el} allgellll'incn 
(iiilerf"I'IlY'crk"hr fes,l, ulld zwar fiir aUp, Liindpr ,]Ps BUllcl,'sg'"hi,)!,'s olull' Berlill. Die o]''''l's1<)11 
Lallcl"",,,rkdlrsll<'hiirclen vOTI)illhar!.,," ,IanIl, fiir '\"1} !lezirksgiil"r[.l'l'llverk,:hr nidll Ilwhl' als 
250/0 c]Pl' G{~llIf"l11nigul)g>Cll für d'{\ll allgenH'1ill'PIl GiilnrrerIlVo(\.rl~{'llr anszugchl'll. flic Verhnlt ... 
IlJi,SSP waren ahor sUirk,nr, so da(~ in vi·elen Lnn(l,,"rn Wl\,j.1. 1111'.1hr .ils 25 % ansgngohen WUl'dt'll. 

**) Di., 2. KontingpI}Li,[)rlmg'c-VO. yOll\ 17. 7. Ii~ s<'tztl' gl'lrrlln1ü Znlh]."n Iiir t!,'tI allg,'m,"iHl,tl 
(;iill'rrpl'tlv<~rkdlt·, B"1:i·rks,f."rnl<'rk,\hr llnd ']."'lI i\[iild fprtlY'"rk",hr f"sl.. Di" hi'cr lIng[)g,~hell'ün 
Zahll'n sinti ,li{, für cli,., Lnnt!"I' ('J'rpc'hn<)\"n (;"'salnt,,,hlc'n I'{ir alk ,Ir,'i Grupp,'n. 

"') Di"" ist ,li" "inzig<> Gmppl'. in ,\,,1' au,~h An:Jliillg'l'r I'nlhall<'n "int!. c1n tlillr' illl i\Iii!H'H','rny.·r!'l',hl' 
:l1lcih di·n An]~nngi'r (,inür hf'!"y()JH!f'r<'1l Gplwlunigung hP<liil-fnn. 

Bg :l 
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s. Mitwirkung im Bestellungsverfahren für Abfertigungsspediteure. 

--Genau wIe im Genehmigungsverfahren besitzt die BAG auch das Mitwirkungs" 
recht im Bestellungsverfahren für Abfertigungsspediteure, das ,ebenfalls in den 
Händen der höheren Landesv,erkehrsbehörden liegt. Bei ihren Vorschlägen, die 
sich in der Regel auf eine Betriebsprüfung bei dem Antragsteller gründen, legt die 
Bundesanstalt auch hier strenge Maßstäbe an. 
Der Abfertigungsspediteur hat nach § 2 der PR 146/48 folgende Aufgahen zu 
erfüllen: 

a) ordnungsgemäße Berechnung der Tariffracht, 

b) allgemeine und individuelle W,erbung für den Kraftwagengüterfernverkehr, 

c) v,orberdtendc Behandlung der Sendungen für die Beförderung, 

d) Ausstellung der Beförderungspapiere, 

e) Abwicklung der Frachtzahlungentsprechend dem jewieils geltcnden Fracht" 
zahlungsanweisungs .. und Frachtstundungsvcrfahrcn im Kraftwagengüterfern .. 
verkehr, 

f) Mitwirkung im Nachnahmeverfaben, 

g) Bereitstellung von ausreichenden Lager .. und Umschlags,einrichtungen für An .. 
nahme 'und Ablieferung des Gutes, 

h) Sicherung eines reibungslosen Zu .. und Ablaufs von Einzelsendungen, 

i) Erledigung von Steuer" und Zollformalitäten, soweit sie dem Unternehmer 
'Obliegen, 

k) Vmhalten von Tarifmaterial und Unterhalten einer Auskunftsstelle für den 
gewerblichen Güterfernv,erkehr, 

1) Führung eines Abfertigungsbuches. 

Für seine Tätigkeit erhält der Spediteur 'einc sog. "Werbe" und Abfertigungsver" 
gütung", die sich als Prozentsatz der Frachtsumme im Einzelfall ,err,echnet und 
die der Spediteur dem Unternehmer von seinem Frachtentgelt kürzen kann. Seine 
Rechtfertigung findet dieses Verfahren darin, daß es sich bei den oben auf" 
gezählten Aufgaben um Geschäfte des Frachtführers handelt, di,edi:eser aber 
durch den Abfertigungsspediteur wahrnehmen läßt. 
Die Gesamtzahl dcr im Bundesgebiet und in W,estberlin bestellteri Abfertigungs" 
spediteure betrug am 31. 12. 1955 2592. 

6. Registe:rfüh!rung 

Die Bundesanstalt ist gesetzlich verpflichtet, über sämtliche Unternehmen des 
Güterfernverkehrs und die von ihnen verwendeten Fahrz,euge Register zu.führen. 
Dasselbe gilt ,entsprechend für die Fahrz'euge des ,W,erkfernv,erkehrs über 4 t 
Nutzlast und Zugmasc4inen über 55 PS. Auch über die Abfertigungsspediteure 
ist ein Register zu führen. 

Einige Zahlen aus diesem Aufgabengebiet mögen wohl Mer interessieren: 

Am 31. 12. 1955 gab es in der Bundesrepublik 

24420 für den Güterfernverkehr genehmigte Fahrz1euge, in denen 

2500 Anhänger des Möbelfernverkehrs ,cnthalten sind. 

__ I 
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Unter Außerachtlassen des Möbelfernv,erkehrs verteilen sich die verschiedenen 
. Nutzlastgrößen wie folgt: 

Lkw mit Nutzlast in kg 

bis 3999 

,4000-4999 

5000-5999 

6000-6999 

7000-7999 

8000 und darüber 
I 

Anteil in °:'0 

5,6 

11,7 

18,4 

29,9 

22,2 

12,2 

100 0/0 

Das Schwergewicht liegt demnach bei F.ahrzeugen mit 6-8 t Nutzlast. Wird der 
Anhänger mit einbezogen, beläuft sich die mitth:re Tragfähigkeit eines Lastzuges 
auf 16,8 t. Bei einer im Bundesgebiet ('ohn;:: \'V'estberlin) insgesamt vorhandenen 
Ladekapazität von 2090000 t ergibt sich ein Anteil des gew;::rblichen Güterfern .. 
verkehrs von 22 0'0. Demgegenüber steht ein Anteil am Gesamtbestand der Lkw 
von etwas über 5 ":'0. 

Der W,erkverkehr ist in der Verwendung seiner 'Fahrzeuge völlig frei, doch muß 
er sie, sofern sie die vmgeschriebene Größe überschreiten, bei der Bundesanstalt 
anmelden. Ende des Jahres 1955 waren über 20 000 ang,emeldet. Monatlich kommen 
annähernd 200 Neuanmeldungen hinzu. Abmeldungen auf Grund des V'erkehrs .. 
finanzgesetzes konnten bisher kaum festgestellt we~den. Die Zahl der im Werk.. 
fernverkehr fahrenden Fahrzeuge unter 4 t läßt sich <etwa mit 16-20000 beziffern, 
so daß man für den gesamten W,erkfernverkehr rund 40000 Kfz. r,echnen kann. 
Diese Zahlen sagen nichts aus über den wirklichen Einsatz im Fernverkehr. Läßt 
sich im gewerblichen Güterfernverkehr die Zahl der Beförderungen pro Monat 
auf 10 und die durchschnittliche Auslastung der Züge mit 60 "/0 schätzen, so liegen 
die Zahlen des Werkfernverkehrs ,erheblich niedriger, spielt doch hier die Frage 
oft fehlender Rückfracht eine bedeutende Rolle. Außerdem sind diese Kraftfahr .. 
zeuge häufig überwi:egend im Nahverkehr eingesetzt. 

Die N u!zlastklassen verteilen sich folgendermaßen: 

Lkw mit Nutzlast in kg °io 

4000-4499 9,4 

4500-4999 21,6 

5000-5999 

6000-7499 

7500-9999 

10000 und darüber 

35,0 

25,8 

6,4 

1,8 

. insgesamt 100 0/0 

Die bei der BAG gemeldeten Fahrz,euge des \'V'erkf.ernverkehrs teilen sich auf die 
einzelnen Gewerbezweige wie folgt auf: . '. . 
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Ud. Nr. 

1. 
2. 
3. 

4. 
5. 
6. 
7. 
8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
13. 
14. 

15. 
16. 
17. 
18. 
19. 
20. 
21. 
22. 
23. 

El'ich EiddlOff 
-------~----~--~---------

W'erkfer:nv,erkchr 
Anteil der Gewer.bebereiche in 0/0 

Stand 31. 12. 1955 

Bezeichnung 

Nahrungs" und Genußmittelindustrie 
Großhandel mit Baustoffen 
G])Oßhandel mit Nahrungs" und Genußmitteln 
einschließlich Vieh 
Sonstiger Groß", Ein" und Ausfuhrhandel 
Bau", Aushau" und Bauhilfsgewerbe 
Holzver,arbeitende Industrie 
Steine und Erden 
Chemische Industrie, Kunststoffe, Gummi", Asbestver" 
arbeitung, Glasindustrie 
Großhandel mit Mineralöl 
Stahl", Eisen", Maschinenbau 
Eisen", Blech", Metallwarenverarbeitung 
Sonstiger Einz,elhandel 
Bergbau, Energiewirtschaft 
Papier, Pappen, Zell" und HoIzstofferzeugnisse und v,er" 
arbeitende Industrie 
Sonstiges v,erarbeitendes Gewerbe 
Leder, Textil", Bekleidungsindustri<e 
Land" und f.orstwirtschaft 
Eisen", Stahl", Metallgewinnung 
Einzelhandel mit Baumaterial 
Elektr.oindustrie, Feinmechanik und Optik 
Fahrzeugindustrie 
Einzelhandel mit Nahrungs" und Genußmitteln 
Ohne näher,e Angahe 

Tafel 2 

Prozent 

15,6 
19,7 
9,2 

8,2 
7,5 
7 
6,8 

4,4 
3,8 
3,3 
2,9 
2,6 
2,1 

1,9 
1,6 
1,6 
1,5 
1,5 
1,2 
1 
0,7 
0,6 
0,3 

Insgesamt 100,0 % 
Die durchschnittliche Ladefähigkeit eines Kraftfahrzeuges im W,erkfernverkehr 
liegt somit bei 5,5 t (Güterfernverkehr 6-·-8 t), unter Einschluß des Anhängers 
bei 13,7 t (Güterfernverkehr 16,8 t). V'ergleiche sind aber insofern mit Vorsicht 
zu ziehen, als sich das Bild im \'\1erkverkehr laufend ändert. 
Im Güterfernv,erkehr der DB sind ziemlich konstant 370 Kraftfahrz,euge 'dn" 
gesetzt. Damit bleibt die DB um etwa 150 Fahrzeuge unter dem zugestandenen 
Kontingent von 3,5 0/0 der im gewerblichen Güterfernv,erkehr 'einges,etzten Kraft" 
wagen. Soweit sie darüber hinaus Bedarf an Kraftfahrz'eugen hat, bedient sie sich 
des gewerblichen Güterfernverkehrs. Diese sog. Auftragsfahrzeuge zählen z. Z. 
rund 700. Auch für sie gilt der Tarif, abzüglich einer Vergütung von 3 010 für die 
Leistungen der Deutschen Bundesbahn. . 

7. Leistungsstatistik 

V'or der Statistik der BAG waren die Zahlen über den Straßengüterverkehr nur 
sehr unvollkommen. Erfaßt war,en nur die Transporte, die der Unternehmer frei" 
willig bei einer Genossenschaft angab. Das statistische Bild war entsprechend 
lückenhaft, vom Werkverkehr ganz zu schweigen. Das hat sich mit Inkraft" 
treten des GiiKG geändert. Die Bundesanstalt hat auch die statistische Erfassung 
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aller Beförderungsleistungen im Güterfernverkehr vorzunehmen. Dies geschieht 
in der Form, daß die bei der BAG und den FrachtenprüfsteUen ~inger~chteten 
Schlüsselstellen das einlaufende Zahlenmaterial über aUe Ferntransporte des ge" 
werblichen Güterfernverkehrs nach bestimmten Merkmalen schlüsseln. Die Auf" 
bereitung ,erfolgt dann im Kraftfahrf"Bundesamt (KBA) Flensburg im Hollerith" 
verfahren. Beim W,erkfernverkehr ,erfolgt die Erfassung in der W'eise, daß eine 
Durchschrift der dem Finanzamt zur Berechnung der Beförderungsteuer ein" 
,gereichte Beförderungszusammenstellung auch dem KBA zur Verfügung gestellt 
wird. Dort wird dann auch die Aufbereitung vorgenommen. 
Folgende Zahlen, die aus Veröffentlichungen der Bundesanstalt stammen, gehen 
einen Ueberblick über den heutigen Umfang des gewerblichen Güterfernv·erkehrs: 

Tabelle 1 
Die BeföroerungsJeistungen im gewerblichtm Güt,erfernv'erkehr mit 

Kl',aftfahrzeugenaus dem Bundesgebiet und W,esbBer1i~ 
in Tonnen im 1. Halbjahr 1955 

Beförderte Tonnen -------
Berlchtszeltraulll Anzahl In t 000 1955 

1954 I 
--_. __ ... _-- gegenüber 

1955 1954 

3279 2615 -"--- ------I---.-,;:....:::.~--I 
_125 

3438 122 
-

2823 Mal - ,------1-·-
3558 119 

10275 122 
----

511 107 

10786 121 

8707 123 
----- -

19493 122 

Tabelle 2 

Die Beförderrungsleistung.en im gewe.rblicihldn Güterfernverkehr mit 
Kl1aftfahrzeugen aus dem Bundesgebiet un{l W,est.Bm-1i:n 

in Tonneinkilometer im 1. Halbjahr 1955 

Geleistete Tonnenkilometer 

Berichtszeitraum Anzahl In MIII. 1955 
gegenaber 

1954 ! 1955 1954 

April 707 859 121 ----
Mai 756 892 118 --------
Juni 803 913 114 

Bundesgebiet I 2. Vlertelj. 2267 *) 2664 118 .-
West-Berlin 2. Vlertelj. 175 I 190 109 

-- ---

Bundesgebiet 2. Vlertelj. 2441 *) 2854 117 

und 1. Vlertelj. 2025 2449 121 
West-Berlin t. HaIbi. 4466 5303 119 

*) DiffcT'Ün1lQn durch Rundu\1Jg<üIl. 



90 
-_._~------~----~-- --~ --

Tabelle 3 
Die Fr,achteinnahme im gewerblichen Güterfernverkehr mit Kraft! h a rzeugen 

aus dem Bundesgebiet unu West:Berlin 
im 1. Halbjahr 1955 

Frachteinnahme insgesamt 

Be r Ich t s z e,l t rau rn In Mil!. DM I % 
1954 1955 

1955 
gegenüber 

1954 
April 73,4 89,6 122 
Mai 78,4 92,6 118 -- --- -- -

Juni 
~ 

83,2 94,8 114 

I 2. Vlertelj. 

.. _-_ .. _-- --._----
Bundesgebiet 235,0 277,0 118 

West-Berltn 2. Viertel,. -15,6 18,1 116 --_ .. -

Bundesgebiet 
2. Viertel,. 250,6 295,1 118 

und I. Viertel,. -213,4 261,4 123 West-Berlln - -- - --- - - -

I 1. Halb,. 464,0 556,5 120 

'tabelle 4 
Die Frachteinnahme je t in DM und je tkm in PI im gewo'''bl GO't f k h . '-" . uer ernver e r 
. mIt Kraftfahrzeugen aus dem Bundesgebiet 

im ,. Halbjahr 1955 

Berichtszeitraum 
_____ --:-=-;:-;-~F.:.:ra:.::c:.:.:ht:::.e~in~na:::l:.:.:lrn::.:e~'e~------

t in DM I tkm in Pfg. 

1954 

10,4 

I 1955 I 1954 I 1955 
April 28 1 I 2 i _. ______________ 1 ' ,7,3 10,4 

Mal 

Juni 

:---2-7,-8--

1

1 26,9 I--·l~,~--- 10,4 

___ .--____ - 27,8 .~_ 26,6 _' 10,4 1

1

--10-,-4--

_B_u_n_de_s_ge_b_ie_t __ "_;-i _2_. _V_ie_rt_el:-.i._ 27,9 i 27,0 10,4, /--1-0-,4----

/2. Vierteli. ----;2,~----1 35,4 8,9 1-----West-Berlin 

Bundesgebiet 
und 

W cst-Ilerlin 

_ , 9,5 

~~~ =::::: L;:; , :::: 1--1-
1
:-::---

11· Halb,. 29,1! 28-,5--i---~0,4-1 
10,5 

" ~ I 
I 
1-.. [ . 
!",J 

. ~ , ' 
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Tabelle 5 
Aufteilung der beförderten Tonnen und der erzielten Frachteinnahme nach 
Tarifklassen im gewerblichen Güterfernverk,ehr mit Kr.aftfahrzeugen aus dem 

Bundesgebiet im ,. Halbjahr 1955 

Tarifklasse Jahr Beförderte Tonnen In 1000 Frachteinnahme In Mil!. DM 
April I Ma' i Juni I 2. VI. [ 1. Halbi. April 1 Mai ! Juni I 2. VI. 11. Halbi. 

A 
1954 241 I 250 I 257 1 748/1456 9,6 I 9,9 1 10,2 1 29,7 157,9 
1955 298 302 308 908 179411,6 11,8 11,9 35,3 69,5 
% 124' 1 21 I 120! 121 I 123 --121 ~ I 119-"1 -'17Tm--r- ·'"20 

B 
1954 2551 264 I '302 / 821 1 1549 9,5 / 9,7 1 11 ,1 I 30,3 / 57,9 
1955 316 322 343, 981 1894 11,4 11,5 12,3 35,2 69,0 
% 124' 122 I 114' 119 I 122 12Ö--[-119-~'111"T-lli, ,- -'·19 

c 
1954 254 / 272 I 281 807/1545 9,3 I 9,8 /10,2 I 29,3 I 56,3 
1955 290 309 316 915 179910,5 11,0 11,3 32;8 65,1 
% 114' 114 I 112: 113! 116 113""-, i12Tli1"-T,12-"I"-11-i, 

D 
1954 333/ 350 I 377 I 1060 I 2037 10,2 1 10,7 111 ,5 I 32,4 I 62,6 
1955 424 422 419 1265 (2536 12,8 12,8 12,8 38,4 76,8 
%~~- ·····,2"iT--121T·1·1-1-1"·1191-"1"i4-· -t2s-r"1-20-'-I-i1-:-119--T123 . 

E 
1954 16 19 1 33 I 68 I . 112 6,6 J 0,6 1 1,1 1 2,3 J 3,7 
1955 52 52 54 158 288~" 1,6 1,6 4,7 8,7 

% 3:15 274 1 164 232 I 257 250' 267 145 I 204 I. 235 

F 
1954 243 1 292 1 324 859/1586 5,6 / 6,8 I 7,3 1 19,7'1 36,8 
1955 458 448 490 1396 2823 9,8 9,6 10,5 29,9 60,2 

% 188 153! 151 I 163 I 178 175 141 144 I 152 1164-

G 1 "1;~~ -~ ~g LJ1
r
l ~~ ,[ 1 ~~ j ~~~ __ ~_LJ:t J;I. LJ:~J ~~ 

" % 130 I 139 120' 1 29' 130 143 I 150 ! 122 , 138 , 138 

Ausnahme. 1954" 1132 11225 11257 1 3614 I 5954 22,7 I 24,61 I 25,2 I 72,5 1123,8 
tarife und Er, 1955** 1275 1406 1445 4126 6432 25,4 27,5 27,4 80,3 133,9 
mäßigungen % 113' 115' 115 I 114 I 106 112 --'11-2-1109T,-,,"-1108-

1954 61 71 71 20 I 41 0,2 0,3 I "0,3 I 0.8 1 1,6 
Z,Tarlfe .1955 4 5 6 15 29 0,2 0,2 0,2 0,6 1,2 

°/~ 67 71 I 86 I 75 I 71 -1öO"T67-/--67T7sl-;S' 
Wagen, 1954* 252612730 /289418150 114544 68,4 173,2 177,8 1219,4 1404,8 

ladungsklassen 1955** 3177 3337 .. 3448 9962 _.179~ Jl..iL_8~2..._~..!. _ 260!~J490~_ 
zusammen ••• % 126 122 I 119' 122 1 123 123 1 119 I 115 , 119 I 121 

Tarif!. /1954 89/ 93/ 98/ 280 1 525 5,0 / 5,1 I 5,4 1 15,5 J 29,5 
Stüd<.gut 1955 ~_~._.-.!~_ 310 605 5,4 5,4 5,7 16,5 32,4 

% 11 3 110' 109 I 111 ! 115 1 08 I 106 ," 1 06 ! 106 I 11 ° 
Stüd<gut zu 
Ausnahme, 

tarifen 

*) e.iILS{'.hl. Stückgut zu AT. **) "Ime SlirckguL zu AT. *-*) Differellzen durch Hun,uung,m. 
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Tabelle 6 

Anteil der Tarifklassen an der Zahl der beförderten Tonnen und der erzielten 

Frachteinnahme im gewerblichen Giiterfernverk:!hr mit Kraftfahrzeugen aus dem 

Bundesgebiet im 1. Halbjahr 1955 

Tarifklassen 

A 
--

B 

C 

D 

E 
... _-- -. --

F 

G 

Ausnahmetarife 
und Ermäfllgungen 

Z,Tarlfe 

-

-

---

Beförelerte Tonnen 

Anteil Im I. 

1953 I 1954 I 1955 

7,9 9,7 9,7 

9,8 10,3 10,2 

9,9 10,3 9,7 

10,3 13,5 13,7 

0,5 0,7 1,5 

10,1 10,5 I 15,2 

1,2 1,7 I 1,8 

-- ._--

I 
46,8 39,5 34,7 
------- ~_ .. -----.---- ---- - ... _----

- 0,3 '0,2 

I Erzielte Frachteinahme 

Halbjahr in % 

I I 
, 

I 
----

1953 1954 1955 

12,7 13,3 13,3 

-- -- - -

14,1 13,3 13,2 

-------,-~ 

13,3 13,0 12,4 

12,1 14,4 14,7 

0,5 0,8 1,7 

- .. ----

7,6 8,5 11,5 

--

0,6 1,0 1,1 
--- - -

32,2 28,5 
I 

25,6 

---- ----_. _ .. -

- 0,4- 0,2 
-- --- ---------------- --'--- -- ----- --- .. - _._--- -

Wagen ladungsklassen 
zusammen: 

Tarifl. Stückgut 

96,5 

3,5 

96,5 

-----
3,5 

---- ---- -_._._--

96,7 93,1 

----- --------

3,2 6,9 
• - - - ---- _· _____ L 

--- --___ --__ 0 •• 

Stückgut nach AT 0,1 

---_._---- ---. -~ --- --

93,2 93,7 

------

6,8 6,2 

0,1 
---_·-----I~--- -------- ----- ____________ _ 

Stückgut zusammen 3,5 3,5 3,3 6,8 6,3 
- --_. ----- -----

Insgesamt 100 100 I 100 100 100 100 

"r -
I 

I 
, : 

'I , , 

I , 

-j 
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Tabelle 7 
Aufgliederung der Befö~derungsleistungen nach Gütergruppen im .gewe~blichen 

.Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen aus dem Bundesgebie"t 
im 1. Halbjahr 1955') , --

Beförd. Menge Anteil In % Mlltl. Versandweite I. km 
-~--_._--- --- _____ -0- •• __ 

- - --- --

Gütergruppe 
In 1000 t (j;;? 

1. Halbjahr t. Halbjahr Ll).Q 

t. Halbjahr LO '::I C c-o-. u.,. 
-195411955 

~bOU") ,,-- -- -~-

1953 T1954 
• 'C-' 

"Cl' 1953 I 1954 ! 1955 1955 bO_ 

212,21 233,4 
I i 

A. Tlerlsdle Stoffe zur Er. 110 1,5 i 1,4 1,3 297 311 .289 
nährung 1 - - -

B. Getreide, Hülsenfrüdlte 337,7 281,2 83 1,9 2,2 1,5 263 .297 280 
c:. And. pflanzl. Rohstoffe zu 249,1 258,3 104 ! 1,6 1,6 1,4 329 , 336 329 

Nahr .• und Genuflmltteln - , - -
D. Zuberelt. Nahr.1 und Ge. 1343,7 .1617,9 120 9,1 8,9 8,7 274 272 263 

nuflmlttel, Stärke, Spiritus -. , 

E. Futtermittel 268,1 I 300,6 112 1,6 1,8 1,6. 257 260 246 
F. Nicht besonders gel 

1 
207,4: 265,2 128 1,2 1,4 1,4 324 326 321 

nannte tier. und pflanz. - - - -
Rohstoffe 

G. Erze 11,0 13,5 123 0,1 0,1 0,1 239 336 326 
H. Kohlen, Torf 769,2 ,1013,1 132 5,3 5,1 5:0 196 214 201 
I. Mineralöle, Mineralöl. 358,3; 561,8 157 1,8 2,4 3,0 250 250 228 

derivate -
K. Steine, Erden, Binde. 1865,4 :2305,1 124 14,6 12,4 12,4 161 

, 
166 163 

mittel, Schutt -
L. Anel. mineralische Rohst. 490,8' 569,2 116 2,9 3,2 i -3,1 284 297 285 
M. ehern. Erzeugnisse auller 499,3 614,0 123 2,9 3,3 3,3 307 304 307 

Düngemittel - - -
N. Düngemittel 49,3 61,2 124 0,5 ' 0,3 0,3 223 205 206 
O. Rohstoffe und Halbwaren 53,4, 66,5 ill 0,4 0,4 0,4- 420 

, 
395 395 

eier Lederwirtschalt - - 1 - -
P. Rohstoffe und Halbwaren 206,4 i 221,5 107 1,3 

1 
1,4 1,2 321 i 333 , 326 

der Textilwirtschaft I - -
I 
-

O. Holz und Holzwaren 1057,611224,4 116 6,5 7,0 6,6 376 , 358 3S2 
R. Zellstoff, Papier 661,31 760,9 ,115 4,2 4,4 4,1 303 ·316 

, 

3i3 
I I 

S. Kunststein, Ton, Glas~ 1636,9 2084,3 127 12,5 10,9 11,2 236 250 250 
waren - ~ 

I 
, 

T. Elsen u. Stahl, Eisen u. 2475,1 13411,2 138 14,5 16,4 , 18,4 296 295 : 290 
Stahlwaren I - 1 - - -

318,71 436,0 
, ! 

U. NE.Metall u. NE'Metallw. 137 1,7 2,1 2,3 317 
, 329 312 

V. Fahrzeuge aller Art i22 380 
, 

385 
, 

373 56,4 I 68,7 0,3 0,4 0,4- , , 

W. Nicht besonders genannte 1598,5 11760,1 110 11,5 
, 

10,6 9,5 m , 
305 296 I 

Industrleerzeugn., Sagt. - : - -
I 

X. Umzugsgut, gebr. Ver. 270,4 
packg., Baugerätschaften 

316,1 117 1,6 1,8 1,7 246 ; 239 239 

Y. Nicht besonders genannte :,7 38,1 495 0,1 0,1 0,2 500 I 286 420 
Güter des Besatzungs. - - - -
verkehrs I 

Z. Lebende Tiere 65,0 i 73,1 112 0,4 0,4 0,4 187 ! 189 178 

Insgesamt 15069.0') 18555,3') 123 100 100 i 100 268 ~ 275 I 267 , 
1) Unters.trlc-hene Zahl: Ud}er dem Durchsdlmitt lli0gcIN1- 2) Di.ffcl'cn1<Cll durcJI Rundul\.b"en. 
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Tabelle 8 

Aufteilung der beförderten Tonne:n, geleisteten Tonn,enkilomete!l.' und der Fracht. 
einnahmen nach Entf.ernungsstufen=Gr:uppen im gewerblichen Güted,ernverkehr 

mit Kr,aftfahrzeugen aus dem Bundesgebiet im 1. ,Halbjahr 1955 

Anzahl 1955 Anteil In % 
Entfernungs~ 

gegenüb. 1. Halbjahr stufe 1. Halbjahr 
1954 

In km 
1954 

\ 
1955 In % 1953 I 1954 

\ 
1955 

1. Beförderte Tonnen In 1000 

0-140 4554 5918 130 32,2 30,2 I 31,9 
I 

150-299 5275 6546 124 35,4 35,0 35,3 

300-499 3273 3832 117 20,2 21,7 20,6 

500 u. mehr 1967 2259 115 12,2 13,1 12,2 

I 
I 

Insgesamt 15069 18555 123 100 100 I 100 I 

2. Gelel;tete Tonnenkilometer In MU!. 

0-149 482,9 627,5 130 13,0 11,7 12,7 

150-299 1144,6 1413,0 123 27,8 27,7 28,5 

300-499 1271,3 1488,0 117 32,9 30,7 30,0 

500u.mehr 1239,4 1424,7 115 26,3 29,9 28,8 

Insgesamt 4138,2 4953,2 120 100 I 100 I 100 

3. Frachteinnahme In MIII. DM 

0-149 66,7 86,2 129 16,0 15,4 16,5 

150-299 135,0 166,7 123 30,8 31,1 , 31,9 

300-499 129,8 153,4 118 30,4 29,9 29,3 

500 u.mehr 102,7 116,6 114 22,8 23,6 22,3 
I 

Insgesamt 434,3* 523,0* , 120 100 I 100 
,I 

100 

-" t~·-,~,,---

I 
: 

! ' 95' 

U eber die Verkehrsleistung'en des W,erkfernverkehrs seien folgende Zahlen 
genannt: 

Geleist,ete tkm in Mrd. 
1954 

1. Halbjahr 1955 
rd. 22,3 

rd. 11,0 

1954 

1. Halbjahr 1955 

Mittlere V,ersandweite 

170-180 km 

Entfe:rnungsstufen 

3,89 

1,9 

Die beförderten Gütermengen verteilten sich hauptsächlich -auf die Stuf,en: 

80-' 99 km mit 13,7-14,6(Yo 

100--119 km mit 14,8-16,0 % 

120-149 km mit 16,2--17,9 % 

150-179 km mit 10,9-12,0 0/0 

Aufteilung auf Gewerbebel'eiche t" 

An den beförderten Gütermen~en waren hauptsächlich beteiligt: 
Großhandel mit Baustoffen zwischen 18,8 u. 27,90/0 

Nahrungs" und Genußmittelindustrie " 16,8 u. 20,4 0/0 

Großhandel mit Nahrungs" und Genußmittel ,,9,5 u. 15,1 0/0 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Erden " 6,3 u. 10,6 1\/0 

Auf teilung -auf Gütergruppen 

Die Beförderungen verteilten sich hauptsächlich 
K Steine, Erden, Bindemittel, Schutt 
C Zubereitet'e Nahrungs" und Genußmittel, 

Stärke, Spiritus , 
S Kunststein", Ton" und Glaswaren 
T Eisen und Stahl, Eisen" und Stahlwaren 

8. Beförde:rungsteuer 

auf Eolgende Gütergruppen: 
zwischen 11,5 u. 21,0 0:0 

" 
" 
" 

15,4 u. 20,2 0/0> 

12,7 u. 17,6 (\,'0 

7,2 u. 9,0 0/0 

Das Gesetz bestimmt ferner, daß die BAG für die Abführung der :richtigen Be .. 
förderungsteuer sorgt. Sie überwacht daher, daß sämtliche Beförderungen im 
Fernv,erk,ehr in der vorgeschriebenen W,eise dem Finanzamt gemeldet werden, 
das seinerseits die Beförderungsteuer ,einzieht. Diese Aufgabe führt zu dner .engen 
Zusammenarbeit mit den Finanzbehörden, doch ist die Zusammenarheit ins,oiern 
einseitig, als der BAG wegen des Steuergeheimnisses keine dem Finanzamt be" 
kanntgewordenen Verstöße gegen das GüKG zur Verfolgung gemeldet werden. 
Das Beförderungssteueraufkommen stieg im Werkverkehr von 1952 bis 1954 um 
100 0/0, im Güterfernverkehr um 25 %, was nicht zuletzt auf die Tätigkeit ider 
Bundesanstalt zurückzuführen ist. 
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9. Verkehrspolitische Beratung 
Es ergibt sich aus der praktischen Tätigkeit der BAG, daß der BundesverkehrS$ 
minister in verkehrspolitischen Fragen und bei T,arifmaßnahmen auf die Er" 
fahrungen der Bundesanstalt zurückgreift. So stellt die BAG Erhebungen an oder 
fertigt Gutachten, wenn es sich beispielsweise um die Einführung einer Fracht" 
hilfe für das Zonenrandgebiet handelt, um Situationskritiken im grenzüber" 
schreitenden Güterfernverkehr, um die Einführung neuer oder Aenderung alter 
TarHe 'usw. 

Aeußerst schwierige Fragen ergeben sich dadurch, daß die beiden V,erkehrsträger 
Schiene und Straße miteinander rivalisieren und unter weiter Auslegung der ge" 
setzlichen Bestimmungen die speziellen Vorteile des anderen auszugleichen 
suchen. Zahlt z. B. die DB "Rollgeld""Zuschüsse, um frachtmäßig an die Haus" 
Haus"Bedienung des Lkw. heranzukommen, pariert dieser mit "Verlader""Zu" 
schüssen, wenn für Lkw"Verladungen besondere Vorschriften geschaffen werden 
müssen. Diese Zuschüsse durchlöchern nicht nur'.in gefährlicher Wdse den Be" 
griff des Festtarifs, sondern berauben sowohl DB wie Lkw der Mittel, die sie 
beideauf Grund ihrer Kostenlage dringend benötigen. 

Stellt man die Frage, was seit Bestehen der BAG schon ·erreicht 'Wurde, so ist 
die Antwort eindeutig: die Ordnung hat sich bedeutend gebessert; d.h'. die 'er" 
forderlichen Papiere werden in fast allen Fällen mitgeführt und sorgfältig aus" 
gefüllt. Die Tarifehrlichkeit hat wesentlich zugenommen. Auch die Ueber" 
ladungen, die die Verkehrssicherheit so s,ehr gdährden, zeigen einen abwärts" 
gerichteten Trend. Die Verhältnisse im Straßengüterverkehr sind durc~sich!~ger 
geworden und die Statistiken sind auf einem Stand, der 'fine gute Ueberslcht uber 
die Verhältnisse gestattet. DB und Unternehmer können beide feststellen, daß 
die Künkurrenz korrekter geworden ist. Der beschrittene Weg, mit 'finem nur 
kleinen Ueberwachungsapparat und unter Einschaltung ausgesuchter und kon" 
trollierter Frachtenprüfstellen, die im Auftrag der BAG arbeiten, die Aufgabe 
lösen zu wollen, hat sich demnach als richtig herausgestellt. Trotz dieses 10H,en" 
sichtlichen Erfolges hält die Bundesanstalt sein Ausmaß noch nicht für aus" 
reichend. Sie ist der Ansicht, daß ,es noch erheblicher Aufklärungs" und Er" 
ziehungsarbeit und eines schärferen Durchgreifens bedarf, wenn man das ge" 
steckte Ziel ,erreichen will. Die BAG weiß, daß sie ihren Apparat auch noch 
~chlagkräftiger durchbilden und ihn in gewisser Wdse weiter ausbauen muß. 
Auch wird das GüKG in einigen Punkten geändert werden müss·en. Dement" 
sprechend sind dem Herrn Bundesverkehrsminister s,eitens der BAG bereits Vor" 
schläge gemacht worden. ' 

Zusammenfassend läßt sich feststeHen: 
Die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr hat sich als zweckmäßiges Instrument 
der V!erkehrspolitikerwiesen. Sie ist von grüßer wirtschaftspolitischer Bedeutung, 
da sie als Ziel die Erhaltung des Wettbewerbs der verschiedenen Verkehrsträger 
unter Ausnutzung der Wendigkeit und StrebsJmkeit der privaten Initiative zum 
Nutzen der Ges~mtheit verfolgt. 

I 

;\l "~I 
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Europäische Integration der Kfz-Versicherung 
und Prämienrüclivergütung 

Von Ass. Wo I f g a n g Mut h, Frankfurt a. M. 
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Die fortschreitende und insbesonder,e für den europäischen Raum noch nicht ab" 
sehbare Motorisierung hat eine ebenso steile Aufwärtsentwicklung der Kraf~" 
fahrzeugversicherung im Gefolge gehabt. Diese hat sich - wiederum besonders 
iri Deutschland nach dem katash'ophalen Zusammenbruch - in einer so sprung" 
haften Form abgespielt, daß die Kraftfahrzeugversicherung zur führ,enden Sparte 
innerhalb der Sachversicherung wurde und nach dem augenblicklichen Stand mit 
einem Jahresprämienaufkommen von dwa 1 Mrd. DM zu bewerten ist, ?achdem 
sie noch vor 2 Jahren bei dwa 600 Mill. DM lag. Die Kraftfahrz·eugverslcherung 
wird aus den eingangs erwähnten Gründen auf absehbare Zeit auch noch weiter" 
hin eine steigende Tendenz aufweisen. 

Dieser Entwicklung ~aren in gleicher Weise, vielleicht nur nicht so lebh~~t iWie 
in Westdeutschland mit seinem ,erheblichen Nachholbedarf, alle westeuropalschen 
Staaten unterworfen. Es wäre nun im Interesseein~r Integration des :engen west" 
emopäischen Raumes nur erstrebenswert, die grundsätzlich gleichgelagerten Ver" 
hältnisse bei der Abwicklung des Kraftv,erkehrs auch hinsicht~ich der ~raftv'e7" 
kehrsversicherung möglichst gleichartig und einheitlich aus~unchten. ~lcht ~le 
Politik, sondern offensichtlich die Wirtschaft (s. Montanumon und welter,e wut" 
schaftliche Integrierungspläne) wird hier die Wlegbereiterin für eine möglichst 
beschleunigte Verflechtung der wirtschaftlichen Beziehungen in?-erhalb W est~ 
europas und damit auch des internationalen Kraftv,erkehrs und semer Kraftfahr" 
zeugversicherung sein können. Was von deutscher Seite ru.erzu als B.eitrag ge" 
leistet werden könnte, sollte jede Anstrengung lohne~ zur Sc~a~funge~nes west" 
euwpäischeneinheitlich ausgerichteten stark,en und Dlcht anfalhgen Wll'tschafts" 
raumes. Da der Verkehr das Arteriennetz und damit den pulsierenden BlutstDom 
für einen florierenden Wirtschaftsraum überhaupt 'erst schafft, .eine Tatsache, die 
in ihrer fundamentalen Bedeutung leider in Deutschlanda~ch.höher~~ C?rts v.iel" 
fach gar nicht klar ·erkannt, jedenfalls )keineswegs folgerichtig gewu~dlgt Wird, 
wären auf dem V,erkehrsgebiet alLe M,aßnahmen zu treffen, um die Voraus" 
setzungen für einen europäischen V'erkehrs" und Wirtschaftsraum durch An" 
gleichung der bestehenden nationalen Regelungen an eine gemeinsaI?-e eum" 
päische zu schaffen. Der individuellen Initiative des Wirt~chaftlers schem~r: des" 
halb hier viel günstigere Entwicklungschancen gesetzt zu sem als der des Pohbker~, 
der häufig irgendwelchen inner". oder parteipolit~s~hen Hemn:nissen oder Soh" 
daritätsbindungen unterliegt. Wie in der außenpolitischen EntWicklung d~r Nach" , 
kriegszeit die Wirtschaft mit dem notwendigen Ex" und Import - allerdmgs aus 
besonderen politischen und strategischen GrÜnde.n -: der ,völkerr,echtlich.en und 
diplomatischen Anerkennung der Bundesre~ubhk 1m Ausla~d vm'an~mg, so 
könnte eine weiter·e intensiv betriebene Integnerung \der 'euwpalschen Wirtschaft 
und damit auch der Kraftverkehrsv,ersicherungeinen Markstein nicht nur für 
emen weiteren wirtschaftlichen, sondern gleichermaßen auch politischen und 
kulturellen Zusammenschluß des alten europäischen Abendlandes mit seinen 
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immer noch erheblichen schöpferischen Kräften darstellen. Für ·eine solche Ver", 
einheitlichung der Kraftverkehrsversicherung wäre ein sehr weites Betätigungs", 
feld gegeben. 

I Auszugehen wäre dabei v.on der Haftpflichtversicherung, die in allen Ländern 
wie in Deutschland den Schutz des durch Kraftfahrzeuge geschädigten Dritten 
bezweckt. Klarheit wäre hier in 'erster Linie über ,eine zu vereinheitlichende 
Haftungsgrundlage, die N.otwendigkeit einer ,entsprechenden Versicherung und 
eine <einheitliche Prämiengestaltung zu schaffen. 
._._." r 

Haftungsgrundlage 

In Deutschland beruht die Haftungsgrundlage des Kfz"Halters bekanntlich auf 
dem über die bürgerlich"rechtliche Verschuldenshaftung hinausgehenden Ge" 
fährdungsprinzip, wie es auch in den nordischen Staaten, Oesterreich und der 
Schweiz besteht. Die anderen Länder bauen die Haftung des Kraftfahrzeughalters 
auf dem Verschuldensprinzip der jeweiligen staatlichen Gesetzesregelung auf. 
Eine Angleichung dieser weniger strukturell als umfangmäßig verschiedenen 
Haftungsgrundlagen wird .ohne Zweifel nicht leicht sein. So schwer die Gefähr" 
dungshaftung von ihren augenblicklichen Bejahern .ohne weiteres aufgegeben 
werden würde, so schwierig wird es gleichermaßen sein, die anderen Länder zu 
einer Anerkennung der die Verschuldenshaftung erweiternden Gefährdungs" 
haftung zu bringen. W'enn man aber berücksichtigt, daß eines der Erwägungs" 
elemente für die seinerzeitige Einführung der Gefährdungshaftung in den be" 
treffenden Ländern ein soziales, inzwischen aber dl\l'ch die Entwicklung über" 
holtes war, daß nämlich der Kraftfahrzeughalter zu den bemittelteren Kreisen 
rechnete, was für die ersten Jahre der Motorisierung nach der Erfindung des 
Kraftwagens zugetr.offen haben mag, heute aber keineswegs mehr eine Allgemein" 
gültigkeit für sich in Anspruch nehmen kann, weil der Kraftwagen viel zu sehr 
ein Gebrauchsgegenstand geworden ist, dann sollte die Möglichkeit einer An" 
gleichung beider Prinzipien für eine gleich ausgerichteteeur.opäische Haftungs" 
grundlage für den Kraftfahrzeughalter gesucht und gefunden werden können. 

Versicherungspflicht 

Diese Frage hängt eng mit derjenigen einer Versicherungspflicht zusammen. In 
Deutschland wurde, nachdem für einzelne Risik,en bereits vorher ,eine Yer" 
sicherungspflicht für die Haftpflicht des Kraftfahrzeughalters bestand (z. B. für 
Güterfahrzeuge des gewerblichen Güterfernverkehrs nach dem alten Güterfern" 
verkehrsgesetz von 1935), durch das Gesetz über die Einführung der Pflicht" 
versicherung für Kraftfahrzeughalter von 1939 die Zwangshaftpflichtversicherung 
eingeführt. Der Kraftfahrzeughalter muß sich danach im Umfange seiner gesetz" 
lichen Haftung (Gefährdungshaftung) versichern. Auch hier ist selbstverständlich 
das Ausmaß der Haftung von maßgeblicher Bedeutung, z. B. für die ;Versi.che" 
rungsbedingungen und die Feststellung der zur Abdeckung dieses Risikos be" 
nötigten Prämie. w'enn aber auf europäischem Gebiet 'eine allgemeine Ver; 
sicherungspflicht für dIe Haftpflicht des· Kraftfahrzeughalters, zunächst durch 
jeweiligen Akt der nationalen GeslCtzgebung, ·eingeführt ,würde, dann wäre es auch 
für diejenigen Länder, die sich bisher nur zum Verschuldensprinzip bekannten, 
leichter, einer Erweiterung (ler fIaftung des Kraftfahrzeughalters in Richtung 
auf die Gefährdungshaftung zum Zwecke einer europäischen Angleichung zu" 
zustimmen. Die Möglichkeit einer volIständig,en versicherungsmäßigen Er" 
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fassung aller dies,er Risiken durch Einführung eines Y,ersicherungszwange~ würde 
sich durch Y,erbreiterung der versicherungsmäßig ,ert~ßten Gefah~,englememsc~a~t 
gerade in den Staaten, die heut,e dne wIche Y,erslcherungspfhcht ~oc~ lllC t 
prämiengünstig auswirken, so daß für den ·einzelnen.: dann z~a~gslauflg Ver,,: 
sicherten kaum dne merkliche Prämienerhöhung gegenuber de~ J~tzlge~. R'egelu~g 
einzutreten brauchte, selbst wenn sich der Deckungsumfang .mden Lander~, m 

. denen jetzt lediglich die Verschuldungshaftung besteht, auf Jeden Fall ,erweitern 

würde. ,,' . 
Ein Abschlußzwang für die H.aftpflichtv~rsicherung beste~t. gegenw~rtlf d1 

Europa in den Ländern Oesterrelch" SchweIZ, Luxemburg, Dan~mark, Eng a~ , 
den nordischen Staaten lUld der Tschechoslowakei. I~.' Fran~relC? l~.nd Belgden 
sind gerade Debatten auf parlamentarischer" Ebene. uber d~e Emfuhru~gd er 
Zwangshaftpflichtversicherung im Gange, wahrend m den anderen Lan e~n. 
z B Italien den Niederlanden Spanten, Portugal, Griechenland, Jugo~la~lln 
~nd Türkei: keine Y.ersicherun~spflicht besteht, was zur Folge ha!~ daß belsPh,e t: 
weise in Frankrdch zunächst nur 20 % aller Kraftfahrzeughalter uherhaupt a t~ 
pflichtversichert sind. . . h 
Diese in den 'europäischen Ländern im AUf51enblickbedauerhcherwelse noc 
so verschiedenartige R,egelung h'at den .HU.K"Y'erband in ~eutschlan~ ~~: 
anlaßt, die deutschen Kraftfahrz,cughalter memem ~undschrel~en auf. dir cl ' 
fahren hinzuweisen, die ihnen bei Fahrten gerade l~ maßg,ebhche RelSh an

d 
er 

entstehen können, in denen noch kein Haftpflicht,:'erSlCh~~n.gszwang vor
d 

an .en 

l'st Um gerade auch in diesen Fällen, in denenem auslandlsch,er Schul ner lml . b' d d "b h' us evt Haftungsfall keinen V'ersicherungsschutz eSltzt un ,aru. er .ma f' . , ~ 
zahlungsunfähig ist gesichert zu sein, wird delt Abschlußemer ~urz rlSt~: 
Vollkasko" und In;assen"Unfallv,ersicherung un, d darüber hinau,s. elHne,r

f 
Rfel~ hSt" 

. d "b . d k n a tp lC ,. schutzversicherung 'empfohlen. In USA, menen u erwl'egen el . 
versicherungszwang besteht - in 20 Staat.en d~r ~SA laufen ~ll~~dmg~n~e~~~: 
wärtigentsprechende Anträge, ohne daß blSher m emem Staat hleru?erel, tie 
scheidung 'erfolgte - hat man auS diesem Gefa~enaspekt h~raus ,eme ne~r g 
Y ersi cherung gegen solche Schäden ,eingeführt, dl,e dem VerSIcherten od~r esse; 
FamiÜenangehörigen gegen verschulddoe UnfäUe nichtversicherter DrItter en" 

,~~:n~un für den amerika~ischen Raum gilt, hat gleich~'Bedeutung für :den 
europäischen. Bestände in allen Staaten dn Haftpflich~ers~che~?gszwa.ng, .dad·n 
wären diese Warnungen des HUK.Verbandes bzw. dte Hllfsbr~cke~ WIe ~le le 
Amerikaner geschaffen haben di:e nur versteuernde, Folgen rol,t SIch brm~n, 
unnötig. Es ist nicht .einzuseh;n, wanim sich jemand auf s~ine }Go.sten gegene~ 
fahren d~cken soll, dIe ihm aus der 'ul'eigenste~ H.a~tung emes I?tl~en \ent~tehen. 
;Wenn der Drang nach Aufrechterhaltung der IndiVIduellen FreiheIt so we~t fS.t, 
d ß dadurch auch nur die Gefahr ,einer 'Belastung Dritter lentsteht, dann sm. !e 
'Grenz1en der Liberalisierung 'erreicht, und 'es 5011te dann schon besser das. Prm~lp, 
der allgemeinen Haftpflichtversicherungspflicht al~eitig ?ejaht icrdeh' El~e ~=:; 
bezügliche dnheitliche ,europäische Regelung wurde Jedenfal h 5

11 
r i ~~ einem 

kehrs erleichterung beitragen· und die Ländergrenzen um so sc ne er 
reinen Symbol herabsinken lassen. 

Einheitliche Prämiengestaltung 
Es ist zwar dem Bundeswirtschaftsminister ~l1Qf. Erhard ~oll~uf un~ ~nein'" 
geschränkt zuzustimmen, wenn er als Motor lur das soerfolgr,elche Pnnzlp der 
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sozialen Marktordnung den mqglichst individuellen und UI?:gebundenen Lei:: 
stungswillen und den Leistungswettbewerb ,erkennt. Deshalb braucht ab~r die 
volle Bejahung dieser Auffassung noch nicht zti einer Y,erneinung einer Yer:: 
sicherungspflicht für die Haftpflicht des Kraftfahrzeughalters zu führ.;:n. Ein 
solcher Zwang sollte allerdings nicht über den Umfang der Schutzbedürftigkeit 
hinausgehen, und hier liegt der Angelpunkt für alle Gegner der augenblicklichen 
Struktur des Einheitstarifs für Kraftfahrtversicherungen in Dwtschland. Eine 
Festprämie in der Haftpflichtversicherung mit ihrem obligatorischem Abschluß:: 
zwang mag sich noch ausrichten auf das Ziel eines Schutzes des verkehrsver:: 
letzten Dritten, die Festprämie in der Kasko:: und Unfallversicherung, die ja das 
ureigenste wirtschaftliche Interesse des Versicherten selbst betrifft und für die 
deshalb ja auch kein Versicherungszwang besteht, kann aber diese Zidrichtung 
nicht mehr erkennen lassen. Deshalb fordern breite Versicherungsnehmerkreise 
die Freigabe zumindest der Kasko:: und Unfallversicherungsprämien von der 
Preisbindung, vielfach auch der Haftpflichtprämie. Die Frage des obligatorischen 
Haftpflichtversicherungszwangs wird hiervon nicht berührt, da eine Zwangs,: 
versicherung nicht gleichzeitig eine Preisbindung zur 'Folge haben muß. In der 
Schweiz und in England besteht z. B.eine obligatorische Haftpflichtversicherung, 
während die Prämiengestaltung selbst völlig dem fr'eien Wettbewerb der Ver:: 
sicherungsgesellschaften untereinander überlassen bldbt. Eine solche Regelung 
würde auch weiten deutschen Y,ersicherungsnehmerkreisen zusagen, woheiein 
Yerbandstarif möglich wäre und nur bei, der Prämienmanipulierung der staat:: 
liehe Einfluß verri,ngert werden könnte. Dieser entspricht auch nicht mehr der 
wirtschaftlichen Entwicklung und denjenigen Gedanken, die die hervorragendsten. 
Yerfechter der sozialen Marktordnung selbst immer wieder mit ihren Worten 
gegen den Y,ersorgungsstaat und für die freiheitliche Wirtschaft zum Ausdrück 
bringen. 

Wenn Prof. Erhard zum vollständigen Funktionieren seiner sozialen Markt:: 
ordnung den freien Leistungswettbewerb fordert, der jedem als Produzenten wie 
auch als. Konsumenten die Wahrnehmung aller wirtschaftlichen Chancen 'ermög:: 
lichen müsse, dann scheinen diese Gesichtspunkte bei der Kraftfahrzeugversiche:: 
rung doch etwas im argen zu liegen. Interessant ist indies'em Zusammenhang 
die Feststellung, daß außer in Deutschland lediglich in den nordischen Staaten 
und in Oesterreich eine behördliche Manipulierung der Prämiomerfolgt, während 
im übrigen Verbandstarife üblich sind. 

Eine der maßgeblichen Versicherungsnehmergruppen, das Straßenverkehrs:: 
gewerbe, hat deshalb schon seit Jahren und wiederholt die Frdgahe der Fahr:: 
zeugversicherung von der Preisfestsetzung durch das Bundesverkehrsministerium 
gefordert und nur eine Preisbindung für die Zwangshaftpflichtvlersicherung für 
zweckmäßig gehalten. Einer völligen Freigabe des gesamtw Kraftfahrttarifs von 
der Preisbindung glaubte das Straßenverk'ehrsgewerbe bisher aus den v,erschieden:: 
sten Bedenken heraus nicht zustimmen zu können, zumal eine völlige Preis:: 
freiheit dazu führen könnte, daß für einzelne angeblich ungünstige Risiken höhere 
Prämien als gegenwärtig festgelegt und diese dann wiederum durch ,einen Ver:: 
bandstarif sanktioniert werden könnten. Eine Beurteilung der einzelnen Kraft~ 
fahrzeugrisiken kommt hierbei je nach dem Aspekt zu sehr verschiedenen Er:: 
gebnissen. Während z. B. noch heute bekannte Versicherungsgesellschaften 
ihren Außendienst direkt davor warnen, Güterfahrzeuge, speziell des g,ewerb:: 
lichen Güterfernverkehrs, in Deckung zu nehmen, weil das Risiko angeblich so 
ungünstig verlaufe, zeigt das Schadensergebnis der vom Straßenverhhrsgewerbe 
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eigens gegründeten KRA Y AG VaG, deren Bestand sich zu über 90 ",'" aus Güter:: 
fahrzeugen des Straßenverkehrs zusammensetzt, dn Ergebnis, das zu höheren 
Beitragsrückgewährquoten führte, als bei dem überwiegenden Tdl der anderen 
Versicherungsgesellschaften. 

Die Industrie f'Ürdert durch ihre Spitzenvel'tr.etung, den Bundesverband d~r 
Deutschen Industrie (BdI), die völlige Freigahe der Kfz::Versicherung von der 
Preisbindung, die in einer marktwirtschaftlichen Ordnung wie ein Fr~mdkörpel' 
anmuten lUÜsse. Der Bdl fordert also auch die Freigabe d~r Haftpflichtver" 
sicherung von der Preisbindung und vertritt die Auffassung, daß dne völlige Frei:: 
gabe der Prämien nicht zu einer Erhöhung derselben führen werde, sich vielmehr 
dn Trend für Prämienerhöhungen nach den bisherigen Erfahrungen viel 'eher 
immer dann gezeigt habe, wenn die miteinander konkurrierenden Versicherer ge:: 
'zwungen seien, unter Beteiligung des Staates einen dnheitlich verbindlichen 
Pl'ämientarif zu schaffen, der auch den' Bedarf für dieentf~rntesten Schadens:: 
möglichkeit~n zu berücksichtigen habe. Man könnte hier den Vergleich ziehen, 
daß ähnlich wie bei dem Geleitzugsystem im Kriege die Gesamtg~schwindigk~it 
des ganzen Zuges sich nach dem langsamsten Fahrzeug zu richten hatte, sich auch 
die staatliche Prämienfestsetzung innerhalb der Kraftverkehrsversicherung nach 
der unrentabelsten Ges·ellschaft zu richten habe, um einen ausrdchenden Ausgldch 
für den Annahmezwang für alle Gesellschaften zu schaffen. 
Bisher wurde aber bereits die Freigabe der Kasko::Prämien von der Preisbindung 
stets mit dem Hinweis abgelehnt, daß die Befreiung eines T,eüs der Kraftfahrt:: 
versicherung von der Preisbindung den noch preisgebundenen Tdl der Haft:: 
pflichtversicherung unweigerlich in Mitleidenschaft ziehen würde, was keines:: 
falls der Fall zu sein braucht, wenn man den Anteil der ;einzelnen Sparten der 
Kraftfahrtversicherung an deren Gesamtprämienaufkomme,n betrachtet. W,enn 
die Haftpflichtversicherung allein der Prdsbindung unterstellt bliebe,.dann wären 
75 0/0, d. h. gegenwärtig .etwa 750 Mill. DM, des Jahresprämienaufkommens tarif:: 
gebunden und nur 25 % (20 % für die Kasko"Yersicherung und 5 % für die Un:: 
fall versicherung) von der Preisbindung frei. Es ist weniger anzunehmen, daß 
damit das bestehenbleibende Festpreistarifgefüge der Haftpflichtversicherung 
unterminiert wird, als daß vielmehr für die aus Phantasielosigkeit bei ihrer jetzigi!n 
Ausgestaltung weiterhin rückläufige Kasko:: Versicherung durch eine Prämien:: 
freigabe einen maßg,eblichen Auftrieb ,erhalten könnte. Die seit Jahren negative 
Risikenselektioll in der Kasko",Y,ersicherung würde durch eine den praktischen 
Verkehrsbedürfnissen besser ,entsprechende Neuregelung aufgelockert werden 
können. Die Kasko::V,ersicherung könnte jedenfalls durch keine andere Maß:: 
nahme als die Freigabe der Prämien besser lind 'eher ,einer positiven Belebung 
und damit einer allmählichen Gesundung zugeführt Iwerden. 

Wenn in diesem Zusammenhang wiederholt daraufhingewiesen wurde, daß dnc 
Freigabe des gesamten Einheitstarifs für Kraftfahrtv'ersicherungen zu einem 
"ruinösen Wdtbewerb" aller Y,ersicherungsgesellschaften g,egeneinander führ·en 
müsse und schon aus diesem Grunde die Preisbindung des Tarifsüh~r ~ 2 des 
Preisgesetzes vom 10.4. 1948 aufrecht ,erhalten bleiben müss,e, so sollte gerade dn 
Y,erfechter der freien Marktwirtschaft wie der Bundeswirtschaftsminister selbst 
diesen Argumenten kaum zustimmen können. mn solcher Gesichtspunkt träfe 
nämlich nicht nur auf alle anderen Sparten der Versichenmg, sondern ebenso 
auf andere Gebiete der freien Wirtschaft zu. Und wenn im Zusammenhang mit 
der Gefahr 'eines ruinösen Wdtbewerbs auch noch auf di,e mögliche Schädigung 
der Interessen der Y,ersicherungsnehmer hingewiesen wird, so darf dazu nur fest,:, 
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gestellt werden, daß es gerade Ziel der öffentlichen und materiellen Staatsaufsicht 
durch das Bundesaufsichtsamt für das Yersicherungs" und Bausparwesen ist, dke 
dauernde Erfüllbarkeit der Versicherungsv:erträge durch dieeinzdnen Versiehe" 
rungsgesellschaften laufend zu überwachen und sicherzustellen, was bisher auch 

__ mit vlollem Erfolg erreicht werden konnte. Sicherlich könnten einzelne Y-ersiche" 
rungsgesellschaften bei völliger Freigabe der Prämien zu Kampfprämien üher" 
gehen, um das Geschäft zunächst an sich zu ziehen und anfängliche V-erluste durch 
spätere Prämienerhöhungen .auszugleichen. Solche Kampfmaßnahmen würden 
aber zwangsläufig zu einer Art Dumping führen, das vom Bundesaufsichtsamt 
ex officio sehr bald unterbunden werden würde. 

Schwierigkeiten würde bei dner 'etwaigen Freigabe der Haftpflichtversicherung 
von der Preisbindung der An nah m 'e z wa n g machen. W-enn man auf dem 
Standpunkt steht, daß der Annahmezwang in jedem Falle bestehen bleiben: könne 
und wohl auch müsse, dann ergibt sich daraus die Notwendigkeit, jedem di-es,em 
Annahmezwang unterHegenden Versicherer auch die ausreichende. Prämie für 
die Uebernahme dies,es Risikos zur Ylerfügung zu stellen. Andererseits muß 
natürlich ,auch der Y,ersicherungsnehmer die Sichenmg haben, mit der Prämi,e 
nicht überfordert zu werden. Es ist also nicht so sehr der Ye r s' ich -e run g s '" 
Zwang, der bei der Haftpflichtversicherung die Prdsbindung ,erfordert, sondern 
vielmehr . .eller der An nah m -e" Zwang. Wird bei Aufrechterhaltung des An" 
nahmezwangs nicht gleichzeitig eine Festprämie statuiert, so könnte jeder Ver" 
sicherer durch übersetzte Prämienforderungen den Annahmezwang für sich prak" 
tisch ausschalten. Es wird hier kaum dne völlige Liberalis~erung möglich sein, 
die auch schon aus dem Grunde nur bedingt durchsetzbar wäre, als die materielle 
Staatsaufsicht durch das Bundesaufsichtsamt immer bestehen bleiben wird. So 
hat der Präsident des Bundesaufsichtsamtes gerade ,erst kürzlich wieder aUe Y cr" 
sicherungsgesellschaften auf das Bestehen des Annahmezwanges in der Kfz"Haft" 
pflicht" Versicherung hingewiesen, der les den Versicherungsgesellschaften v-er", 
biete, bestimmte Gruppen von Fahrz-cugen abzulehnen. Praktisch wäre natürlich 
auch eine Zwangshaftpflicht"Y-ersicherung ohne Annahmezwang vorstellbar. 
Hierbei entstände aber sofort die wieitere Frage nach der Unterbringung der ab" 
gelehnten notleidenden Ylersicherungsri;;iken und der Prämienhöhe für diese 
Risiken, die im Endeffekt wiederum der staatlichen Festsetzung kaum ,entiiehbar 
bleiben würden. Eine für diese FäHe v'Ürgesehene Versicherungsgemeinschaft 
aller Y-ersicherungsgesellschaften, die das Y-ersicherungsgeschäft betreiben, würde 
die Prüblematik nicht mindern. Irgendeine Steuerung der Wettbewerbspreis" 
bildung bei der Haftpflichtversicherung durch eine übergeorClnete Institution 
wird also unerläßlich bleiben. 

Das Bundesaufsichtsamt selbst hat sich gegen die völlige Freigabe des Einheits" 
tarifs vün der Preisbindung ausgesprochen, WaS nicht auszuschließen scheint, daß 
nach sorgfältiger Prüfung und Vorbereitung auch hier Aenderungen .oder Neue" 
rungen zweckmäßig und ihre Einführung geboten sein könnte. Der Präsident 
des Bundesaufsichtsamtes hat eine solche Möglichkeit jedenfalls bejaht mit dem 
,Hinweis, daß man aber gerade in der Kraftfahrtv!ersicherung sich die Dinge 
organisch entwickeln lassen müsse und gewaltsame Eingriffe gerade hier, wo der 
Schutz der Y,erkehrsopfer im Vordergrund stehe, unterlassen süllte. Grundsätzlich 
ist zu der Prämienfreigabe abschließend zu sagen, daß es begrüßensw-ert wäre, 
künftige Prämienverhandlungen vün der behördlichen Mitwirkung des Bundes" 
wirtschaftsministeriums beffleit zu sehen. Vielleicht würden sich dadurch s-ogar 
die häufig für alle Beteiligten nicht sünderlich -erfr-eulichen Prämienverhand" 
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lungen nicht einmal verschärfen, sondern sich - unter Bdhehaltung der Teil" 
nahme des Bundesaufsichtsamtes an derartigen Y,erhandlungen - in breiterer 
wirtschaftlicher Atmosphäre als bi'Sher bewegen. Inwieweit jedoch dk Freigabe 
der Kraftfahrzeugprämien von der Pr,eisbindung für die -einzelnen Sparten eine 
wirkliche und dauerhafte Herabsetzung der Prämi:en zur I Folge haben wird, 
sollte zuvor von den Betroffenen sehr ,eingehend unter Abwägung aller zu::: 
künftigen Konsequenzen geprüft werden. Es ist nicht Zweck dieser Aus" 
führungen, hier dne Feststellung darüber zu treffen, inwieweit die unbestrittenen 
Vorteile ,einer Prämienfreigabeerkennbare Nachteile überbrücken. Die Kraft" 
verkehrs"Yersicherer selbst sind der Auffassung, daß dne Erörterung 'einer teil" 
weisen oder völligen Tariffr,eigabe von der. Preisbindung nicht vor Erlaß des 
Gesetzes über die Wdtbewerbsbeschränkungen (Kartellgesetz)' möglich sei. Die 
zukünftige Entwicklung müsse zunächst noch mit Sorgfalt beobachtet werden, 
um nur solche Aenderungsbestrebungen zu verwirklichen, die den Interessm 
alle r Y,ersicherungsnehmer dienten. Es wi.rd dabei nicht verkannt, daß es auch 
Argumente für dne anderweitige Regelung gibt. Die Entwicklung muß aber für 
den deutschen Raum zunächst erst einmal abgeschloss-en sein, um auch auf di~sern 
Gebiet eine -europäische AngleichU1:g zu ,ermöglichen. 
.Wichtiger ,erscheint es im Augenblick jedenfalls im europäischen Aspekt, ,in 
allen -europäischen Ländern zunächst den Haftpflichtversicherungszwang für die 
Kraftfahrzeughalter durchzusetzen, als dne vordringliche Notwendigkeit dafür 
besteht, die Zwangshaftpflichtversicherung mit( ihr-er Prämienbindung umzuge" 
stalten. Für letztere Frage ist die entsprechende Gestaltung in den einzelne:n 
europäischen Ländern für eine· Gesamtlösung nicht von solcher Bedeutung wie 
der Haftpflichtversicherungszwang selbst. 
Es ist _allerdings vQrstellbar," daß eine Freigabe der Kaskoprämien von der Preis" 
bindung in Deutschland der Yorbereitungeiner diesbezüglichen -europäischen 
Yereinheitlichung dienlich sein könnte. Das Spiel der freien Kräfte in, der :Prä" 
miengestaltung im In" und Ausland würde im Zusammenhmlg mit der Tatsache, 
daß sich viele große -europäische Y-ersicherungsgesellschaften auch außerhalb 
ihres Heimatlandes betätigen, sicherlich fördernd auf ,eine einheitliche europäische 
Ausrichtung wirken. ' 

Prämienrückgewähr und Bonus 
Nachdem sich auf Grund der staatlichen Prämienmanipulation in Deutschland 
in den ersten Jahren nach der Währungsreform, bis zu deren Eintritt keine 
wesentlichen Prämienverschiebungen ,erfolgten, die Kraftfahrzeugprämien ständig 
erhöhten, wurde dem Wunsch der Y,ersicherungsnehmer nach -etnem Prämien" 
regulativ wie Prämienrückv-ergütungen bei schadensfr,eiem Verlauf Rechnung ge" 
tr,agen. Das Bundeswirtschaftsministerium konnte als Preisaufsichtsbehörde die 
jeweiligen Bedarfsprämien immer nur aus den Schadensv-erlaufsergebnissen der 
Y ergangenheitermitteln und war gezwungen, die zukünftige Prämie auf gewissen 
Erfahrungssätzen -empirisch zu kalkulier"en, ohne daß die dann festgesetzte Prämie 
die tatsächliche Bedarfsprämie für diejenige Zeitspanne darzustellen brauchte, 
für die sie Ee~tgelegt wurde. Aus diles,em Grunde lerfolgte in der V,ergangen" 
heit .11.ICh stets nur :eine· kurzfristige F,ests,etzung der Kraftfahrzeugprämien, was 
ein weiterer Unsicherheitsfaktor für aUe Versicherungsnehmer war. Um auch 
insoweit zu ,einer konstanteren Prämieng-estaltung zu gelangen, wurde im Jahre 
1952 ein Prämh!nregulativ in Form -einer Prämienrückvergütung für schadens. 
freien Verlaufeingcführt (PR 7/52), die im Jahre 1954 durch das zusätzliche 
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Bonusverfahren (PR 13/54) ergänzt wurde. Das Ziel dieser Regelung war die 
möglichste Eliminierung von Fehlerquellen bei der Prämienkalkulation auf Grund 
zurückliegender Schadensergebnisse für zukünftige Zeitspannen durch ,eine nach? 

~rägliche Prämienkorrektur nach dem tatsächlich eingetretenen Schadensverlauf. 
Das Bonusverfahren regelt dne besondere Art der Prämienrückvergütung. Der 
Unterschied zwischen beiden besteht darin: 

Die Prämienrückvergütung wird lediglich aus etwaigen Ueberschüssen aus dem 
sog. nach einem festgelegten Schema zu ermittelnden technischen Gewinn der 
einzelnen Versicherungsgesellschaft gewährt. Hatte diese Gesellschaft keinen te eh" 
nischen Ueberschuß, dann war sie auch zu einer Rückvergütung nicht v·er" 
pflichtet. . 

Der Bonus dagegen verschafft dem Y'ersicherten dnen festen Rechtsanspruch 
auf eine prozentual festgelegte PrämienrUckerstattung bet schadensfreiem Yier" 
lauf. Er ist unabhängig von dem Schadensverlatif der einzelnen Gesellschaft. 
:Auch die Gesellschaft hat ihn zu zahlen, deren Gesamtprämi~neinnahme nicht 
zur Schadensdeckung ausreicht, die also überhaupt keihen technischen Ueber" 
schuß erbringt. . 
Der in seiner wLrtschaftlichen Auswirkung von jeher umstriHene Bonus ist auch 
in anderen europäischen Ländern nicht unbekannt. So kennen ihn die nordischen 
Länder, Italien, Holland und die Schweiz, allerdings mit jeweils verschiedenen 
Regelungen. ; 

Die Schweiz gewährt z. B. dLfferenzierte Boni für die Haftpflicht" und die Kasko" 
IV,ersicherung, was im Hinblick auf die völlig verschiedene Zielrichtung diesel' 
beiden Versicherungssparten auch ber'echt[gt erscheint. Italien kennt den Bonus 
nur bei einer bedeutenden Y,ersicherungsgeseIlschaft. In Holland, wo der Tarif 
nicht behördlich dirigiert wird, sondern dn Verbands tarif besteht, ist der Bonus 
nur bei dner verhältnismäßig kleinen Zahl aller Y,ersicherungsgesellschaften 
lüblich. In Schweden ist er dagegen soweit ausgebaut, daß ,er nach 7"jähri,gem 
schadensfreien Y:erlauf 70 0h der Prämie beträgt. Di.ese über das erstrebte Ziel 
jedoch weit hinausgehende Regelung scheint, wie erwartet werden mußte, eine 
Aenderung der Tarifstruktur in Schweden zu bedingen, die ,auch beabsichtigt ist. 
In Deutschland glaubte man nun, eine möglichst gesunde Synthese aus di;esen 
internationalen Regelungen gefunden zu haben, ~ndem man die erwähnte Prä" 
mienrückgewähr alls dem sog. technischen Ueberschuß für 1"jährigen schadens .. 
freien Verlauf bestehen ließ und den Bonus erst für zw.ei;: und ;dreijährigeil1, 
schadensfreien Verlauf durch preisrechtliche Regelung progr,essiveinsetzen ließ. 
Die subjektiv guten Ri.siken sollen also anteilig begünstigt werden. 
Alsbald nach Verkündigung der Bonusverordnung Ende 1954 setzte be~eits ei.ne 

.'erhebliche Kritik an dieser Regelüng in Deutschland <ein. Der bekannte Ver" 
sicherungs"Wissenschaftler Prof. Möller, Hamburg, bezdchnete den Bonus von 
vornherein als'dn "DanaeuGeschenk", das dne verdächtige Gabe darstelle, indem 
es Vorteile verspräche, aber Nachteile zur Folge habe. Aus Y,ersicherungsnehmer" 
Kreisen wurde beanstandet,' daß bei grundsätzlicher Anerkennung der Prämi':lv 
rückvergütungsregelung deren besondere Vorzüge und Anrdze durch das Bonus" 
verfahr-en weitgehend hinfällig gemacht würden. Ein wissenschaftliches Gut" 
achten von Prof. Möller kam zu dem Ergebnis dner Rechtsunwirksamkeit der 
PR 13/54, mit der die Bonusregelung eingeführt wurde. Herr Prof. Möller 'ent" 
wickelte in dem Gutachten, daß die Y,orschrift des § 2 Abs. '1 des Preisges!etz!es 
nur die Festsetzung von Leistungen des Versicherungsnehmers g,estatte, nicht 

I 
j 

';'" 

Europäische Intcgr;ation uer Kfz-V(;r~i'cheruI1g und Prämbenrückvergütung 105 

aber auch von Leistungen des Versichel"ers. Bei der fälschlich sOg!enannten: 
"Beitragsermäßigung" ginge es wirtschaftlich und juristisch jedoch um eine selb" 
ständige Leistung des Versicherers, die neben seiner Gefahrtragungslejstung 
stehe (siehe Versicherungswirtschaft Nr. 4/56 Seite 94). Zu diesem Gutachten 
haben die Professor,en Dr. W,eher, Göttingen, und der inzwischen verstorbene 
Dr. Ehrenzweig, Wien, Stellung genommen, wobei sie - gestützt auf zahlr·eiche 
Beispiele - zu dem Ergebnis kamen, daß die PR 13/54 mit den Bestimmungen 
des Preisgesetzes Ztl vereinbaren sei, indem der Bonus als nachträgliche Prämien;: 
korrektur angesehen werden könne. 

Die hierbei von Herrn Prof. Ehrenzweig in seinem Gutachten aufgevyorfene 
Frage, daß ihm bei der Behandlung dieser Angelegenheit der Standpunkt der 
beiden sich hier gegenüberstehenden Gruppen völlig "rätselhaft" 'sei, da die Y,er" 
sicherungsnehmer"Gmppen sich 'eine Rechtsverordnung nicht gefallen lassen 
wollen" die doch ihre Prämienbelastung mindere, und der Verband der Kraft" 
fahrzeugversicherereine derartige Prämienminderung gegen das ,eigene Interess,e 
gewährt sehen wolle, kann nur mit dem Hinweis beantwortet werden, daß leben 
die Y,ersicherungsnehmergruppen, di:e mit der getroffenen Regelung ang,estrebten 
Ziele nicht als lerrei:cht ',erachten, während die Versichererkreise an ihDer Auf" 
rechterhaltung interessiert sind. 

Die inzwischen von den Versicherungsnehmer;,'Gruppen gegründete Arbeits," 
gemeinschaft der Versicherungsnehmer vertritt "in gleicher Richtung mit dem 
Deutschen Yersicherungs"Schutz"Verbandein besonderes Interesse an der Klä" 
rung der Rechtslage. 'Von den Versicherungsnehmern werden als Gründe für 
die klare Ablehnung der Bonusregelung folgende genannt: 
Schon die Praxis in den anderen außerdeutschen Ländern, in denen dne Bonus" 
regelung bestehe, habe di'e Schwä.chen des Bonusvei-fahrens bewies'en und zu 
gegenteiligen Erkenntnissen ge'führt. 
In der deutschen Bonusregdung seien die Vorteile der grundsätzlich zu be:1 
jahenden Prämien"Rückvergütung wieder weitgehend eliminiert, indem der Bonus 
allein vorherrsche und die Prämienpolitik der Y,ersicher,er bestimme. 
Schon die Tatsache, daß der Bonus 'erst bei mehrjährigem schadensfrekn Ver" 
lauf bei der gl 'e i c he n Yersicherungsg,esdlschaft zur Geltung kommt, blockiere 
die letzten Wettbewerbsmöglichkeiten in der Kraftfahrzeug"Verskhenmg, was 
einer "Einzementierung" der Bestände bei den einzelnen ,VrersicherungsgeseU" 
schaften gleichkäme, einen Bestandsschutz schaffe und jede Konkun'enz in ZU" 
kuuft unterbände. W:enn auf Grund der Prämienrückv'ergütungsDegelung der 
PR 7/52 noch ein gewisser Wettbewerb der Versicherungsgesdlschaften unteN 
einander erhalten geblieben sei, so sei dieser nach Einführung des Bonuslverfah" 
rens so gut wie beseitigt, was auch das Erg.ebllis der Ausschüttungen 'der letzten 
Jahre deutlich beweise. Der in der Kraftfahrzeug"Versicherung wegen des dort 
vorhandenen "Haftpflicht", Annahme" und Tarifzwanges" ohnehin beschränkte 
Wettbewerbs"Spielraum sollte nicht ohne dringende Notwendigkeit noch weiter 
eingeschränkt oder gar beseitigt werden. 
Die Freiheit d~s Versicherungsnehmers' in der beliebigen Auswahl seiner Ver" 
sicherung werde erheblich gehemmt, weil ·eben dLe Voraussetzung für die Bonus" 
gewährung 'eine .mehrjährige Y,ersicherungsdeckung bei ein und demselben Yer" 
sicherer darstelle. Bei der häufig üblichen Fremdfinanzierung in der Neube" 
schaffung von Fahrzeugen werde sich eine solche Entwicklung im Zusammen" 
hang mit der damit meist geforderten Fahrzeugversichenmg auch nachteilig für 
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diejenigen Versicherer auswirk'en, die sich nicht direkt >oder indir,ekt an der 
Teilzahluligsfinanzierung von Fahrzeugkäufen beteiligten. 

Yorallem -- so wird von Y,ersicherungsnehmerkreis:en betont - sei bei :der 
jetzigen Regelung auch noch nicht der Einfluß der Bonusrlegelung auf die Ent" 
wicklung der Versicherungsprämie geklärt. In der Schweiz habe man seinerzeit 
zur Einführung des Bonus einen Zuschlag vnn 15 0/0 bei Pkw und 'Von 12% bei 
bei Lkw in die Prämie eingerechnet, und wenn in Deutschland bei Einführung 
des Bonus im Jahre 1954 keine Prämienerhöhung lerf,olgt sei, dann wäre 'es 
'damals eher an der Zeit gewesen, die Prämien zu senken, was vnn aUen Y Cl''' 

sicherungsnehmern nach den ständigen Erhöhungen der Y,ergangenheit dank.. 
bar empfunden worden wäre. \~enn maßgebliche Versicherer den Unkosten", 
satz für d,ls Rückerstattungssystem auf 5% der Gesamtprämie berechneten und 
die Summe der Rückvergütungsbezüge für das Versicherungsjahr 1953 (also noch 
ohne Bonusausschüttungcn) etwa 5,2/1/1) der Gesamtprämie ausgemacht hätte, so 
hätten die Prämien besser um 10";" gesenkt werden sollen, während die Kfz" 
Versicherer heute davon sprächen, ,daß die Pr;imien nicht mehr ausreichten. 

Ebenso scies unbefriedigend, daß bei der jetzigen Regelung die Ueberschüsse 
aus der Haftpflicht"Yersicherung als einer Zwangsv,ersicherung zum Ausgleich 
vorhandener Unterbilanzen bei. der Fahrzeugversicherung als dner freiwilligen 
Versicherung verwendet werden dürften. Gleichfalls sei es nicht zu verstehen, 
daß die U eberschüsseaus der Unfall" und Gepäckversicherung bei dem jetzigen 
Rückerstattungssystem lediglich der Haftpflicht" und Fahrzeug"Y'ersichenmg zu" 

. gute kämen und nicht den Versicherungen, aus denen dieser technische Gewinn 
stamme. 

Weiterhin bestände die bereits erkennbare Gefahr, daß die Prämienrückgewähl' 
für ein jäh l' i gen schadensfreien Y'erlauf durch die Bon u s r ,e g ,e lu n g 
langsam ausgehöhlt werde. . 

Nachdem die Arbeitsgemeinschaft der Versicherungsnehmer zunächst nur die 
Freigabe der freiwilligen Kfz"Versicherungssparten (Fahrzeug, Unfall, Gepäck) 

/ . gefordert hatte, die Kraftfahrzeugversicherer darauf aber den Standpunkt ver" 
traten, daß dann der gesamte Tarif von der Preisbindung befreit werden müsse, 
wurde von der Arbeitsgemeinschaft nunmehr ebenfalls die Freigabe der ge~ 
samten KfuPrämien, also auch der Haftpflichtprämien, von der Preisbindung 
gefordert. . 

Demgegenüber weisen die Y,ersicherer darauf hin, daß eine volle Rückvergütung 
aller U eberschüsse durch eine Prämiensenkung insofern 'erhebliche Unsicher" 
heiten in sich berge, weil im folgenden Versicherungsjahr nicht ohne weiteres 
mit einem gleichen Schadensverlauf gerechnet werden könne. 

Auf jeden F.all könne bei der jetzigen Regelung der Versicherungsnehmer, wenn 
er zwei oder (was für das Versicherungsjahr 1955 }etzt ,erstmalig zum Zuge kommt) 
drei Jahre schadensfrei war, mit einem rechtsverbindlichen Bonusanspruch auf 
Erstattung von 10 bzw. 20 0!0 der Prämie rechnen, was für seine Unkostenkalku" 
lation von Bedeutung sei. Er sei insoweit nicht mehr vom individuellen tech" 
nischen Ueberschußergebnis seiner Y'ersicherungsgesellschaft abhängig, das aber 
ungeachtet des Bonus für ihn weiterhin Ausschüttungen neben dies'em für dn" 
jährigen schadens freien Verlauf ermögliche. 

Im übrigen werde beim Wechsel der Versichel'llng das Jahr des \V'echsels für 
etwaige Bonusanspl'üche mitgerechnet. Dem muß allerdings ,entgegengehalten 
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werden, daß für den Bonus und dessen Höhe g,erade die me h l' 'e ren Jahre 
und nicht das erste Jahr von maßgebender Bedeutung sind. 
Schließlich, so führen die Y,ersicher,eraus, würde die völlige Freigabe der Prämien 
zu einem "ruinösen" W'Cttbewerb der Gesellschaften untereinander und damit 
zur Gefährdung der Interessen der Y1ersicnel'llngsnehmer selbst führ'en, während 
die Versicherungsnehmer darauf hinweis'en, daß sie mit ihrem Anspruch auf Frei,: 
gabe nur den Zustanderrcic~en wollen,.:vie~r in alle I?: a~dere.n Sac~sparten der 
;Versicherung bestehe und btsher zu ketnerlel Unzutraghchkelten gduhrt habe. 
Die Auffassungen zUm Bonus gehen quer durch die betroffenen Gruppen. So 
,entwickelt Gerlach bereits im "Yolkswirt" Nr.22/52 auf Seite ~9, daß auch' in 
Schweden infolge der dort allerdings auch' stark überspitzten Bonusregelung er" 
hebliche Prämienerhöhungen vorgenommen werden mußten, und daß es merk" 
würdig sei, daß die. Y,ersicher·er in aUen Ländern, auch' in denen, die den Bonus 
seit vielen Jahren kennen, im Grunde ihr,es Herz,ens dag,egen seien,$Ielbst wenn 
sie es vielleicht auch offiziell nicht zugäben. Von Y'ersicher1ersdte wird auch 
weiterhin zugegehen, daß die Struktur des Kl'aftfahrzeugtarifs eine Reihe 'Von 
Unger,echtigkeiten enthalte und insbesondere bei der Fahrzeugv,ersicherung eine 
Aenderung im Aufbau zweckmäßig sei. In vielen FäHen sind sich die Yersiche" 
rungsnehmer und auch die Y'ersicher,er über die Unzl.llänglic~keit des ~egen" 
wärtigen Tarifs im klaren, wobei hieraus allerdings von beiden Selten v,erschledene 
Folgerungen gezogen werden. 
A~gesichts der Situation in der Betrachtung der Bonusregoelung wird sich der 
Streit der M,einungen, der sich verhärtet hat und zu dem im Rahmen dieser Ab" 
handlung bewußt nicht Stellung genommen werden soll, nur durch d~e Rechts" 
sprechung klären lassen, wozu die Ymaussdzungen durch Erhebung einer Kla~e 
geschaffen wurden. Sollte die Entwicklung dahin 'führen, oda~,eines Tages 'el11 
technischer Ueherschuß bei den Gesellschaften nach Befnedlgung, der Bonus!:< 
ansprüche gl'llndsätzlich nicht mehr v,erbliebe, und damit die Gefahr einer 
Prämien erhöhung in ein konkretes Stadium treten würde, dann würden sich die 
Gegensätze zwischen den Y'ersicherern und Versichel'llngsnehmer~ zwa~gsläufig 
erneut verschärfen müssen was im Sinne des anzustDebenden Zl'eles Cl11er all" 
seitigen allmählichen Befri~digung dies1es in der Y'ergangenheit sehr unruhigen 
Versichenmgss,ektors tunlichst v,ermieden werden sollte. 
Die Gesamtfrage der Prämienrückgewähr lerscheint aber zunächst nur für die 
nationalen Regelungen von Bedeutung. Auch Mer ist nur .f,estzustellen, daß ZU" 

nächst das grundsätzliche Pl'oblem eines ,europäischen Haftpflichtv,ersichenmgs" 
zwanges zu lösen ist, um dann zu gegebener Zdt festzustellen, ,ob auch für eine 
europäische Angleichung der Prämienrückgewährsl'egelung Interesse ~or~anden 
ist. Sollten bis zu einem solchen Z,eitpunkt die Prämi:en von der Pr,elsbl11dung 
befreit sein, dann hätte das ganze System der Prämienrückv,ergiitung und der 
Bonusausschüttung v·ermutlich nur noch historische Bedeutung. 

Mehrneitsnachlaß. . 
Einige Worte seien abschließend noch über den Mehrheitsna:hlaß g:sagt, der im 
deutschen Kraftfahrzeugtarif dne v~el bedeutsamer'e ~olle SPielt ~ls ~n .~llen aus,: 
ländi.schen Tarifen. Das Ausland kennt den Mdnheltsnachlaß hauftg uberhaupt 
nicht, z. B. Franheich, Norwegen, Schweden, Dänemark, Oesterr'eich, währ,end 
die Länder, in denen eine solche Regelung üblich ist, den Mehrheitsnachlaß nur 
in wesentlich geringerem Umfang vorsehen als dies in Deutschland der Fall ist. 
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Im Höchstfall sind dort 15 (I/I), meist aber sehr viel geringer,e Nachlässe üblich. 
Der Behördenrabatt ist in anderen Staaten teilweise auf 5 "/0 begrenzt. 

Ganz anders liegen die Dinge in Del;tschland. Nach den Grundr·egeln des Ein" 
heitstarifs. für Kraftfahrtversicherungen wird ein M·ehrheitsnachlaß bis zu einer 
Höhe von 30 0;0 des Versicherungsbeitrages gewährt. Der M,ehrheitsnachlaß wird 
hier auf der einen Seite als reiner Mengenrabatt angesehen, für den les lediglich 
auf die Voraussetzung einer bestimmten Anzahl von Kraftfahrzeugen ankommt, 
ohne daß der Gesichtspunkt einer Risikominderung überhaupt eine Rolle spielt. 
Auf der anderen Seite ist diese Stückzahl bei Fahrzeugen des Bundes, der Länder 
und anderer Gebietskörperschaften ohne jede Bedeutung, indem diese ohne Rück,,: 
sicht auf die Zahl der versicherten Fahrzeuge den höchstzulässigen Nachlaß von 
30 ",'0 erhalten. Auch Beamten und Angestellten des Bundes, der Länder und 
Gebietskörperschaften wird für ihre beamteneigenen oder privateigenen Fahr" 
zeuge der gleiche Höchstrabatt gewährt, wofür eine Begründung schwerlich zu 
finden sein dürfte, auch nicht vom Gesichtspunkt der Unkostenminderung für 
den Abschluß gleichartiger Verträge für eine Vielzahl von Kfz"Versicherungcn 
in einer Prämie. Im Gegenteil bedarf die Sonderberechnungeines Nachlasses in 
derartigen Einzelpolicen einer zusätzlichen Mehrarbeit. ' 

Gerade wenn der Staat selbst die diesbezüglichen Bestimmungen für den Mehr" 
heitsnachlaß zU schaffen hatte, hätte er alles v.ermeiden müssen, um auch: nur 
den Anschein einer ungerechten Regelung beim Staatsbürger aufkommen zu 
lassen. 
Der Mehrheitsnachlaß sollte überhaupt nur unter dem Gesichtspunkt der Risiko" 
minderung als gerechtfertigt angesehen werden dürfen, andererseits sich der wirt" 
schaftlich Stärkere einen als unsozial empfindenden Vorteil vor dem wirtschaft" 
lich Schwächeren verschafft, denn die Kfz"Prämien müssen in ihrer Ges.amtheit 
zur Regulierung aller Schadensfälle ausreichen. Wenn also keine Risikominderung 
gegeben ist, muß die Gesamtheit der Kfz"Halter die durch den Mehrheitsnachlaß 
eintretenden Mindereinnahmen im Ausgleich mit übernehmen. Die Begünstigung 
von Fahrzeughaltern, die über eine für die Zubilligung des Mehrheitsnachlasses 
notwendige Mindestzahl von Fahrzeugen verfüg,en, ginge also auf Kosten ,1.::1' 
übrigen Fahrzeughalter, deren Bestand an Kraftfahrz'eugen für einen Mehrheits" 
nachlaß nicht ausreicht. Gerade bei der Haftpflichtversicherung, d~ren Abschluß 
dem gesetzlichen Zwang unterliegt, ist dne solche Bevorzugung der größeren 
Betriebe gegenüber den Kleinbetrieben in den seltensten Fällen vertretbar. Der 
Haftpflichtversicherungszwang bezweckte die Schaffung 'einer Gdahrengemein" 
schaft aller Kraftfahrzeughalter auf breitester Basis. Jeder reine Mehrheitsnachlaß 
ohne gleichzeitige Risikominderung muß diesem Ausgleichscharakter einer Ge" 
fahrengemeinschaft widersprechen. 

Schon die diesbezügliche Regelung des Mehrheitsnachlasses in der PR 51/50 voin 
August 1950 sollte ursprünglich eine Einengung der damaligen Bestimmungen 
durch Erschwerung der Voraussetzung'en für die G~währungeines Mehrheits" 
nachlasses bringen. Praktisch entwickelte sich aber das Gegenteil. Auch die in 
der PR 77/52 von 1952 getroffene Neuregelung des Mehrheitsnachlasses im Ein" 
heitstarif kann noch keinesfalls den Wünschen des größten Tdles der V,ersiche" 
rungsnehmer ,entsprechen. 

Der Mehrheitsnachlaß sollte deshalb auch in der deutschen Kfz"V.ersicherung 
stärker als bisher bcgr~nzt und tunlichst auf die Fälle .einer 'echten 'und tatsäch" 
lichen Risikominderung beschränkt werden. 
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WarunI ist die Verkehrssicherheit 
in den USA größer als in Deutschland? 

Von Landgerichtspräsident Dr. Rem pe, Paderborn 

Für die Bundesrepublik läßt das Statistische Jahrbuch 1955 in bezug auf den Be" 
stand an Kraftfahrzeugen und die Straßenverkehrsunfälle folgendes erkennen: 

Kfz. Insgesamt StraßenverkchrsunfiiIlc Auf je 10 000 Kfz. 
Jahr r 

I Verletzte I. T. I I In Tausend Unfälle I T. : Getötete Unfjllc Getötete Verletzte 

1836 
I 

1938 I 
1948 909 

1949 1413 

1950 1949 .' 2493 320 7558 202 1 284 '" 30,3 810,2 1951 , 

1952 327:4- 375 7 590 232 1145 23,1 . 708,6 

1953 4053 445 11025 298 1098 27,2 735,2 

1954 4699 495 11 655 31 6 1049 24,8 672,5 

1955 567 12255 550 

Die Statistik zeigt ein erschreckendes Ansteigen der ,absoJuten Zahlen an U IV 
fällen, Getöteten und Verletzten, so daß die Bundesrepublik den traurigen Ruhm 
für sich in Anspruch nehmen kann. in der "Weltrangliste" d~r Straßenverkehrs" 
opfer mit 12255 Toten im Jahre 1955 an der Spitze zu stehen (Die ~~lt ~01n 
19. 1. 1956 S. 7). \X"ohin geht die Entwicklung weiter? Das Verkehrsmll11stenU,n1 
des Landes Nordrhein" W·estfalen hat nach' einer Mi.tteilung der "Welt"· vom 
23.11.1955 berechnet, daß Westdeutschland bis zum Sommer 1963 statt der z.Zt. 
1,1 Mill. Kraftfahrzeuge, 3 Mill. Kraftfahrzeugehaben wird. Die Rechnunga" 
scheint. gleichbleibende politische und wirtschaftliche Y,erhältniss~ vorausgesetzt, 
nicht übertrieben. Selbst wenn die Bemühungen um die Sicherung des Straßen" 
verkehrs wesentlich verstärkt werden, so ist doch zu befürchten, daß die wach" 
sende Verkehrsdichte auf dem ,engen westdeutschen Raume di,esc Anstr,engun" 
gen wieder ausgleicht, so daß man für das Jahr 1963 im großen und ganzen m~t 
der gleichen Quote an Unfällen, Getöteten. u~d Vre.rLetzten r~chn~n ~arf, wle 
sie heute besteht. Das würde bedeuten, daß ste Im gleichen Schntt wie die Kraft" 
fahrzeuge ansteigen würde. Wie kann man dies'e. s'cheinbar un.abwendbare Ent" 
wicklung wenden? \X' as kann die Justiz dazu beitragen. um. die Lage zu halten 
bzw. zu v,erbessern? 
Bevor ich mich diesen Fragen im einzdnen zuwende, darf ich über die Verhält" 
nisse in den USA berichten, die ich auf einer Studienreise kennenge!ernt habe. 
Die Zahl der Kraftfahrzeuge und der durch Verkehrsunfälle getöteten Personen 

r ' 
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in den USA ergibt sich aus der f'Olgenden Uebersicht. die dem Statistical Ab .. 
stract 'Of the United States 1954 entnommen ist: 

Jahr Kfz (ohne M'Otorräder) Getötete auf je 10000 Kfz 
in 1000 Getötete 

----~-, •.. _._--------------
1947 37300 32600 8.7 
1948 . 40500 32200 7,9 

1949 44100 31700 7.2 

1950 48500 34700 7.2 

1951 51200 37300 7.3 

. 1952 52600 38000 7.2 

1953 55500 

Was die Zusammenballung von 55 Millionen Kraftfahrzeugen in ,einem Lande 
auch v,on der Größe Amerikas bedeutet. kann sich niemand vorstellen. der den 
gigantischen Y,erkehr dieses Landes. der sich vmwi'egend auf di'e Staaten an der 
Ostküste. an den gmßen Se'en und auf Kalifornien k'Onzentriert.nicht selbst 
gesehen hat. Die' Unmenge der Autos ist für dnen Europ,ä:er das .Eindntcrl& 
vollste. was die USA überhaupt zu bieten haben. Trotz der gewaltigen Moto .. 
risierung 'entfielen im Jahre 1953 auf je 10000 Fahrz'euge aber nur 7.2 T'ote. und 
die T'Odesr01te. kconnte v'On 1947 bis 1953 v'On 8.7 auf diesen überaus günstigen 
Satz gesenkt werden. obwohl in dieser Zeit die Mütorisierung um rund 50% 

zugenommen hatte. In einzelnen amerikanischen Großstädten ist die Verkehrs .. 
sicherheit noch wesentlich günstiger. Vorbildlich sind Detroit. Los Angeles und 
Seattle. In Detroit. der 1.8 Millionenstadt. laufen z. Zt.etwa 600000 Kraftfahr .. 
zeuge. Die Stadt hatte 1937 55000 Kraftfahrzeugunfälle. 1954 bei ,einem An .. 
wachsen des Y,erkehrsvolumens um 71 % 78000. Die Zahl der jährlichen Todesfälle 
wurde in diesel' Zeit von 347 auf 238. also um 43 % gesenkt. und die Zahl der 
Unfälle mit Körperschäden stieg nur von 12500 auf 13 600. Besonders eindrucks .. 
voll ist das Beispiel der Stadt Detroit. weil 70 % der dortigen Aut'Omübilarbeiter 
mit einem Pkw zur Arbeit fahr,en. Allein die Fordwerkce haben bei Vollbeschäfti .. 
gung 93 000 Arbeitsplätz,~. s-o daß bei 'einem Schichtwechsel über 150000 Kraft .. 
fahrzeuge zu den Fabriken hin .. und von ihnen fortfahren. Los Angeles •• eine 
Stadt von rund 2 Millionen Einwohnern. hat die größte Dichte von Kraftfalu'" 
zeugen in der ganzenWdt. Im Stadtgebiet. das rund 1 200 qkm. als'O sü groß 
wie zwei Kreise ist. laufen 700000 Kraftfahrzeuge. Im Umkreis der Stadt leben 
insgesamt 4 112 MilHonen Menschen. die 1.8 Millionen Kraftfahrzeuge betreiben. 
also doppelt soviel. wie z. Z. in N'Ordrhein .. Westfalen laufen. Im Jahre 1941 hatte 
die Stadt 518 Todesfälle zu verzeichnen. Energische Maßnahmen drückten für 
das nächste Jahr die Ziffer der Y'erkehrstoten auf 320 herunter. und :im Jahre 1947 
betrug die Zahl der Verkehrstoten 409. Im Lande Nordrhein,:Westfalen starben 
im Jahre 1954 3681 Personen den Yerkehrstod! Aehnlich günstige V'erhältniss'e 
'erzielte man in Seattle. 'einer Stadt nördlich vün San Francisco. wo man im V,er,: 
laufe von ,einem Jahr die Zahl dei Tüten v-on 109 auf :80 senkte. Unter den Städten 
über 1 MilHon Einwohne'r führen im letzten Jahr Detroit mit 3.0. Philadelphia 
mit 3.5. Chicago mit 3.6 T-oten je 10000 Fahrzeuge. unter den 'kleineren Städten 
sind viele. die noch weniger oder überhaupt keine Y'erkcehrstote aufzuweisen 
haben. 
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Es ist natürlich nicht möglich. die deutschen Verhältnisse 'Ohne' weiteres mit den 
amerikanischen zu v,ergleichen. Die USA haben Raum und Geld und hesitzen 
bereits heute ein nach 'europäischen Begriffen außergewöhnlich gutes Straßen,: 
system. obwohl man in den USA genau ,so viele Klagen über !di,e Rückständigkeit 
der Straßen hört wie bei uns. Di:eses -Lob 'erstreckt sich auf Idie Ausdehnung und· 
auf die Beschaffenheit der Straßen. In Deutschland si:nd die Ortsdurchfahrten 
ein 'großes Gefahrenmoment. Von den rund 1/2 Mil!. Unfällen. diJe sich im Jahre 
1954 in der Bundesrepublikereigneten. fielen über 380000 in geschlossene Orts,: 
lagen. rund 170000 davon waren Zusammenstöße. Die amerikanischen Städte 
sind nicht gewachsen. sondern auf dem Zeichenbrett entworfen. Gegenüber den 
europäischen Städten haben sie sehr breite Straßen und Bürgersteige. di,e. was für 
'den Verkehr besonders günstig ist. große quadratische Flächen bilden. Die Städte 
sind geräumig und übersichtlich. ,und ,es ist leicht. sich in den ,oft numerierten 
oder durch Buchstaben gekennzeichneten Straßen zurechtzufinden. DLe Straßen,: 
kreuzungen gleichen sich meist; weit weniger als in Europa bilden sie Y,erkehrs,: 
prübleme hesonder:er Art. Viele Städte haben vorzügliche Durchgangs,: und 
Ausfallstraßen. Berühmt sind die als Ausfallstraßen diagonal üher das quadra .. 
tische Straßennetz gelegten Avenuen in Washington mit einer Breite von 52 m. 
Dort. wo die Häuserblocks gleich lang sind und daher der Abstand 'von der ,~i?en 
Straßenkreuzung zur anderen gleich ist. sind die Verkehrsz,eichen synchroUlslert. 
so daß ein/Kraftfahrzeug. das die vorgeschriebene Geschwindigkeit hält. ununt~r,: 
brochen durch das grüne Licht fährt. W,ereinmal das rote Licht ;verletzt hat. WIrd 
durch den übrigen Verkehrsstrom und durch die SynchrQpisienmg der Verkehrs,: . 
ampeln zwangsläufig wieder in den richtigen Fluß hineingezogen. Es iS,t noch' 
ein dritter Grund. der in den USA den Kampf gegen de!1IVerkehrstod erleIchtert: 
Die Gleichartigkeit der Fahrzeuge. Y,on den rund 55 Mill. Kraftfahrzeugen d~r 

, USA im Jahre 1954 waren 46 Mill. Pkw's und Taxis und rund 9.3 Mill. Lkw s 
und Autobusse. An Größe. Geschwindigkeit. Anzugsvermögen. Stärke der 

,Bremsen und in allen sonstigen Sicherungen haben sich die Fahrzeuge der ver" 
schiedenen Typen so stark ,angenähert. daß ein reinrassiger Verk~hr besteht und 
sich daher ein gleichmäßiger Yerkehrsstrom bildet.", 

Auf den Massenanfall der Y'erkehrsstrafsachen. der mit dem aufziehenden Auto .. 
mobibeitaltereinsetzte. waren die Gerich'te in den USAebensowenig v,orbereitet 
wie es heute die Gerichte in Deutschland sind. Sie haben sich jedoch mit großer 
Anpassungsfähigkeit auf die neue Situatiüneingestellt. Dabei kam ihnen zu 
Hilfe. daß sie in der Art, wie sie sich einrichten und die Arbeit anfassen und 
erledigen. nieht i~ entferntesten so durch Gesetz'e und yerwalt~ngsvorschriften 
gebunden sind wie die deutschen Gerichte. Dem prakhschen Smn und der Er,: 
findungsgabe des ,einzelnen Richters ist in den USA ein größerer Spiel~aum ge .. 
geben als bei uns. wo sich neue Gedanken und Methoden aus der PraxIs heraus 
kaum entwickeln können. 

. Für den europäischen Betrachter ist ,es zunächst schwierig. sich ein Bild von der 
amerikanischen Justiz zu machen. Es bestehen viele Justizsysteme nebeneinan~er 
mit verschiedenen Namen. Zuständigkeiten und Rechtszügen. Grob gesehen gIbt 
es drei verschiedene Gruppen von Gerichten: Zunächst die 3,:stufigen Gerich!e 
des Bundes mit dem Supreme Court in Washington an der Spitze. Sie. sind f.ur 
die Erledigung von Yerkehrsstrafsachen ohne große Bedeutung. DIe zweIte 
Gruppe bilden die Gerichte der einzelnen Staaten. deren Aufbau im großen und ' 
O'anzen der Justizorganisation des Bundes ,entspricht. Als staatliche Gerichte der 
~ntersten Instanz sind die sog. city. county. circuit 'Oder district courts tätig. Vor 
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die&e? Gerichten kommen Verkehrsstrafsachen zum Zuge, wenn dne in .einem 
staatlIchen Gesetz enthaltene Strafvorschrift verletzt ist. Die Gerichte der Staaten 
sin~ auch ~ie Beruf~ngsinstanz über die Gerichte der dritten untersten Gruppe. 
~enchte~leser ~rt sm~a~f ,~em Land~ der Friedensrichter (justice 'Üf the peace), 
m den Stadten dIe Pohzelgenchte (polIce courts) oder die municipal courts, von 
denen es allein im Staate Michigan 6 oder 7 v,erschiedene Typen gibt. Sie befassen 
sich mit den Verfehlungen gegen die Ver'Ürdnungen der counties und gelegentlich 
auch gegen staatliche Gesetze. Von die&en untersten Gerichten nehmen die vielen 
Millionen der kleinen Verkehrssünder der USA - im Jahre 1951 waren es 
15,4 Mil!. - ihr Recht. 

Die Strafgew,alt der untersten Gerichte ist in den einzelnen Staaten verschieden. 
Sie beträgt etwa 500 Dollar oder 90 Tage Freiheitsentziehungauch dort, wo diese 
nicht mit beruflich vorgebildeten Richtern besetzt sind. Die Friedensrichter auf 
dem Lande sind nämlich 'Oft Laien. Die Richter der Staaten, die Friedensrichter 
und die Richter der police und municipal wurts werden in der Regel für 2 bis 
6 Jahre gewählt; Richter der municipal courts werden gelegentlich auch für be~ 
stimmte Zeit v'Üm Bürgermeister oder dem ersten Beamten der Stadt (city clerk) 
ernannt. Sie sind dann 'Oft T,eil des jeweils herrschenden Parteiapparates. Die 
Friedensrichter arbeiten meist 'Ohne große gerichtliche Behörde gegen Gebühren. 
Die meisten Staaten kennen für diese unteren Gerichte auch keine dem deutschen 
Gerichtsverfassungsgesetz 'Oder der Strafpr'Üzeß'Ürdnung 'entsprechenden Gesetze. 
Gerichte, die aus mehreren Richtern bestehen, geben sich oft selbst eine Ordnung 
(rules of the court). Sie betrifft aber mehr den Aufbau und den Geschäftsgang 
als das Strafverfahren und kann daher kaum mit den genannten deutschen Ge:; 
setzen verglichen werden. Die Sicherungen des Angeklagten gegenüber der Er~ 
messensfl1eiheit des Richters sind in die V,erfassungen der Staaten bzw. in die 
Verfassung des Bundes eingebaut und müssen durch ,entspr,echende Rechtsmittel 
an die Gerichte des Staates oder des Bundes geltend gemacht werden. Zu diesen 
Sicherungen gehören z. B. das Recht, sich durch Ldstung der Bürgschaft v,on dem 
V'Üllzuge des Haftbefehls zu befreien, das Recht auf dn schnelles Verfahr,en 
sowie der Schutz v'Ür Selbstbezichtigung. Bei den unteren amerikanischen Ge~ 
richten besteht kein Zwang, das Urteil mündlich, geschweige denn schriftlich 
z.u begrün~en. Nur ,oberste Gerichte der Staaten oder des Bundes pflegen schrift~ 
lIche Begrundungen abzusetz·en, die dann gedruckt und in Entscheidungssamm~ 
lu?gen anderen Gerichten und der Oeffentlichkeit zugänglich gemacht werden. 
DIe Verantwortung der Verkehrs gerichte der untersten Instanz wird dadurch noch 
vergrößert. daß sie tatsächlich in den meisten Fällen auch die letzte Instanz sind. 
Nur. in 1 bis 2 % der Fälle werden Rechtsmittel eingelegt. . 

Die Bemühungen, die untersten V,erkehrsgerichte zu reformieren, damit sie 
b.esser den Bedürfnissen der Rechtspflege und des Verkehrs ,entsprechen können, 
smd sehr. star.k. Sie werden vorzugsweise durch die. einflußreiche Organisation 
der amenkamschen Rechtsanwälte (American Bar Association) betrieben, die 
s~~t 1943 hier~ür eine ~:esondere Abteilung (Committe.e 'On Traffic Courts) lmter:; 
halt. Auch dIe Chefnchter und die Ingenieure :der Staaten haben eine Reihe von 
F'?rde~ungen' für: die Besserung der V,erkehrsgerichte .aufgestellt. Führ,end ist 
hl~~bel d~r. Chefnchter des Staates New Jersey, Arthur T. Vandcrbilt, der gleicb 
zeItig. ~rasl~ent des Institutes für juristische Verwaltung (Institute of Judicial 
~dmlmstr,ahon,. 40 Washington Square South, New York 12, N. J.) ist, welches 
SIch ebenfalls mit d.en yerkehrsgerichten befaßt. In der gleichen Richtung arbeiten 
auch das Verkehrsmshtut der Northwestern Universität in Evanston bei Chicago 
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und die Internationale Vereinigung' der P91izeichefs (International Association of 
Chiefs of P'Ülice). . 

Die Reformzieleergeben sich aus den Schriften des Chefrichters Vanderbilt 1) 
und des Direktors des Verkehrsinstitutes der Northwestern 'Univ'ersität, Franklin 
M. Krem!. 2) Beide geben 'ein ungeschminktes Bild von (der allgemeinen Lage der 
Verkehrsgerichte. 

.An ihren Kern ,gehen folgende Rdormwünsche: In den meisten amerikanischen 
Staaten ist es nicht erforderlich, daß die Richter der unteren Gerichte, die für 
bestimmte z.eit gewählt oder ,ern.annt werden, juri$tisch v,orgebildet sind. Nur 
in den Staaten MissourL Kalifornien und New Jersey ist d~eses durch Verfassung 
;oder durch Gesetz geboten. Man f'Ürdert für alle Verkehrs richter die juristische 
Vorbildung und eine bessere spezidie Ausbildung. Die uritersten Verkehrsrichter 
sollen aus der lokal~po1itischen Sphäre, in die sie durch die Art 'ihrer Bestimmung 
- W,ahloder Ernennung durch d~n Bürgermeister - oft hine~ngeraten, heraus" 
gehoben werden. Sie sollen einen Teil des juristischen Systems der .einz,elnen 
Staaten bilden und in Justizverwaltungsfragen dem Chefrichter des Staates unter~ 
stellt werden. Geschäftsberichte sollen ihre Tätigkeit durchsichtig machen und 
eine schnelle und sachgemäße Erledigung der Arbeit gewährleisten. Darüber, 
daß die V,erkehrsrichter, insbesonder,e in den großen Städten, in einer für ,euro" 
päische V,erhältnisse undenkbaren W,eise überlastet sind, ~ist man sich in den 
Kreis,en der um Reform bemühten Stellen und der Richter im klaren. Hiergegen 
v.erS'uchen die Verkehrsrichter sich manchmal selbst zu 'helfen, indem sie ihr·e ge~ 
richtlichen Befugniss,e zum Teil auf sog. l'd:erees lübertragen. Es handelt sich 
hierbei um Personen, die für den Richter einfache Sitzungen wahrnehmen und 
sonstige richterliche Geschäfte erledigen, wobei gegen ihre :Entscheidung der 
Richter angerufen werden kann. Wichtige Rdormzie1e sind somit di!e Erhöhung 
der Zahl der Verkehrsrichter und weit'ere Maßnahmen zu ihrer Entlastung. Zu 
diesen rechnet die V,erbrdtung und der Ausbau der sog. traffie violations \bureaus, 
die später noch ,erwähnt werden. Allg,emeinwixd leine ·einheitliche Strafprozeß~ 
führung für jeden Staat für notwendig gehalten, damit nicht die Proz·esse von 
Stadt zu Stadt oder sogar von Gericht 'zu Gericht innerhalb derselben Stadt 
verschieden behandelt werden. Erstr,ebt wird dabei dne dem Geschäftsleben ab~ 
gesehene, schnelle Arbeitsweise (business"like ,administration of justicc in traffie 
cases). ~Auch diese Forderung zelchnet sich in den späteren Ausführung,en über 
das traffie violations bureau noch klarer ab. Ziel der Reform ist schließlich auch 
die Gleichmäßigkeit der Gerichtspraxis in bezug ,auf die SchuH, und Straffrage. 
Man wünscht eine gesunde, gleichmäßige und beständige Zumessung der Strafen. 
Die Verkehrsrichter sollen sich daher bei kleinen 'V'erfehlun'gen, die nicht mit 
einem Unfall verbunden sind, von vornherein auf eine Skala von Geldstrafen 
einigen und festLegen. Die individueHe Strafzumessung, die aueh in den Bagatell" 
sachen v,on deutschen Gerichten geübt wird, ist in dcn USA nicht im gleichen 
Ansehen. Auch über diesen Punkt wird späte.r noch ·etwas zu sagen sein. 
Die zahlrdchen Ref.ormwünsche lassen sich leichter aufstellen als durchführen. 
Die V,ereinigten Staaten 'bestehen aus 48, auf ihr,e Selbständigkeit' oft sehr be~ 
dachten Staaten, die sich in Fragen des R,echts oft ,ebenso stark unterscheiden wi·e 
die Staaten des alten Europa. Für die.Gesdzgebung auf dem Gebiete des Straßen" 

1) Traffic law cllfol'ccment and the sixtcCll reS'oluLions oI thc Ühilßf JusLices anu lhe Go\'crnol"s .. 
!I"rumw"g"hen vom Institut of Judicial Administr,alion. 
2) Tl'nrri" law "llfol'Oemnnt, Vortrag auf d"lll N,dional Saf<,ty Congrcss ,in Chi:cago Olm 21. 10. 19i12. 
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verkehrs, det V'erkehrspolizei und der V,erkehrsgerichte ist nicht der Bund ZU" 

ständig, wo man sie suchen könnte, sondern der reinzelne Staat. Jeder 'V'Ün ihnen 
hat auf dies,en Gebieten ,eine eigene Gesetzgebllng(state statutes). Di'e unterste 
Stufe im politischen Aufbau eines Staates bilden in den USA die 3000 cmmties. 
gesetzlich garantierte unabhängige Selbstverwaltungskörper mit einer beschränkten 
eigenen Gesetzgebung. Auch auf dem Sektür des Verkehrs sind die cüunties be" 
rechtigt, Verürdnungen (ordinances) zu erlassen. 

Man ist seit Jahren dabei. den Urwald 'staatlicher und lokaler Gesetzgeber zu 
rüden. 3) Kurz nach dem ersten Weltkrieg griff der Präsident das Problem ,des 
V'erkehrs zumerstenmal auf. Er gründete die National Conference on Street .:md 
Highway Safety, in deren Rahmen sich eine besondere Kommission, das NaHonal 
Committee ron Uniform Traffk Laws and Ordinances, mit der Vereinheitlichung 
des Vrerkehrsrechts befaßt. Sie legte im Jahre 1926 das erste Müdell :desei,nheit" 
lichen V,erkehrsgesetzes, der Unif'Orm Vehic1e Code, vor. Zwei Jahre später 
folgte das erste Modell einer Verkehrsv,erordnung der Counties, die M'Üdel Traffie 
Ordinancre. Heide Entwürfe werden ,entsprechend der Entwicklung der Verhält" 
nisse laufend überarbeitet. Die letzte Fassung des Code stammt aus dem Jahre 
1954,4) der Ordinanee 5) aus dem Jahre 1953. Die Einsicht für die Notwendigkeit 
eines <einheitlichen Verkehrsr,echts und die Brauchbarkeit der Entwürfe haben 
eine Reihe der Staaten veranlaßt, ihren ,gesetzgeberischen Lokalstolz zurück" 
zustellen und die Vürarbeiten wenigstens in wesentlichen Tdlen zu übernehmen. 
V,on einem einheitlichen Verkehrsrecht sind die USA aber nüchentfernt. 

Die Kräfte, die auf Grund dieser Gesetzgebung in den USA den ,Vrerkehr ordnen 
und sichern, sind: Der Verkehrsingenieur (traffk engineer), die V,erkehrspolizei, 
das traffie violations bureau und das Verkehrsgericht. Diese vier Stellen befassen 
sich mit den drei großen E ", Engineering, Enforcement und Education, wübei 
das erste die Arbeit des Verkehrsingenieurs, das zweite die der Polizei und der 
Verkehrsgerichte und Education die Wirkung der Straße im Einzelfall und die 
Propaganda für Verkehrssicherheit und die Verkehrserziehung bedeuten. Dem 
deutschen Besucher faUen zunächst die Koordinierung der Aufgaben und die 
organisatorische Verknüpfung der mit ihnen befaßten St'ellen ins Auge. Sie 
sind schün allein dadurch gewährleistet, daß alle Stellen T,eile derselben County 

(
, 'Oder Stadtverwal:ung sind. Vorbildlich ist weiter die überaus ,exakte Regi~trierung 
aller Vorkommmsse des Verkehrs, aller Maßnahmen der VerkehrspolIzei und 
der Entscheidungen der Verkehrsgerichte zum Zwecke der Analyse und Er" 
forschung. Man wünscht, ein vollständiges und sicheres Bild - nur keine 
Schätzungen und Mdnungen - über den 'Verkehr zu gewinnen. um dadurch 
eine verläßliche Grundlage für Maßnahmen zu schaffen. Vür allen Dingen will 
man die kausalen Faktüren der Unfälle sicher feststellen lind analysieren, damit 
sie für die Zuktmft ausgeschaltet werden können. Die 'einz,elne Sache, der leinz.eIne 
Unfall, die 'einzdne Strafe und das persönlLche Schicksal des Verkehrssünders 
spielen dabei keine so gr'Üße Rolle wie bei uns. Jeder Fall geht unter in den 
Zahlen einer mechanischen Auswertungsmethode, wüer sich mit vielen anderen 
gleichliegenden FälLen v'erbindet, um vielleicht einmal den Anlaß zu einer in 

:1) Vm:gl. C, "V. Statik. Unirform 'l'l'affic Laws an<! Ord,inane.,s in Traffic Qual'tcrly Januar Will. 
4) Ulllform Vchidc Co<Io, National C[)[l\mi~Lc'c Oll UllIifot~tl\ Traffic Laws ami Ordinalwcs, lf)().l 
K Stroot .. N. W., WasMngLon 6, D. C. 
~ l\Io~'Ül Tl'aHirc Ordinanoe, Depal'Lmont or Commorcc, Bureau oE PulJlic roads. ErhälLlich durch 
• llpPrlllt.~n()~nt nf Dorurnf'nrl<. U. S. GnV01'llrn"nt Prinl ing Offic,,,. "Vashington 25, D. C. 
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den Verkehr eingreif'enden Maßnahme zu geben, durch di'e wejt,ere Unfälle v,er" 
hindert werden. 

Der städtische V,erkehrsingenieur (city traffic 'enginee;) ist in kleinen Städten ein 
für Fragen des V,erkehrs sachverständiger Techniker, in größ.erren bildet sein Amt 
eine Abteilung der Stadtverwaltung, die z. B. in Los Angeles 250 P,ersonen um" 
faßt. Aufgabe des V,erkehrsingenieurs ist zunächst die Einrichtung, Unterhaltung 
und richtige Einstellung der Verkehrssignale. vün denen 'es in den USA weit 
mehr gibt als in Deutschland. Wenn man sich vergegenwärtigt, daß in der Stadt 
Los Angeles 120Q Straßenkreuzungen verampelt sind und daß die Ampeln nicht 
nur aufeinander abgestimmt sind. sondern sich auch ,oft dem zu v,erschiedenen 
Z,eiten v,erschieden starken urid in der Richtung wechselnden Verkehrsstrom 
anpassen. so wird die Schwiierigkeit der Sache klar. Auch das Aufstellen ein" 
facher Verkehrszeichen (Warn", Richtungs~, Stüp'" Geschwindigkeitszeichen, 
Park" und \XTendverbote) gehört hierher. Diese Zeichen sieht man in den iStraßren 
und an den Ueberlandwegen Amerikas weniger als in Deutschland. Es gibt in 
in den USA keinen Schilderwald deutscher Art. In den Großstädten lenkt man 
jedoch viel mehr als in Deutschland den V'erkehr durch die auch inzwischen bei 
uns hekanntgewordenen Linien auf der Fahrbahn (pavement markings). Die 
Straßen sind dabei nicht nur durch eine Mittellinie geteilt. sondern oft sind auf 
der ganzen Straße die Fahrbahnen (lanes) markiert, wenigst,ens sind sie vür 
Kreuzungen angezeigt. Haltlini,en vor Straßenkreuzungen bezdchnen den Platz. 
wo der Fahrer hei rotem rodel' gelbem Licht stoppen 'muß, breite Ueberwege den 
Raum, ,attf dem der Fußgänger sicher ,die Straße überschreiten ,kann. süg. T,odes" 
zonen die Gebiete, in denen Kraftwagen überhaupt nicht fahren dürfen. W'Ü 
sich mehrer,e Straßen treffen und der V,erkehr dadurch schw~erig und gdährlich 
wird. findet man häufig das ganze kritische Gebiet mit Fahrstreifen bemalt, 50 
daß hier die Wagen gleichsam in einen Kanal fahren (channelizing rof traffic). 
Auch Parkplätze und Parkmöglichkeit am Bürgersteig und 'die Haltestellen der 
öffentlichen V,erkehrsmittel sind 'Oft durch Bemalung gekennzeichnet. Das Ver~ 
hot. an bestimmten Straßenkreuzungen nach rechts rodel' links ,einzubiegen (turning 
control). wird schon lange vorher dem Kraftfahrer in großer Aufschrift auf der 
Straße (z. B. only hIrn left) v,erkündet. Die Bemalung ist mitunter mehrfarbig, 
wobei jede Farbe ,einen bestimmten Sinn hat. Washington. San Franciscü und 
L,üs Angeles sind für das System der Fahrlinien und Bemalungen bekannt. Im 
Jahre 1947 wurden ,allein in der letztgenannten Stadt für diesen Zweck über 
150000 Liter Farbe 'gebraucht und mehr als 4500 km lanes und Markierungslinien 
gemalt. 77 Maler sind ständig damit beschäftigt. die Fahrlinien in: Ordnung zu 
halten. Zu den Aufgaben des V,erk,ehrsingenicurs gehören Weiter die Straßen~ 
beleuchtung, die Anordnung des Einbahnverkehrs in bestimmten Straß.en, von 
der r,elativ sparsam Gebrauch gemacht wird. und das, was man of center conool 
nennt. "Of center control" bedeutet, daß Je nach dem Bedarf in den :Hauptver~ 
kehrsstunden die mittleren Fahrstreifen einer Straße dieser 'Oder jener Richtung 
zugeordnet werden. 

Der zweite Aufgabenbereich' des V,erkehrsingenieurs ist,die Analyse der Y.erkehrs~ 
unfälle und die Entwick~ung vün Maßnahmen, um Unfälle zu vermeiden. Die 
Untersuchungen ,erfassen dabei mitunt,er ganz bestimmte und ren~e Gebide. z· B. 
Straßenkreuzungen, Bahnunterführung,en und sonstige Gefahrenpunkte. Die 
Unterlagen für sie liefern die Verkehrsabteilungren der Poliz·ei. AUe amerikani~ 
schen Großstädte haben eine auf sichere Unterlagen gegründete und in ZeiclV 
nungen und Tabellen festgehaltene K'enntnis aller gefährlichen Punkte innerhalb 
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ihres Bezirks (worst corner list). die über Jahre hindurch keinen Augenblick aus 
d~r Kontrolle gelassen werden. Auch die Wirkung der Maßnahmen der Polizei 
und der Gerichte zur Vermeidung der Unfälle wird untersucht. 

Zu dem Aufgabengebiet des Verkehrsingeniew:s gehört .ferner die ParkkontroUe. 
Es ist in keiner amerikanischen Stadt genug Platz. um Parkmöglichkeit am Büraer", 
steig (curb parking) für alle Fahrzeuge zu schaffen. Mehr und mehr Raum Oder 
Straße wird für den fließenden Y,erkehr benötigt. Das Problem wird dadurch 
verschärft. daß .oft gewerbliche Betriebe ihre Güter vom Bürgersteig aus ver'" 
und entladen müssen. Das Parken auf Parkplätzen und in Garagen (off street 
parking) ist recht teuer. Die Inter,ess,en der Kraftfahrer. die fahren oder parken 
wollen. stoßen überall hart aufeinander. Es sind komplizierte Anordnungen not", 
wendig - dauernde oder zeitweilige Parkverbote. Parkuhren. Bestimmung von 
Zonen. in denen zu bestimmten Zeiten Lkw's be", und ,entladen werden dürf.en 
usw. -. um allen Beteiligt,en möglichst ger,echt zu werden. Die grüße Bean" 
spruchung der Straßen für den fließenden Verkehr zwingt dabei immer mehr zum 
Bau großer über", oder unterirdischer Parkräume. sü z. B. in Detroit im Civic 
Center. in Chicago am Michigan See. unter dem Union Square in San Francisco 
und dem Pershing Square in Los Angeles. ' 

In Städten. in denen Hunderttausende von Kraftfahrzeugen verkehren. kann der 
Strom der Fahrzeuge nur ruhig und sicher fließen. wenn seine Größte 'und seine 
Gezeiten. sein Ursprung und sein Zid, seine W'ege und Umwege. die Stellen. 
wo er zu schnell fließt oder wo ,er stoppt. und vor ,alleniDingen die Ursachen für 
alle dieSle Erscheinungen genau und sicher ermittelt sind. Als dne hauptsächlich 
auf die Zukunft gerichtete Aufgabe des Yerkehrsingenieurs gilt daher auch das 
Studium dieser Fragen und die Ber,eitstellung sicherer' Unterlagen für Planungen. 
Das Modell der Y,erkehrsverordnung ,empfiehlt den Städten und Counties. im 
Rahmen der allgemeinen Polizei 'eine besondere Yerkehrsabteilung zu bilden. um 
dadurch die P.olizeikräfte im Verkehr besser einzusetzen. < Darüber hinaus er" 
fmdert der Verkehr auch einen besonders hohen Ausbildungsstand des einzelnen 
P.olizisten. Man erstrebt daher allgemein eine bessere Ausbildung der mit den 
Verkehrsfragen befaßt,en Polizeibeamten. da ihr \V.ort im Verkehrsstrafv'erfahren 
VO? größter Bedeutu~g ~st. Ihre Leistungsfähigkeit wird durch Fortbildung ge" 
s~elgert: 32 0,0 der .PlÜltz'elbeamt~n der Stadt Los Angeles haben dne Ausbildung. 
die der College"Blldung ,entspncht. Allgemein wird gefordert. die Zahl der im 
Verkehr .eingesetzten Polizeikräfte zu vergrößern. Von den insgesamt rund 
4500 Polizeibeamten der Stadt Los Angeles gehören 711 Beamte (16,4 "/0 des Be" 
standes) und 268 Zivilangestellte der Y,erkehrsabteilung an. 229 Zivilisten sind 
dabei nur als Posten anStra:ßenübergängen (crossing guards) eingesetzt. Durch 
diese Beschäftigung wird die. Polizei in den USA sehr in Anspruch genommen. 
Von den 8000 Polizeibeamten der Stadt Chicagü werden allein 900 dazu verwandt. 
um Schul~indern Schutz im Straß.env,erkehr zu geben.: ' 

Die Yerkehrsabteilungen der Polbei sind in vielen Städten unterteilt. und zwar 
nich~ nur i~. Gruppen für den Außen" und Innendienst. sondern auch in bezug 
auf lhren Emsatz. So besteht z. B. das 'traffi,c"bureau der Polizeiverwaltung in 
Los Angeles ,aus vier Abteilungen: Der Parking and Intersection Control Divi" 
sion. die den glatten Fluß des Y'erkehrs an Straßenheuzungen und das Parb 
wesen kontrolliert. der Traffk EnEorc,ement Division, die 'zuständig ist für die 
Ueberwachung des Verhaltens der Fahrer im Y,erkehr und für di'e Maßnahmen 
gegen den einzelnen Y,erkehrssünder. der Accident Inv,estigation Division. die 
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sich mit der Aufklärung und Auswertung von Verkehrsunfällen bdaßt. und der 
Traffic Services Division. die sich lediglich mit der Y,erkehrserziehung beschäftigt. 
Daß man danach strebt. die P.olizei möglichst wirkungsvoll zum Einsatz kommen 
zu 'lassen, damit sie tatsächlich an den Verkehr herangehen und nicht ihre Zeit 
in den Büros oder in und vor den Gerichtssälen verbringt. liegt bei dem praktk 
schen Sinn der Amerikaner auf der Hand. 
Die technische Einrichtung der Verkehrspolizei entspricht dem hohen Stande der 
amerikanischen Technik. Es stehen der Polizei zunächst mehr und bessere ~! agen 
zur Verfügung als in Deutschland. Die Polizei der Stadt DetIoit verfügt über 
rund 1000 Dienstwagen, die der Stadt San Francisco über 163 Personenwagen und 
164 Motorräder. Alle \Vagen sind mit einer Radiospr,echeinrichtung v,ersehen. 
eine Einrichtung. die in den USA heute schon viele Taxiunternehmer haben. Das 
Bundesnachrichtenamt hat bis jetzt 305 Polizeibehörden tmd 40 Straßenbehörden 
die Benutzung von Radaranlagen erlaubt: mit denen insbesonder.: \Vagen aus~ 
gestattet sind. die die Geschwindigkeit der Fahrzeuge messen. Mechanisch ge", 
steuerte Radaranlagen sind mitunter an Unterführungen angebracht. wo si.: Fahr~ 
zeuge. die zu schnell fahren, automatiscll.ermitteln und registrieren. Andere \Vagen 
haben Kameras. welche Verkehrsverletzungen,einschließlich aller Umstände 
photographisch und graphisch festhalten. Mit Funksprechverkehr ausgestattete 
Flugzeuge kontrollieren die highways und geben den auf ihnen fahr·enden Kon", 
tr,6llwagen Nachrichten über die Beobachtungen aus der Luft. Auch ·einfache 
Mittel sind im Gebrauch. Es ist ein Genuß, zu beobachten, in welchem Tempo 
die großstädtischen Polizisten in den rush hours. in denen vor dem Sturm Jer 
Fahrzeuge und Passanten jede mechanische Y'erkehrsregulierung versagt. mit 
einer Trillerpfeife die gegeneinander anbrandenden Y,erkehrsströme über die 
Kreuzungen bringen. Ym1 Zeit iu Zdt machen sie diese dann von jedem Kraft" 
fahrverkehr frei. damit die Fußgänger sie in jeder Richtung überqueren können. 
Für den Einsatz der Polizeibeamten im Verkehr gibt es ,eine Reihe von Hand" 
büchern. die vom Traffic Institute der . Northwestern University in Evanston. Ill .• I') 
und von der Michigan Associatiün of Chiefs of Police herausgegeben sind. 7) Das 
letzte Handbuch über den sog .. Officer"Yiolator Contact steht 'lmter dem Leit" 
gedanken, daß die P.olizei möglichst viele U ebertretungen im Straßenverkehr 
ahnden muß. weil allein dadurch die großen Unfälle ausgeschaltet werden. Mehr 
als in Deutschland ist man sich inden USA darüber im klaren. daß auch die nicht 
mit F.olgen verbundenen Verk'ehrssünden verfolgt und angemessen geahndet 
werden müssen. und zwar vorzugsweise Verstöße. die sich im Y,erk,ehr selbst 
(moving violations) zutragen ... Reducing small violations hclps to cut big viola" 
tions" ist ein sehr einleuchtendes Wort! 
Den Polizeibeamten sind abgestufte MaÜnahmen gegen die Verkehrssünder an 
die Hand gegeben. Als 'erster Grundsatz gilt es. daß sie sich möglichst viel im 
Verkehr zeigen und einen möglichst 'engen l.md häufigen Kontakt ztt' dem dn" 
zelnen Fahrer herstelLen. um dem guten Sicherheit zu geben und den schlechten 
von Verstößen gegen die Ordnung abzuschr,ecken. Nach den Erfahrungen in 
den' USA lassen sich die Kraftfahrer dadurch am besten zügeln. daß sie die 
Polizeiim Verkehr sehen und beobachten, daß diese viele Fahrer stoppt. \Velchen 
Schritt der Beamte im 'einzdnen trifft. hängt von der Art und den Umständen des 

G) Basi,c Training Manuals No. 795. 381. 701. 770. 3ilB. ta50. 1G e1ß, 
7) Ghcciki'llg uf Brakesc and LigMc'B'; Appnch,'ns,ion oE SpaNiers; Apprehcnsi,oll oE Siop S'ign 
Violators; Appr"hcnsion oE Traffic: Signal V,io];'lo]·s; Al'pr"lwlIsinn "I' H,>·ckl"ss T>riYling Violal"rs; 
'f:1I0 IlIcl~'a~e(1 üHi,,'Cr-Viola\.ol· Con\.ac.\. J>klll. 
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Einzelfalles ab. Als härteste Maßnahme gilt 'es. wenn 'er den V,erkehrssünder 
vor das Gericht bringt oder sogar festnimmt. was bei Trunkenheit am Steuer. 
Fahrerflucht. rücksichtslosem Fahren und schweren Unfällen die Regel ist. AUe 
Maßnahmen werden r'egistriert. de'nn man legt \'0ert darauf, daß sie in der rich .. 
tigen Mischung gebraucht'werden. Als dn gutes Verhältnis gilt es. wenn jähr" 
lich je 10000 Kraftfahrer 100 schriftHche Verwarnungen, 70 Untersuchungen, 
20 Strafen mit Bewährungsfrist und 90 Widerrufe des Führerscheins ausgespr,ochen 
werden. ") 

Die zweite große Aufgabe der Verkehrspolizei ist die Aufklärung von Verkehrs" 
unfällen. Eine Abteilung. die in'bezug auf diese Tätigkeihals vorbildlich'-gilt, ist 
das Accident Prevention Bur'eau des Poliz'eipräsidiums in Detroit. eine Arbeits", 
gruppe. die sich heute aus <etwa 15 Aufsichtsbeamten, 10 "Bürokräften. 20 his 25 
mit der Aufklärung von Kraftfahrz'eugunfällen besonders v,ertrauten Polizei,.. 
beamten und 160 weiteren Beamten für den Streif.endienst, von denen 60 auf Park" 
sünder und 100 auf zu schnelle Fahrer angesetzt sind, zusammensetzt. 12 Wagen, 
die zur Aufklärung von Unfällen bestimmt und mit aUen entsprechenden V,or" 
richtungen auch für die erste Hif{e für die V,erletzten ausgestattet sind. kreuz'Cll 
mit zwei Beamten besetzt dauernd Ln der Stadt. Auf Anruf fährt der 'dem Unfall 
nächste Wagen sofort zur Unfallstelle und nimmt die Ermittlung,en auf. Ganz 
anders als in Deutschland werden dabei die Ermittlungsergebnisse f.estgehalten. 
Sie werden nicht in V,ernehmungsprotokollen und Berichten niedergelegt, sondern 
finden ihr'en Niederschlag im wesentlichen auf einem 'einzigen. aus starkem Papier 
gef.ertigten Vordruck in der Größe von 20 x 25 cm. der sog. acddent report card. 
Die Karte ist dn Muster der Bürotechnik. Sie erfaßt alle für die Beurteilung 
'eines Kraftfahrzeugunfalles wichtigen Tatsachen. Der Poliz'eibeamte hat weiter 
nichts zu tun. als daß 'er sie durchgeht, die in Betracht kommenden Merkmale 
abhakt und die sonst vorgesehene Eintragung macht. Die Karte enthält auch 
Raum für eine Skizz,e und für eine 9 Z'eHen lange Schilderung ides Unfalles. ins" 
besondere seiner Ursache. Die am Unfall Beteiligten - Kraftfahrer, sonstige 
P,ersonen und Zeugen - werden in glatten und leichten Fällen sofort an Ort und 
Stelle v,ernommen. Ueber die Vernehmung wird dne kurze Niederschrift an" 
gefertigt. die sie unterschreiben. Für die Niederschrift der Aussagen von sechs 
Personen ist dn weitel'er Vordruck von 20 x 12 cm vorgesehen. In schwierigen 
Fällel1' insbesondere. wenn jemand getötet ist, benachrichtigt der Beamte das Büro. 

, welches den Coroner zur UnfallsteIle ,entsendet. Die .olm Unfall Beteiligten und 
die Zeugen 'werden dann zum Polizeipräsidium geschafft und von 'einem V'erk'ehrs" 
staatsanwalt und Pdizeibeamten. die dort ununterbrochen zu V,ernehmungen 
bereitstehen, vernommen. Dj.e Beamten .arbeiten in einem großen Raume, ähnlich 
dem Schalterraum <einer Bank. Die Beteiligten treten an den Schalter hexan und 
geben ihre Erklärungen ab. Unter aUen Umständen werden bei schweren Un" 
fällen die Kraftfahrer zum ,Präsidium geschafft und dort verhört. Erscheint gegen 
sie dn Haftbefehl angezeigt, so beantragt der 'ermittelnde Poliz.eibeamte formular", 
mäßig den Erlaß und der Staatsanwalt legt den Antrag sofort dem 'V'erkehrs" 
richter zitr Entscheidung vor. Der Richter kann dann vom Erlaß eines, Haft.. 
befehls absehen oder ,einen Haftbefehl erlassen und sdnen Vollzug anordnen oder 
den Vollzug gegen Bürgschaftsleistung aussetzen. Von der letzten Möglichkeit 
wird sehr viel Gebr,auch gemacht. Fahrlässige 'Tötung. Trunkenheit am Steuer, 
und' Fahren unter dem' Einfluß von Drogen sowie Fahrerflucht führen in der 
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Regel zum V'Üllzuge des Haftbefehls. Für jede Entscheidung benutzt de~, Richter 
einen Vordruck. Die Akten gehen dann an die Staatsanwaltschaft zuruck und 
werden von ihr später dem Gericht mit Anklage zum T'ermin vorgelegt. Die 
Anklage ist vielfach ein Vordruck. in dem nur :d,er in Betracht kom~e?de Fall 
unterstrichen wird. Daß alle am V'erfaben beteilIgten Stellen - P.ohzel. Staats~ 
anwalt und Richter -entweder Flur an Flur arbeiten oder doch sehr ,nahe zu~ 
sammen untergebracht sind, beschleunigt den Gang des Verfahrens. Die Unfall~ 
karte. die Niederschriften über die Erklärungen des Beschuldigten und der Zeugen, 
etwaige Photographien. der Antrag auf Erlaß des Haftbefehls und die darau~ 
erg.angene Entscheidung sowie ein kurzer Ausz~lg aus der y,er1~ehrsstrafkartel 
undeiniae .andere werden dann in einer 20 x 23 cm rgroßen ,Bnrefhulle gesammelt. 
auf der der Gegenstand des Verfahrens - Beschuldigter:. Beschuldigu~g. Termin~ 
tag. Name des P.olizeibeamten, der die Ermittlungen fuhrt. ~ktenze.lchen. ~nt~ 
scheidung und Name des Richters usw. - vermer,kt,;werden. Diese ~ [bl~ 1 0 Blatt~r 
und die Briefhülle sind das gesamte "Aktehmatenal , das dem Gencht Im Termm 
v.orliegt. Es vermehrt sich auch später kaum. W~inschtein A:nwalt Akten~ 
einsicht. so ,erhält er gegen Zahlung von 1 Dollar 'cme PhotokopIe kler U nfall~ 
karte. Nach diesem Verfahren werden auch in vielen anderen Staaten Verkehrs~ 
unfälle bearbeitet. . 

Die meisten Verkehrsstrafsachen - alle Uebertrdungstatbestände - werden in 
Deutschland in keiner aufgeschlüsselt~n Statistik 'erfaß~. D(.1her iste~ auch un:~ 
möglich. festzustellen. lOb, in welchem Umfange und l.~ welc~er RI~htung dl,e 
Strafen die Verkehrs disziplin bessern. Fragt man den Burgermelster 'emer amerl~ 
kaniischen Großstadt nach der Verkehrs lage seiner Stadt. so kann ,er über ,alle 
Verkehrstatbestände: Unfälle. Straf,en, an den Unfällen b~teiligte Persnnen und 
über viele Punkte mehr mindestens über zwei Jahrzehnte hinweg genaue An~ 
gaben machen. In den USA zählt man nicht nur die .verkehrsstrafs~chen. Man 
sammelt außerdem alle Unfalltatsachen zum Zweckeemer ,exakten wissenschaft" 
lichen Auswertung. Jede P'Ülizeiv,erwaltung in Städten über 100 000 Einwoh~er 
soll mindestens einen v'Üllbeschäftigkn "analyst" haben, dessen Aufgabe 'es 1st. 
das ges.ammelte Matedal zu analysieren. Wer die hiermit befa~3te Ab:~ilung .der 
Verkehrspolizei amerikanischer Großstädte beobachtet. kann Sich zunachst mcht 
den Zweck der Arbeit vorstellen. die mit allen Mitteln der modernen Buchungs" 
und Bürotechnik die Unfallgründe klärt und festhält. u~ sie ü~er lange ~eit zu 
beobachten und auszuschalten. Auch die Model Trafflc Ordmanc,e g.relft den 
Gedanken der Unfallanalyse auf und ,empfiehlt. daß die Verkehrs.abtellung der 
Polizei und der Verkehrsingenieur die U nfäUe studieren. und Maß~.ahmen e~" 
greifen sollen. wenn V,erk,ehrsünfälle sich an einer Stelle der Stadt haufen. DlC 
Verkehrsunfallkarten werden daher auch alphabetisch nach den Orten d.es Un" 
falles registriert, so daß man jederzeit Vorgänge ü~er, Un,~älIe ,a~ bestimmten 
Punkten zur Hand hat. Weiter slOllcn dk V,erkehrspohzelbehorden 'el11e Verkehrs" 
sünderkartei führ,en. die ,alle V,erkehrsunfällc. V,erwarnung,en, Festnahmen. An" 
klagen und V,erurteilungen, die gegen ,einen V,e:kehrstei1n:~h~er ,ergehen, crfaßt. 
Aus dieser Kartei werden V,erkdusteilnehmer, die durchhauflge 'Oder ernste Un~ 
fälle lÜder Verstöße gegen ,die V,erkehrsvorschrif!en ·auff~}len .. ausso.rtiert, damit 
bei ihnen die Frage des Widerrufs des Führ,erscl;.'el11s, ge1?ruft wlr~. Die ;Yer1~ehrs~ 
abteilungen sind verpflichtet, über die Verkdmsltuatlon lhr'es Bezirks. zu bCrl,chten 
und dabei die Zahl der V<Cl'kehrsunfälle und der Verk,ehr5'Opfer und Ihre ~:C1Stun~ 
gen und Pläne zur Verbesserung der y'erhältni~~e .darzule~en. D:mgema~ ver~ 
öffentlichen die amerikanischen Großstadte vorzugltche Benchte. die z. B. 111 San 
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Francisco und Lüs Angeles 40 bis 70 Druckseiten umfassen. Die Unterlagen für 
sie werden durch Hollerith~Maschinen ·erarbeitet. die in Detroit zum Zwecke der 
Unfallanalyse seit 1933 in Gebrauch sind. Durch dies'e dem müdernen Ge" 
schäftsleben abgesehene Methüde gewinnen die amerikanischen Verkehrsfacb 
leute das. was sie für ihre Arbeit gebrauchen: Die kalten, harten IUnd 'Oft unange" 
nehmen Tatsachen, die ihnen die Wege zur Sicherung des Y,erkehrs zeigen. 
Auch die Y,crkehrsstrafen werden in den USA eingehender registriert, als ,es im 
deutschen Strafregister geschieht. Auf diesem Gebiete bestehen allerdings bei 
den einzelnen Staaten Unterschiede. Der Unifürm Ydücle Cüde sieht vor, daß, 
abgesehen vün den Strafen wegen Parkverfehlung, alle Strafen, die durch dn 'IV er" 
kehrsgericht oder im \'lV ege des traffie viülations bureau ausgesprochen werden. 
dem Straßenverkehrsamte des Staates oder einer 'entspr,echenden Behörde ge" 
meldet werden müssen. Die Tilgung der Eintragung nach dem Ablauf bestimmter 
Zeit ist nicht vürgesehen. Das Verkehrsstrafregister steht allen Persünen zur Ein,; 
sicht offen. Tatsächlich ist diese Art der Registrierung aber nicht überall im 
Gebrauch. Manchmal beschränkt sich das Verkehrsstrafregister nur auf den Be" 
reich der Stadt oder der Cüunty. Es ist vor allen Dingen ll1icht sichergestellt. 
daß Strafen der Verkehrsgerichte ander,er CüunHes, und insbesündere s,olcher in 

. andel"enStaaten, registriert werden. Die Zusammenarbeit unter den Gerichten 
der verschiedenen Staaten ist schwächer 'entwickelt als in Deutschland. Viele 
Verkehrssünder, die nicht durch eine Bürgschaftsleistung dazu gezwungen würden 
sind. vür dem Gericht zu erscheinen, machen sich dieses zunutze. wenn sie in 
einem anderen Staate der USA mit den Verkehrsg'esetzen küllidieren. Sie be" 
kümmern sich nicht um das Strafverfahren. und 'es ist bei kleineren Delikten 10ft 
unmöglich. ihnen in ihrem Heimatstaate den Pr,oz,eß zu machen. 
Die Gerichte, die sich in den USA mit Yerkehrsstr,afsachen befassen,ähneln 
sich. Es genügt daher. wenn ein Gericht geschildert wird, das süwühl die großen 
wie auch die kleinen YerkJehrsstrafsachen 'erledigt. Es handelt sich um den 
Recorder's Cüurt in Detroit. Der Name besagt. daß über die Y,erhandlungen ,vür 
ihm eine sehr genaue stenügraphische Niederschrift. ähnlich ,einem Parlaments" 
prütükoll. aufgenommen. wird. Zum Reoorder's Court gehören 12 Richter. Zwei 
vün ihnen befassen sich nur mit Verkehrsstrafsachen. die übrigen ,erledigen alle 

. anderen in Detroit anfallenden Strafsachen. Di,e beiden Verkehrsrichter bilden 
die süg. Traffi,c ,and Ordipance Division. angeblich das erste reine Y,erkehrsgericht 
in den USA. Da die beiden Richter die Arbeit nicht allein rerIedigen können. 
haben sie fünf Refer,ent.en (refer,ees) angestellt, die 'unter ihnen mit begrenzter 
Jurisdlkti.ünsgewalt arbeiten. Der Küntrolledcs Gerichtes sind die gewerbs~ 
mäßigen Bürgen (bail bündsmen) unterstellt. Es handelt sich um Persünen oder 
Gesellschaften, die sich damit beschäftigen. für Angeklagte Geldbürgschaften zu 
übernehmen. um sie vüm Yüllzug des Haftbefehls freizustellen. Die Höhe ·der 
Bürgschaft ist dabei oft in einem süg. bünd schedule allgemein festgelegt. Sü z· B. 
beim Verkehrsgericht in Denver. Sie beträgt bei 'einem Y,erkehrsunfall jlllit 
leichtem Schaden 100 Düllar. mit mittlerem Schaden 200 D,ollar, mit schwerem 
Schaden 300 Düllar und mit Tüdesfolge 500'Dollar, bei Fahrerflucht und Trunken~ 
heit am Steuer 500 Düllar. Bei diesem Gericht muß der Angeklagte, der Berufung 
einlegt, auch zunächst eine Gebühr bezahlen. In der Regel ist das gerichtliche 
Strafverfahren mit Kosten und Auslagen für den Angeklagten nicht verbunden. 
Zu dem Gencht gehört eine Pr,obati,ünsabteilung. Sie ist -etwa 100 Personen 
stark und hat die Aufgabe, die Richter durch Berichte und Gutachten über den 
Angeklagten zu unterstützen. Erklärungen des Angeklagten 'entgegenzunehmen 
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und sich über die Art der ihm zur Last gelegtcn Tat zu äußern. Zu ihm gehört 
weiter eine Psychopathie Clinic. bestehend auS 1 Dir.ektür, 3 Psychiatern. 8 'Psycho" 
lügen, 1 Arzt lind 13 Hilfskräften. Eine besondere Abteilung dieser Klinik befaßt 
sich nur mit der Untersuchung vün Verkehrssündern.' Von den jährlich über 
3000 Fällen. mit denen die Klinik zu tun hat. erwuchsen im Jahre 1952 aus Y,er" 
kehrsstrafsachen 854. Besonderes Inter.esse wendct die Klinik den süg. "Auto" 
mübilpsychopathen" zu. I-lierzu rechnet man Pers,onen. di:eauf Grund ihrer 
abartigen geistigen Verfassung auffallende Fahl'er sind. Insbesündere die Halb" 
wüchsigen (teen"agers) stelLen einen größeren Teil vün (ihnen. Aehnliche Kliniken 
sind in Chicago. Lüs Angeles und San lFrancisco bereits vorhanden bzw.geplant. 
Für die Sitzung,en hat in den Grüß städten jeder Richter dnen besünderen Ge~ 
richtssaal in der Größe dnes geräumigen deutschen ISchwurgerichtssaales zur 
Verfügung. Vür dem Sitzungssaal ist vidfach ein Raum mit einem Schalter, !an 
dem die erkannten Geldstrafen gezahlt werden. Zahlungsausstand und. Raren" 
zahlungen sind kaum üblich. Die Sitzungen finden in .der Oeffe~tlichl<,eit g:o~es 
Interesse. Publikum und Prozeßbeteiligte sind unteremandel' auffallend hofhch 
und kürrekt. Die Sachen werden flütt und zügig verhandelt nach dem für jeden 
Richter vüm Hauptbürü aufgestellten Terminkalender. Dk Entscheidung wird 
weder mündlich nüch schriftlich näher begründet. Gewährt ,der Richter dem 
Angeklagten eine Bewährungsfrist. so geschieht dieses fürmularmä~ig. Der. Ge" 
richtsstenogr,aph ,ordnet die in den Sitzungen aufg.enümmenen Nl,ederschrtften 
zunächst nur chrünülügisch und hält sie zur Einsicht des Staatsal).walts und des 
Yerteidigers. Auf schriftliches Ersuchen liefert ·er gegen Bezahlung eine Deher" 
tragung der Niederschrift. Deber di,e Bestrafung stellt der Chief Clerk ,eine ,eben,.: 
falls fürmularmäßige Bescheinigung aus, die die Grundlage '.der Vüllstreckung 
bildet. Durch diese Verfügung wi!rd der Verurteilte aus der Y,erfügungsgewalt 
des Gerichtes entlassen und der Strafvollzugsbehörde des Staates zur weiterlen 
Behandlung überliefert.' Die Zeiit v,on der Tat bis zu diesem Punkte des Yer" 
fahrens beträgt durchschnittlich 6 Wochen. 
Bisher ist die Behandlung der erheblichen Verkehrsstrafsachen, insbesondere der 
Unfallsachen. geschildert. .\X'ie werden di,e amerikanischen Gerichte bei ihrer 
schwachen Besetzung mit Richtern mit den milliünenfach anfallenden kleinen 
Strafsachen fertig? Im Laufe der Zeit ist für sie dn Verfahren lentwickelt würden. 
das den wenigen Verkehrsrichtern dne große Einwirkungsmöglichkeit auf den 
Verkehr gibt. Es handelt sich: um die '"traffic notic.e", das "tickd" lüder die "dta" 
tiün". welche ihre rechtliche Grundlage ebenfalls in den traffic mdinances findet. 
Das Verfahren wird vornehmlich angewandt. um Y,erkehrsv,erstöße zu ahnden, 
die keinen Unfall verursacht haben. Von den hei Y,erkehrsunfäUen und schweren 
Verfehlungen. wie Trunkenheit am Steuer, Fahrerflucht, rücksichtslüses Fahr,en 
usw. angewandten Mdhüden unterscheidet ,es sich. Beide Arten vün Sachen 
werden in der Großstadt meist v,on v,erschiedenen Richtern hearbeitet, wübei 
die ticket"Sachen oft die referees ,erledigen .. Bei dem ticket:: Y,erfahr,en handelt ,es 
sich darum. daß der Y,erkehrsrichter für jede nur mögliche Y'erfehlung die Geld" 
strafe ini voraus bestimmt und in einer Liste bekanntmacht. Die Strafen sind nach 
der Schwere des T.atbestandes und meist auch danach'. ob ,es sich 'um die erste 
Tat 'Oder um eine \Viederhülung handelt. angestuft.· Die Liste gibt ferner :die Tat" 
bestände an. bei- denen der Richter die Erledigung der Sache .ohne Y,erhandlung 
durch Zahlung der Geldstrafe nicht wünscht. sündern eine Hauptverharidlung 
fürerfürderlich hält. Sie ist 'Oft sehr umfangreich. Die in Los Angeles geltende. 
Liste führt z. B. insgesamt 535 Delikte auf. die wie folgt geordnet sind: 
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Fußgänger 1. Fall 2. 3. 4. 

" ~ .. ,. kreuzt Straße 
außerhalb des Ueberweges 58 10 Richter R 

§ ..• --kreuzt Straße 
nicht auf dem kürzesten W,ege 5 10 R R 

§... steht auf dem Fahrdamm. 
blockiert Bürgersteig 5 10 R R 

§ . " hält sich auf. 
wo Fußgängerverkehr verboten 5 10 R R. 

Praktisch läuft das Ticket"Verfahren im Staate Michigan so. daß der Polizei" 
beamte Blocks mit numerierten Tickets bei sich fuhrt. Stellt ,er einen Tatbestand 
fest, für den der Richter die Strafe im voraus bestimmt hat, so übergibt er dem 
Täter ein Ticket. Die Vorderseite des Ticket 'enthält Raum für dessen Namen. 
die Angabe der Straftat. den Namen des Polizeibeamten und für die Termin" 
bestimmung. Auf dem Ticket bestimmt nämlich der Polizeibeamte gleich den 
Termin zur Verhandlung. falls die Sache vor den Verkehrsrichter kommt. Dabei 
setzt er ,aUe Sachen. in denen er als Zeuge auftritt, zur gleichen Zeit an. Die 
Arbeitszeit des Verkehrsrichtcrs ist unter die Polizeibeamten aufgeteilt, so daß 
er immer gleichmäßig beschäftigt ist. Auf der Rückseite des Ticket ist iU. a. ein 
:Auszug aus der Liste der Strafen lind ein Hinweis enthalten, daß der Täter mit 
einem Haftbef.ehl rechnen muß, wenn 'er bis zum Termintage die Strafe nicht 
zahlt und nicht zum Termin erscheint und daß weiter in diesem Falle bei einer 
Verfehlung in der Bewegung die Fahrerlaubnis widerrufen werden kann. Um 
Schiebungen zu vermeiden. behält der Polizeibeamte ,eine Durchschrift des Ticket 
für sich. ,eine weitere legt er dem Verkehrsrichter vor. Diese beiden Stücke des 
Ticket weichen auf der Rückseite von dem ab, das der Täter hekommt. Auf ihnen 
befindet sich nämlich Raum für die etwaige spätere Entscheidung des Richters: 
Datum... 1. Angeklagter vor Gericht gestellt. erklärt sich für schuldig, Strafe: 

Dollar .... , 
. •... . ••.• 2. Angeklagter, vor Gericht gestellt, erklärt sich nicht für schuldig, 

verhandelt und bestraft mit Dollar .... , 
.• " •.... " 3 . .Angeklagter vor Gericht gestellt. erklärt sich nicht für schuldig, 

verhandelt, Freispruch und Entlassung ..... 
und,für ,andere mögliche Entscheidungen mehr. W,eiter ist Raum für die .y erkehrs" 

, vorstrafen vorgesehen, die aus der V.erkehrssünderkartei des Gerichts bzw. der 
Polizei hierhin übertragen werden, bevor dem Richter (das Ticket vorgelegt wird. 
Schließlich ist Platz für den Vermerk über die Vollstreckung der Sache sowie 
für einen Vermerk über die Bezahlung der I Geldstrafe in bar ,oder ;durch die P'ost. 
In den Fällen. in denen der V,erkehrsrichter das Erscheinen des Täters vor Ge" 
richt für erforderlich hält. ist auf der IRückseite des Ticket, das dem Täter über" 
geben wird, nur darauf hingewiesen, daß die Sache nicht ohne sein Erscheinen 
vor Gericht erledigt werden kann und daß ihm im Falle des Ausbleibens der 
Widerruf des Führerscheins droht. Täter, welche die Strafe nicht vor dem Termin 
bez,ahlen wollen oder dürfen. müssen zum Termin kommen. Dte Strafe kann 
nur persönlich oder durch .einen Vertreter unter Vorlage des Ticket bei dem traffic 
~iolations bureau bezahlt werden. Dieses Bureau gibt auch Auskunft über 
Zweifelsfälle, ob z. B. der Täter w2gen ,etwaiger Vorstrafen dne höhere Strafe zu 
zahlen hat oder vor dem Richter erscheinen muß. 
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Die Hauptverhandlungen, denen ein Ticket vorausgeht, spielen sich in sehr <ein" 
facher Form ab. Der court clerk überrdcht dem Richter das Ticket und ruft dk 
Sache auf. Der Beschuldigte tritt vor und wird gefragt, ober ,sich für schuldig 
halte oder nicht. Bejaht er die, Frage, so ergeht lOhne VIerhandlung soEort das 
Urteil und die Sache ist erledigt, vlerneint 'er sie, so wirdiverhandelt. Die Yerhand" 
lung besteht meist nur darin. daß sich Inach Anhörung des Beschuldigten der 
Polizeibeamte mit ,einigen W,orten über den VlOrfall äußert. Ebenso kurz ist 
die Anhörung etwaiger Zeugen, falls der Beschuldigte sie mitbringt. Letzteres 
ist selten. Erst dann ergeht das Urteil., Der Richter sagt die iStraEe oder die 
sonstige Entscheidung. Dabei gibt er dem Clerk das Ticket zurück. auf dessen 
Rückseite die Entscheildung v,ermerkt wird. Damit ist die V,erhandlung, bei der 
ebenfalls ein Stenograph mitwirkt. erledigt. Der Täter begibt sich zu dem bereits 
erwähnten Schalter, um die Strafe zu bezahlen. Wer nicht zahlt, muß meist d~e 
Ersatzfreiheitsstrafe verbüßen. da Ratenzahlungen, Strafaussetzung usw. in dies'en 
V'erfahren s,elten gewährt werden. Auch eine Freiheitsstrafe wird meist im An" 
schluß an das Urteil verbüßt. Viele amerikanische \Staaten k,ennen das Ticket" 
Y,erfahr,en mit größeren 'Oder kleineren Abwei,chungen. Jeder wurt empfiehlt 
seine Pvozedur und die Ameri,can Bar AssodatilOn 'v,erteilt Diplome "für über" 
r,agende Erfolge in der Y1erdnfachung der Prozeßführung iill V,erkehrsstraf", 
sachen", die man mitunter unter Glas und Rahmen in detl Gerichten si'eht. 
Die Zahl der Sachen. die durch diie gemeinsame Arbeit der traffic :violations: 
bm;eaus und der Y,erkehrsrichter ,erledigt wer"den, ist für ,europäische Verhältnisse 
außerordentlich groß. In der Stadt Detroit (1,B ,MiJ1. Einwohner) wurden im 
Jahre 1954 521 000 Kraftfahrer wegen Verfehlungen im bewegt'en V'erkehr. 
584 '000 Kraftfahrer wegen Y,erstoßes gegen Parkvorschriften und '45000 Fuß" 
gänger bestraft. Die hierdurch bei den Yerkehrsgerichten anfallende Arbeit er" 
ledigten 2 Richter und 5 referees. Am Tage meines Besuches standen bei einem 
referee 160 Sachen wegen V,erstoßes g,eg,en die Trafiic Ordinance und bei leinem 
Richter 40 größer,e Sachen wegen Ylergehen gegen das' Y'e,rkehrsges-etz an. An" 
geblich herrschte ruhiger Geschäftsgang. In San Francisco (BOa 000 Einwohner) 
bearbeitete die Y,erk'ehrspolizei im Jahre 1954 16000 Unfallsachen. Es wurden 
bestraft 103000 Personen weg,en Y,erfehlungen im bewegten Verkehr, 566000 
Personen wegen, Parkverfehlungen und 26000 Personen wegen s'Ünstiger Z11" ' 
widerhandlungen gegen Verkehrsbestimmungen. Einer der heiden Yerkehrs" 
richter hatte am Vormittage 60 und am Nachmittage 53 Ticket"Sachen anstehen. 
Die drei Yerkehrsrichter in Denver (CoI.) verhandelten im Jabre 1954 14900 ;Ver" 
kehrssachen, v,on denen ,9500 mit dner Y,erurteilung und 4500 mit ,einem :Frei" 
spruch 'endeten. Beim Municipal Court in Washingt'Ün D. C. v'erhandelte eine 
Verkehrsrichterin während der Urlaubszeit im August vorigen Jahres täglich 
50 bis 60 Ticket"Sachen. Von den 24 Richtern des Munidpal Court in Los Angele<". 
(2 Mill. Einwohner) waren 3 Richter voll und 9 Richter zuletwa je 1/3 inV,erkehrs" 
strafsachen tätig. Diese Richter und das aus 105 p'ersonen bestehende traffic 
violations bureau erledigten im Geschäftsjahve 1954/55 947000 V,erkehrsstraf" 
sachen. darunter 7BOO Fälle von Trunkenheit am Steuer.' Im August 1955, ler'" 
reichten die Sachen die monatliche Rekordhöhe von 92 000, von denen 60-70000 
nur durch das trafiic violations bureau liefen. Ein Richter in Los Angeles, den 
ich aufsuchte, hatte an diesem T.age 61 ISachen wegen Trunkenheit am Steuer, 
20 kleinere Unfallsachen und 30 ander,e Sachen, in denen keine Entscheidung zu 
treffen war, anstehen. An Y,erkehrsunfallsachen standen bei einem anderen 
Richter täglich 10, bis 15 Sachen an. Die Zahlen könnten auch für andere Städte' 
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beliebig vermehrt werden. Sie zeigen die Nachteile. die aus der zu geringen Zahl 
der Richter erwachsen. aber auch die Findigkeit. mit der man diese durch die 
business like administration of justice in traffic cases. überwindet. Von den 
15,4 Mill. Verkehrsstrafsachen. die im Jahre 1951 in den USA entstanden, be" 

. trafen 7.5 Mill. Parkverfehlungen und 2,2 Mill. leichte Verstöße. Beide Gruppen 
von Verfehlungen wurden überwiegend von den Büros erledigt. so daß für die 
Richter nur 3.2 Mill. Verkd1l'sstrafsachen schwieriger Art übrig b1iehen. 

Für einen Deutschen ist es schwer verständlich, daß eine Verkehrsstrafsache, 
überhaupt eine Strafsache, in so einfacher Form verhandelt wird und daß sich 
die Angeklagten damit zufrieden geben. N,lch allem, was ich vJn Richtern der 
Verkehrsgerichteerfahren habe. finden sich weit über 95 "la der Angeklagten mit 
dem Spruch des Richters der ersten Instanz ab. Das zeigt. daß Idie Verkehrsrichtel' 
ohne große Bindungen an rechtstechnische Regeln aus ~ihrem Gewissen und 
praktischem 'Sinn heraus dem Gesetz im konkreten Falle eine vernünftige Gestalt 
geben. Es beweist auch das Ansehen und Vertrauen. das ihnen entgegengebracht 
wird. und das allgemeine Verständnis für die justiziellen Notwendigkeiten. die 
sich aus dem Straßenverkehr ergeben. Vorgänge. die sich täglich 50000 mal und 
mehr ,ereignen. könncn nach amerikanischer Einsicht nicht in einem Verfahren 
abgewickelt werden. das sich Monate oder Jahre hinzieht, viele Richter be" 
schäftigt lind kilogrammschwere Akten entstehen läßt. 55 Mill. Kraftfahrzeuge. 
60 Mill. Kraftfahrer. jährlich 40000 Verkehrstote und 1.2 Mill. V,erkehrsverletzte 
bringen auch für die Justiz andere Erkenntnisse une! Methoden. als sie die euro" 
päische Schulweisheit kennt. 
Die Tatbestände des Verkehrsstrafrechts sind in den USA erheblich zahlreicher 
als in Deutschland. Sie sind meist in den V,erkehrsgesetzenenthalten. die iden 
gesamten Verkehrskomplex behandeln. Auch der Uniform Vehic1e Code. aus 
dem die folgenden Normen entnommen sind. hält dieses für ,empfehlenswert. 
Bekannt ist zunächst der Tatbestand der fahrlässigen Tötung, bei dem die ;Y er" 
urteilung ohne weiteres den Widerruf des Führerscheins zur Folge hat. Strafbar 
ist ebenso wie in Deutschland das Fahren eines Kraftwagens durch Personen. 
die unter dem Einfluß von Alkohol oder von Drogen stehen. Nach dem Gesetz 
ist es dabei ohne Bedeutung. wenn der Blutalkoholgehalt untcr 5 "/0" bleibt. Der 
Einfluß von Alkohol wird dagegen präsumiert. wenn er 15 "/')0 oder mehr beträgt. 
In dem dazwischen liegenden Ikreiche hat der Richterevtl. unter Berücksichtigung 
auch anderer Beweismittel frei zu würdigen. ob der Angeklagte fahruntüchtig 
und schuldig ist oder nicht. Die Mindeststrafe beträgt im ersten Fall der T"ü 
10 Tage Gefängnis oder 100 Dollar. bei der zweiten oder weiteren Verurteilung 
90 Tage Gefängnis. Der Entzug des Führerscheins ist ebenfalls obligator:isch. 
Eine große Rolle spielt in den USA der Tatbestand des rücksichtslosen Fahrens 
(reckless driving). Wer ein Fahrzeug eigensinnig oder 'mutwillig ohne Rücksicht 
auf die Sicherheit von Personen oder Eigentum fährt (in willfull or wanton dis,: 
regard for the safety of persons or property). wird erheblich bestraft. Die Strafe 
beträgt für den ersten Fall mindestens 5 Tage Gefängnis oder 25 Dollar und für 
j eden weiteren Fall mindestens 10 Tage Gefängnis oder 50 Dollar. Eine mildere 
Form des Tatbestandes ist der Fall ,des sog. leichtfertigen Fahrens (car,e;1ess 
driving). Auch die Fahrerflucht (hitand run oder running from accident) ist in 
fast allen Staaten oft im Zusammenhang mit der Pflicht zur Hilfeleistung straf" 
rechtlich normiert. Die Strafe ist dabei gestaffelt. ob es sich bei ,einem Unfall 
mit l·odesfolge. Personenschaden oder Sachschaden handelt. Darüber hinaus 
sind die Kraftfahrer unter Strafandrohung verpflichtet. sich gegenüber den an 
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einer K'ollision beteiligten Personen auszuweisen. ihnen r:lilfe zu gewähren und 
bei Unfällen, bei denen der Tod oder ·die Verletzung 'einer Person ,oder dn Sach" 
schaden von bestimmter Höhe eingetreten ist, der Poliz·ei sofort Nachricht und 
nach bestimmter Zeit auch eine schriftliche Darstellung des Vorfalles zu geben. 
Eine Reihe von strafrechtlichen Tatbeständen betrifft das Fahren ohne Führer,: 
schein. mit ungültigem Führerschein oder unter Mißbrauch ,eines Führerscheines 
oder Zulassungspapiers in der verschiedensten Form. B,estraft wird auch. wer 
cineneingezogenen Führerschein und eingez,ogene Wagenpapiere nicht bei der 

.. Polizeiablief,ert. Deber diese Tatbestände hinaus ist noch reine sehr große Zahl 
von Bestimmungen des Verkehrsgesetzes, insbesondere über das .y,erhalten bei 
Unfällen, von Kraftfahrern, Radfahrern un'd Fußgängern im Verkehr (Verkehrs" 
zeichen. Deberholen, Vorfahrt, Geschwindigkeit, Parken). über die Durchführung 
der Inspektion von Fahrzeugen (Größe. Gewicht, Ladung) durch Strafandrohung 
gesichert. Von diesen Straf tatbeständen sind in der Praxis am zahlreichsten 
solche, die sich mit Parkverboten und Geschwindigkeitsbegrenzungen hefassen. 
U eber die zweckmäßigste Geschwindigk'eit werden an vielen Orten genaue Unter" 
suchungen angestellt. wobei sich herausgestellt hat, daß die tatsächliche Ge'" 
schwindigkeit der Fahrzeuge meist über der zulässig,en Höchstgeschwindigkeit 

'liegt. Im Jahre 1953 üherschritten die 35,:Meilengrenze 96 %, die 45"Meilengrenze 
69 "il) und die 55"Meilengrenze noch 27 % aller Fahrz,euge (Statistic~l Abstract 1954 
S. 565). Weil Bestimmungen, die unsachgemäß sind und nicht durcHgesetzt .. werden, 
auch der Achtung vor vernünftigen Anordnungen Abbruch tun, be muht man 
sich, wo die Geschwindigkeit begrenzt wird. das tatsächliche Tempo der Masse 
der vernünftigen Fahrer zu ermitteln lind die Geschwindigkeitshegrenzungent" 
sprechend festzulegen. 

Eine sehr gr,oße Rolle spielt im Rahmen der alnerikanischen Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verkehrs disziplin der befristete Widerruf des Führerscheins 
als Nebenfolge einer Strafe. Die Kraftfahrer wissen, daß das Recht zum Fahren 
eines Kraftwagens. auf den sie im privaten und gewerblichen L'eben oft 'ltnhedin?t 
angewiesen sind. im Falle von Bestrafungen leicht verloren gehen kann. Sle 
fahren daher vorsichtig. und diese Vorsicht wird ihnen schließlich zur zweiten 
Gewohnheit. Insbesondere die Staaten Massachusetts, Californien und ,Texas 
haben den Führerscheinentzug stark in ihr V,erkehrssicherungsprogramm ein" 
gebaut. Auch der Uniform V,ehic1e Code weist die Sta~ten at~.f ~ie gr~ße Be" 
deutung dieses Erziehungsmittels hin. Der Code ,empflehlt namhch, dle Ver" 
kehrsämter der einzelnen Staaten zu verpflichten, den Führ,erschein ohne weiter·es 
in allen Fällen zu widerrufen. i,n denen jemand rechtskräftig verurteilt worden 
1st wegen fahrlässiger Tötung mittels eines Kraftfahrz,euges. 'Trunkenheit am 
Steuer, Benutzung eines Kraftwagens zur Begehung einer Straftat, Fahr·erflucht 
und unterlassener Hilfeleistung, bei bestimmten falschen Angaben in bezug auf 
das Eigentum und die Benutzung des Kraftwagens und bei. der Verurteil~mg 
wegen rücksichtslosen Fahrens in drei, Fällen innerhalb von 12 Monaten .. In lem:r 
zweiten Gruppe sind die Tatbestände zusammengefaßt. bei deren Vorhegen ~le 
Verkehrsämter den Führerschein zunächst ohne Anhörung des Kraftfahrers 'euv 
ziehen können, dem Inhaber des Führerscheins aber alsdann auf Antrag Gelegen" 
heit zu einer Verhandlung über di.e Einziehung geg,eben werden muß. Gegen 
die dann ergangene Entscheidung des Straßenv,erkehrsamts kann der Kraftfahr,er 
das Gericht, und zwar einen Court of r'ecord anrufen, das nach miindlLcher Ver" 
handlung über die Berechtigung des Widerrufs 'endgliltigentscheidet. Bei diesen 
Fällen handelt es sich zunächst darum, daß der Fahrer eine Straftat hegangen hat, 
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bei deren rechtskräftiger Feststellung der FührerscheLn 'Ohne weiteres zu wider;:: 
rufen ist. Wdter, wenn er in dnen Unfall verwickelt war, durch iden der Tod 
'Oder die Körperverletzung dner Persün oder ·ernster Sachschaden entstanden ist. 
F'erner, wenn 'er so häufig wegen 'ernster Zuwiderhandlung gegen di,e Bestimmun;:: 
gen über den Y'erkehr in der Bewegung verurteilt ist, daß 'er tladurch einen man;:: 
gelnden-Respekt vür den Y,erkehrsgesetzen und gegen die Sicherheit anderer 
Yerkehrsteilnehmerausgedrückt hat. Zur Gruppe der hier Betroffenen gehören 
auch die gewohnheitsmäßig rücksichtslosen 'Oder nachlässigen Fahrer sowie P,er;:: 
sünen, die unfähig s~nd, ein Fahrzeug zu 'betreiben, und solche, die leinen rechts;:: 
widrigen Gebrauch vün 'ei,nem Führerschein gemacht haben. In .111 diesen Fällen 
kmn von dem Inhaber des Führerscheins auch -eine neue Prüfung sdner Fahr,. 
tüchtigkeit verlangt werden. Ei,ner Prüfung kann der Inhaber eines Führerscheins 
ferner dann unterz'Ogen werden, wenn Bedenken gegen seine Eignung als Fahrer 
bestehen. Weigert er sich, di,e Prüfung abzulegen, so hat das den Widerruf des 
Führerscheins zur Folge. Die Dauer des Widerrufs des Führerscheins beträgt 
in der R'egel nicht mehr als 1 Jahr. 
Zur gleichmäßigen Behandlung des Wi~errufs haben einige Staaten dn Punkt" 
system entwickelt, von dem das Michigan Judical Point System in den USA das 
bekannteste ist. Man hat die hauptsächlichsten Yerkehrsv,erfehlungen punkte" 
mäßig bewertet. Bei 12 Punkten verli:ert der Fahrer den Führerschein für min" 
destens 30 Tage. 
In welchem Rahmen halten sich die amerikanischen IStrafen tatsächlich? Die 
Gerichte sprechen möglichst glei,chmäßige Strafen - seien "es Geld" 'Oder Frei;:: 
heitsstr,afen - bei glei,chliegenden Yürgängenaus. Einschlägige Vorstrafen 
werden mehr berücksichtigt als in der deutschen Strafpraxis. Die individuelle 
Strafzumessung betrachtet der Durchschnittsamerikaner in kleinen Verkehrsstraf;:: 
sachen als 'eine juristische Caprice. Strafen, die die Yerkehrsrichter für die Arbeit 
der traffic violations bureaus allgemein bestimmen, halten sich in den meisten 
Städten im bescheidenen Rahmen. Ohne Verhandlung vür dem Richter kann in 
Lüs Angeles z. B. nur eine Geldstrafe bis zu 10 Dollar ausgesprüchen werden. 
In anderen Städten sind 'etwas höhere Geldstrafen zulässig. Trunk,enheit am 
Steuer wird nach der Gerichtspraxis bestraft in Washingtün im ersten Teil mit 
mindestens 30 Tagen Gefängnis und 100 Dollar Geldstrafe, während der lang" 
jährige Yerkehrsrichter in Detroit mehr dazu neigt, mit einer etwas geringeren 
Strafe zu beginnen, diese aber für den Wh~derholuI1gsfaII ganz erheblich herauf", 
l.usetz.en. Er erkannte in der R'egel bei Trunkenheit am Steuer ,ohne Unfall im 
\!rsten Fall auf 10 Tage Freiheitsentziehung und 30 bis 100 Dollar Geldstrafe sowie 
auf zeitweilige Einziehung des Fühl.1erscheins, im Wiederholungsfall auf 60 bis 
90 Tage Frt!iheitsentziehung, 500 Dollar Geldstrafe und Einziehung des Führ'er;:: 
scheins. Rücksichtsloses Fahr'en wurde mit 25 Dollar oder 5 Tagen Gefängnis 
bestraft. Bei Ueberschreitung der Höchstgeschwindigkeit wird die Strafe 'Oft 
S'O bemessen, daß sie sich danach richtet, um wieviel der Kraftfahrer zu schnell 
gefahren ist. Der Richter in Detroit gab für die ersten 10 M,eilen Uebergeschwin" 
digkeit 10 Dollar und für die weiter,en Je 5 Mdlen 10 weitere Dollar Strafe. 
Seine Taxe war allgemein bekannt und anerkannt. 
Der Chefrichter des Municipal court der Universitätsstadt Evanston bei Chicago 
hat für seinen Bezirk "extra"legal" Strafen gegen jugendliche Y,erkehrssünder 
entwickelt, die auch bei anderen Gerichten in den USA in Uebung 'Sind.~) Unter 

9) Vgl. z. B. Ec,onümos" Proper pCIl.a.1Li~,.ill ,bu Buche Ju,lg'<) and Pl'osccutOI' in tl'af:J'i,c court. 
S.25Gff. 
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.. cxtra"legal" Strafen versteht man in erster Linie Bewährungsauflagen, wi~ z. B. 
Besuch des Verletzten im HüspitaL Arbeit 'Ohne Entgelt, Wlegnahme des Fuhrer" 
scheins für bestimmte Zeit in Fällen, in denen das Gesetz dieses nicht v,orsi:eht, 
Aufsätze über die Verkehrsregeln, Begr,enzung der Höchstgeschwind.igkeit, das 
Gebot, einen W,agen. nur für Geschäftszwecke zu fahren, ihn a.?zus!,ellen oder 
zu verkaufen u. a. m. Auch der Besuch 'einer Y,erkehrsschule gehort hterher. Der 
Richter in Evanston verpflichtet nun den Täter her,eits v'Or dem U.rteil zum B~~uch 
der Verkehrsschule und läßt seine Fahrtüchtigkeit vür dem Termm ,erneut prufen, 
w'Obei er ihm bis zu dieser Zeit den Führerschein wegnimmt. 

Die Y,erkehrssicherung ist in den USA eine Erziehung~aufgahe an. Kraftfahl1~rn 
und Fußgängern. Man bemüht sich, in allen Yerkehrstellnehmel'l1e1ll'e neue Em~ 
stellung zum Y,erkehr zu entwickeln, durch die sich der gute vün dem ~chlecht~n 
Verkehrsteilnehmer unterscheiden soll. Dies Ziel wird in der Presse, .un Rad~o, 
im Ferns~hen, durch Reklame und durch alle anderen Mittel der Me~schenb:em" 
fIussung verfülgt. Die Hebung der Verkehrssicherh.eit ist eix: ~nhegen. vIel.er 
Organisationen, vlÜn denen die American AutomobILe Ass.oclat!~.n (A':A) t~ 
Washington die älteste ist. In Y,erbindung mit der Jale U ntversItat arbeItet .seIt 
dem Jahre 1933 :die Eno F.oundation für Highway !raf~ic CüntroL Saugatuc,~, 
Conn. in der gleichen Richtung. Großes Ansehen gemeßt.m den ~SA ,das T~afflc 
Institute .of Northwestern Univ,ersity, Evanston, Ill. DIe ArheIt des InstItutes 
wird unterstützt durch die Künf,erenz der amerikaniscpen Pülizeich~fs (.Inter" 
national Association ,eif Chiefs of Policle) und die Organisation deramenkantscht;n 
Rechtsanwälte (American Bar Assodation). Mit Fragen der Yerkehrs:cchntk 
beschäftigt sich das Institute of Traffic Engir:eers New ~aven: Conn. Eme be~ 
sündere Stellung im Rahmen der Y,erkehrsstcherung mmmt m den USA ~leI 

~ National Safety Council, Chijcago, I1l.,ein. Der Rat sammelt .und ~nalysiert 
Verkehrsunfallstatistiken, veröffentlicht Studien über das Verkehrsmgemeurwesen. 
und die Arbeit der Pülizei und Gerichte und unterstützt die mit 'y,erk'~.hrspro" 
blemen befaßten Stellen insbesondere auch mit PrlÜpagandamate~lal ~ur Y'er" 
kehrssicherheitswüchen. Bes'Onders bekannt ist der Nationale SicherheItsrat da" 
durch, daß er laufend die Yerkehrssihlation der amerikanischen Städte .und Sta.aten 
kontrolliert, und durch die jährlich stattfindenden NatilÜnalen Si,cherheitskong~~sse 
(National Safety Congress), an denen bis zu 10000 P.ersünen telinehme~. Dart~her 
hinaus gibt es in den USA nocb z.ahlreiche andere öffen~liche, hal?offenthche 
'Oder private Organisationen, die in gleicher ~ichtung arbeiten. ~n VIelen Groß~ 
städten stellt sich auch die Polizei in den DIenst der Y,erkehrssicherung. , 
Welche Erkenntnisse 'ergeben sich aus der Betrachtung der amerikanischen Ve!" 
hältnisse für den deutschen Y'erkehr? Alle deutschen Y,erkehrsnöte haben, m 
größerem Umfange in den USA bestande~ 'Oder bestehen n?ch heute, nur .h:t 
man sie dort schon weiter behüben als bel uns. Man muß daher mehr als "s 
geschieht, die .amerikanischen Maßnahmen und Methoden zur Hebung .der Ver" 
kehrssicherheit im Auge behalten und die amerikanischen 'Veröffentl~chu?gen 
auf dem Gebiete des Verkehrs verfülgen. Gleiches gilt für das amertkantsche 
Verkehrsrecht. . . 1 
Es ist eine lerstrangigeamerikanische Erken.ntnis, daß jedes Prügra~m zur ~IC l~e" 
rung des Verkehrs gemeinschaftliche ArbeIt vorauss.etzt u~d daß. Je~es G!led <I~ 
der K'ette der Maßnahmen - Straßenbau, Verkehrstechmk, P.ohz.el, JustIz, Er .. 
ziehung, Propaganda - stark sein muß. Die yerkehrssicherung is.t v~n. allen 
Seiten gleichzeitig und ununterbr'Ochen aufzugreIfen, und zwar nach emhe~thchem 
Plan, bei dem schon die Zentralbehörden die v,erschiedenen W,ege aufemander 
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abstimmen. Die Koordinierung muß sich bis in die letzten Glieder der Ver", 
waltung fürtsetzen. 

Die Sicherheit des Verkehrs ist zunächst eine Frage des Straßenbaues und der 
Kraftfahrzeuge. Das Y,erkehrsvolumen ist dem Straßenvülumen und die Größe 
der Fahrzeuge ist vielfach dem Straßenzustande davüngelaufen. Das Gleich", 
gewicht muß wiederhergestellt werden. Auf diesem W,ege wird \Vestdeutsch" 
land nur langsam weiterkümmen. weil für den Straßenbau nicht genug Geld 
und Arbeitskräfte zur Verfügung stehen. Wie die Verhältnisse in den USA be" 
weisen. besteht aber keine Hoffnung. daß eine Verbesserung der Straßen allein 
ausreicht. den Verkehrstüd zu stüppen. 

Billigeren und schnelleren Erfolg bringt die Arbeit. die in den USA !die Verkehrs" 
ingenielwe leisten. Y'Ün amerikaniseher Seite wird behauptet. daß dort. wo diese 
Mittel von Sachverständigen angewandt werden . .oft nur einige hundert Düllar 
nütwendig sind. um Verkehrsunfälle zu vermindern oder 'auszuschalten. Die 
Technik der Sicherung des Straßenv,erkehrs muß in Deutschland mehr in das 
Blickfeld der Hüch'sch'ulen und Ingenieurschulen gestellt werden. 'Sie ist zu 
einer Wissenschaft für sich geworden und darf nicht mehr als ein nürmales 
Dezernat einer. Kreisverwaltung. des Straßenbaues oder der 'Polizei angesehen 
werden. Haben unsere Straßenverkehrsbehörden. insbesündere in den ländlichen 
Bezirken. Kräfte. die den Aufgaben gewachsen sind? Die mittleren Instanzen 
der Y,erwaltung müßten wenigstens <einen Y,erkehrstechniker haben. der ins" 
besonder,e den kleinen Städten und ländlichen Gemeinden 'bei der Behebung 
ihrer Yerkehrsnöte helfen könnte. ' 
Eine große Hilfe für die Lösung der Verkehrsschwierigkeiten. die in Deutschland 
bei weitem n'Och nicht ausgeschöpft ist. ist die Bemalung der Straßen mit Fahr" 
linien verschiedener Art. Schün in dem sehr bescheidenem Umfange. in dem diese 
vürhanden sind. geben sie dem Kraftfahrer eine geschätzte Sicherheit. Das Syst,em 
ist als tragender Pfeiler für die Sicherheit des Verk'ehrs in Anlehnung an ameri" 
kanische Ymbilder insbesündere in den Städten weiter auszubauen. 

Gefahrenquellen erster Ordnung sind in Deutschland die Ortsdurchfahrten. Die 
Gefahren ließen sich hier verringern. wenn man für die Hauptverkehrszeiten in 
Ortsdul:chfahrten das Parken - nicht das Auf" und Abladen vün Gütern - mehr 
verbieten würde. um sü größeren Platz für den fließenden Verkehr zu gewinnen. 
Parkverbüte und "beschränkungen müssen durch Bereitstellung vün Parkmöglich" 
keitenabseits der Straße 'Cl"träglich gemacht werden. 
Der Verkehr muß ge 'Ordnet und in gleichmäßigen Fluß gebracht werden. Dazu 
gehört nicht nur. daß Fußgänger und Radfahr~r tunliehst vüm Fahrdamm auf 
besünder,e Wege verwiesen werden. daß zur Kreuzung des Fahrdammes genügend 
Ueberwege bereitstehen. auf denen der Fußgänger eindeutig den Ymrang hat 
und daß der langsame Verkehrsteilnehmer dazu gebracht wird. die äußerste rechte 
Fahrbahn zu halten. Auch die Geschwindigkeit der Verkehrsteilnehmer muß. 
süweit möglich. einander genähert werden. Die Lkw müssen schneller werden 
und die Kr.1ftwagen und Motorräder gehalten sein. eine für die deutschen Stragen" 
verhältnisse tragbare Höchstgeschwindigkeit nicht zu überschreiten. In Deutsch" 
land ist die Frage der Geschwindigkeit dürt. wo diese unterhalb der maximalen 
Grenze liegt. also in Ortsdurchfahrten und an besünderen Gefahrenpunkten. 
z. Z. nicht überall glücklich gelöst. Die Begrenzung der Höchstgeschwindigkeit 
auf 40 kni je Stunde ist 'Oft zu knapp bemessen. Es ist untunlich. Geschwindig" 
keitsgrenzen aufzustellen. die tatsächlich nicht gelten und nicht durchgesetzt 
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werden. aber die meisten Kraftfahrer zu Verkehrssündern machen und ihnen auch 
den Respekt v'Or anderen Y,erkehrsbestimmungen nehmen. 
Die Sichenmg des Verkehrs ist dne Erziehungsaufgabe an mehr,eren Millionen 
Menschen aller Schichten und Altersstufen. Träger der:Aufgabe ist in ,erster Linie 
die Verkehrspülizei. Die Anfürderungen an den Yerkehrspülizisten 'in bezug 
auf Persönlichkeit und Ausbildung können nicht hüch genug sein. Ebensü wie 
es in den USA allgemein angestrebt wird. muß der V,erkehrspolizist aus der 
Masse der übrigen Polizei herausgehüben und als ,eiJ;l besonderer Typ 'entwickelt 
werden. Höher,e Ansprüche und schwer,er Di:enst rechtfertigen entsprechende 
Besüldung. Diese qualifizierten Beamten müssen zu EinsatzkomIn:~ndüs .zu" 
sammengefaßt werden. wirklich an den Y,erkehr herankümmen und durf,en mcht 
ihre Zeit mit untergeürdneten Arbeiten verbring,en. Gegen Mißachtung der 
Regeln im fließenden Verkehr müssen sich die Angriffe d~r Pülizei in 'erster ~inie 
richten. Dabei muß man sich darüber klar werden. W'O dles,e Regeln am meIsten 
übertreten werden - auf der Autübahn. im Stadtverkehr ,'Oder im ländlichen .Be" 
zirk -, um hier anzusetzen. Di:e technische Ausstattung der P'Olbel. die: i,m 
"fließenden Verkehr tätig ist. kann nicht weit genug verbessert ,werden. Daß man 
auch alle Veröffentlichungen über die Polizeitechnik der '(JSA verf'Olg,en muß. 
ist daher n'Otwendig. Die dort im Gebrauch befindlichen Handbücher. für den 
P'Olizeidienst und alle nur erreichbaren Dienstanweisungen süllten auf Ihre ver" 
wertbaren Gedanken hin durchgeprüft werden, ebenso wie dieses bereits für das 
Gebiet des Yerkehrsingenieurs ,empfohlen wurd.::. 
Die Erziehung der Kraftfahrer zum vorschriftsmäßigen und rücksichtsvollen 
Eahren und aUer übrigen Y'erkehrsteilnehmer Hegt weiter bei den Yerkehrs" 
gerichten. Die amerikanische Verkehrsrechtspfleg,e ist unkümpliziert und u~" 
pr'Oblematisch. aber zielstrebig. Man scheut sich nic~t •. auszusprecher:' da!~ dIe 
Beachtung der Y,erkehrsbestimmungen unter polizelhchem und ger~chthch:em 
Druck erzwungen werden muß (traffic law ,enfürcement) und daß dte Druck." 
mittel schärfer ,'Oder daß andere Druckmittel anzuwenden .sind. wenn die Yer" 
kehrsunfälle steigen. Im Landesdurchschnitt gesehen. werden alLerdings nicht 
viel mehr Strafen ausgesprochen als in Deutschland. Die Strafen überschr,eiten 
auch nicht den in Deutschland üblichen Rahmen. Sie wirken aber p~ychülügisch 
besser, weil sie der Tat unmittelbar f'Olgen und weil kein übersetztes R'echtsmittel" 
system die H'Offnung läßt. daß sie ganz 'oder teilweise wegproz'essiert ~erden 
können. Sie sind auch besser "gezielt". indem sie mehr die Y,erfehlungen Im be" 
wegten Verkehr bzw. die Erledigung v'On Verkehrsunfallsachen betreffen. 
Die amerikanischen Verkehrsgerichte sind nicht .einfach auf deutsche Y,erhältnisse 
übertragbar. Sie zeigen extreme Züge. ebenso, wie auch die deutsche Strafrechts" 
pflege die äußerste Grenze bestimmter Gedankengänge ,erreicht und alLe ,vor" 
und Nachteile ,üHenbart. die einer auf die Spitze getriebenen rechtsstaathchen 
Entwicklung anhaften. Jetzt. wü Deutschland voll in das Autümübilzeitalter 
'eingetreten ist. ist es an der Zeit. sich darüber Giedanken zu /machen, üb der 
deutsche Strafprozeß der Polizd den nötigen Rückhalt 'bei der Sicherung des 
Straßenverkehrs geben und durch ihn der nütwe~dige ~eitr.ag im ~ampf ~egen 
den Verkehrstüd geleistet werden kann. Y,erkehrssunder smd zum weItaus grüßten 
Teil keine Kriminellen wie Diebe und Betrüger. Das mag für bestimmte Tat::: 
bestände - Fahr,erflucht, Trunkenheit am Steuer, rücksichtslüses Fahren ,usw . .....:.. 
gelten. Im alIg,emeinen ist 'es aber sü. 'daß auch der beste Bürger plötzlich als 
Kraftfahrer in 'ein Strafverfahren verwickelt werden kann und daß er schün des" 
wegen bis zum äußersten kämpft, um· nicht mit kriminellen P,erSünen über iCin'<!n 
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Kamm geschoren zu werden. Diese Eigenart vieler Verk'ehrsstrafsachen hemmt 
eine verschärfte Anwendung der Strafen, wenigstens tut sie dies<!s oft im kon" 
kreten Falle. Eine zweite Eigenart der Y'erkehrsstrafsachen list, daß sie im großen 
Umfange anfallen und in Zukunft nochi stärker anfallen werden. Mit einer solchen 
Häufung pestimmter. Tatbestände, meist in der Schulform der Fahrlässigkeit, hat 
bei der Gestaltung des Strafprozess'es niemand rechnen können. Als dritte Eigen" 
tümlichkeit vieler Verkehrsstrafsachen ist festzustellen, daß bei ihnen das Gleich;:: 
gewicht zwischen Schuld und Folgen steht. Es 'ereignen sich täglich viele Tausende 
von schuldhaften Y,erkehrsverstößen, die -ohne jeden Schaden bleiben und nicht 
einmal strafrechtliche K-onsequenz,en nach sich ziehen. W,enn es der blinde Zu;:: 
fall aber will, knüpft ,er an ein ,leichtes Versehen das schw,erste Unglück. Für 
alle diese neuzeitlichen V'Ürgänge aus dem Bereich des Straßenverkehrs stellt 
das deutsche Recht dnen Strafpr'Üzeß zur Verfügung, der in seinen Grund;:: 
gedanken v'Ür vielen Jahrzehnten ausgebildet wurde und vorwiegend auf krimi" 
neHe Tatbestände zugeschnitten ist. 
Das heutige Strafverfahren ist, auf den Verkehrssektor angewendet, mit der Ent" 
wicklung der Zeit nicht mitgekommen und viel zu umständlich. Ein Vorfall, 
der sich auf der Straße 'ereignet hat, muß tatsächlich aufgeklärt und rechtlich ge" 
würdigt werden. Das sind in Unfallsachen die beiden Aufgaben der Y,erkehrs;:: 
gerichte. Währ,end bei den amerikanischen Verkehrsgerichten das Tatsächliche, . 
das Praktische und als Ziel die Sicherung Jes Straßenverkehrs im Mittelpunkt 
stehen, läßt die deutsche Art des Prozessierens den Vorgang 'Üft zu leinen Streit 
um Rechtsfr,agen werden. zu dem Zeitschriften und Kommentare .einen beacht;:: 
lichen Beitrag liefern. Die unter,en Y,erkehrsg,erichte geraten dadurch in <eine 
falsche Blickrichtung. Fast noch lauter als die Forderung nach dem im Yerke:n' 
erfahr,enen,entschlußfreudigen und praktischen Richter ist gelegentlich bei der 
Besetzung der Strafkammern der Ruf nach dem revisionssicheren Richter, der 
ein Urteil so absetzen kann, daß ,es allen Angriffen der R,evision standhält. Die 
Lage wird dadurch weiter erschwert, daß das R,evisionsverfahren, ursprünglich 
ein Mittel zur Wahrung der Einheit und der Fortbildung des Rechts, im Laufe 
der Zeit zu einem normalen Rechtsmittel geworden ist, das viele Angeklagte an;:: 
wenden. ' 
Die Y,erkeh-rsstrafpmzesse dauern auch zu lange. Es ist nicht ungewöhnlich, 
daß 'ein mittlerer oder schwerer Verkehrsunfall, wenn alle Rechtsmittel aus;:: 
geschöpft werden, vom Vorfall bis zur Rechtskr,aft des Urteils 1-11/2 Jahre lang 
die Gerichte beschäftigt. Damit ist dann aber ,erst ein TlCil d2r. Angelegenheit er;:: 
ledigt, denn das Gnadenverfahren, die Strafvollstreckung und der Zivilprozeß 
mit seinen Instanz,en, in dem der ganze Y'Ürgang nicht selten noch leinmal von 
Grund auf aufgeführt wird, folgen noch. Diese Art des Prozessiel'ens biedeutet, 
daß der Angeklagte -lange Zeit in Spannung und Aufr'egung gehalten und untier 
dem Druck des Verfahrens zu großen Geldaufwendungen für "seinen Prozeß" 
veranlaßt wird. 

Eine Aenderung der Verhältnisse ist schwierig. Es wär.e aber vorteilhaft, wenn 
in Zukunft die kleinen Yerkehrsstrafsachen, die beim Einzelrichter beginnen, 
in einem ähnlichen Verfahren ,erledigt werden~ wie es für die kleinen Zivilstreitig" 
keiten bereitgestellt wird. Als AusgLeich für den Fortfall der Reviskmsinstanz 

, könnte ,die Kleine Strafkammer, die z. Z. mit 1 R~chter und 2 Schöffen besetzt ist, 
mit 3 Berufsrichtern und 3 Schöffen besetzt werden. Es beständen auch keine 
Bedenken dagegen, daß Fragen von gnmdsätzlicher Bedeutung mit Zustimmung 
des Gerichtes noch an das Oberlandesgericht her<lngietrag,en 'würden. Damit 
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wäre ein kurzer und guter Weg geschaffen, auf dem die Masse der kleinen Sachen 
behandelt werden könnte. Die Prozess'e würden abgekürzt, aber bei der besser'en 
Besetzung der Strafkammer nicht schlechter ,entschieden werden. 
Y'erfehlungen gegen die Ordnung des Straßenv,erkehrs, die keine gfioßen Folgen 
gehabt haben und nicht schwe"rer Natur sind, müssen in noch größer,em Umfange 
erfaßt und mit einfachen Maßnahmen - polizdlichen Verwarnungen oder ge;:: 
richtlichen Strafverfügungen - beantwortet werden. Eine Y,erschärfung der 
Strafen erscheint auf dem Gebiete -des Y'erkehrs nur berechtigt, soweit ,es -sich 
um Tatbestände, wie Trunkenheit am Steuer, Fahrerflucht, bes'Onders rücksichts;:: 
loses Fahren und ähnliche, handelt. Die Vermehrung ,der Strafen ist aber idring~nd 
geboten. Den Maßnahmen gegen die kleinen Y,erkehrssünder ist dabei ;der 
Charakter einer kriminellen Strafe tunliehst dort zu nehmen, wo -ein ,ethischer 
Vorwurf nicht berechtigt ist. 
Es müssen neue Methoden der gerichtlichen Y,erkehrserziehung ,entwickelt. 
werden, die der Eigenart der Y,erkehrsdelikte bess,er ,entspr,echen als die Strafen, . 
die noch heute im Mittelpunkt der R'eaktionauf die Y,erkehrsverfehlungen stehen. 
Seit dem Jahre 1952 ist neben der Strafe als M<lßregel der :Sicherung die Ent;:: 
ziehung der Fahrerlaubnis möglich, wenn der Y'erudeilte sic~ durch die Tat als; 
ungedgnet zum Führ'en v'on Kraftfahrzeugen erwiesen hat (§ 42 m StGB). Von 
der Entziehung der Fahrerlaubnis wird wenig Gebrauch gemacht. Das liegt d<!ran, 
daß sie als Maßnahme ne~en einer Strafe vorgesehen is~, zum Teil auch in der 
allgemeinen Formulierung des Entziehungstatbestandes. Hierdurch sind erheb" 
liehe juristische Streitfragen entstanden, und die Gerichte sind g,ezwungen, den 
Täter allgemein zu werten. D~ese Umstände haben im Erg,ebnis zu einer milderen 
Gerichtspraxis geführt als sie erwartet wurde. Di:e Möglichkdt der Entzi,ehung 
der Fahrerlaubnis muß erweitert werden. Di,e Maßnahme muß befristet oder 
für dauernd ,allein ausgesprochen werden können. Es ist wdter notwendig, sie mit 
Strafen wegen bestimmter Delikte od;er von bestimmter 'Höhe ,oder mit der 
Häufung bestimmter Strafen als Nebenstrafe zu verbinden. Es niuß4ritten~ er" 
möglicht werden" daß die Entziehung der Fahrerlaubnis nur dem Zwecke dient, 
auf den Kraftfahr·er einen Druck <luszuüben, seine -Fahrtüchtigkeit zu verbessern. 
Schließlich muß in 'einem Nachverfahr,en di,ebefristete ,oder dauernde Entziehung 
des Führerscheins ausgesprochen werden können, wenn 'e-in Kraftfa.hrer d~rch 
wiederholte Verfehlungen, auch wenn sie ,ohne große Folgen g,ebheben smd, 
seine technische 'oder moralische Unfähigkeit zum Fahfien ,eines Kr<lftwagens 
bewiesen hat. Dieses Nachv,erfahr·en ist durch die Staatsanwaltschaft vor dem 
ordentlichen Gerichte zu betreiben, weil bei dies'en Behörden ,erfahr>ene Kräfh' 
zur Beurteilung von V,erkehrsvorgängen bereitstehen und zweckmäßig die OrcJ.,. 
nung des Y,erkehrs mit strafrechtlichen Maßnahmen im weiter,en Sinne an einer 
Stelle zusammengefaßt wird. 
Auch Verw.altungsbehörden machen von der Entziehung der Fahrerlaubnis (~ 4 . 
des Straßenverkehrsgesetzes vom 19. 12. 1952) nur in g,anz g.eringem Umfange 
Gebr,auch. Der § 4' des Straßenverkehrsgesdz'.'!s ,steht mehr auf dem Papier j<lls ! 
im Leben. Der Grund hierfür scheint darin zu Hegen, daß di,e zur Entz~ehung 
der Fahr,erlaubnis berufenen Straßenverk,ehrsämter nach ihr,er personellen ZU" 
sammensetzung dem komplizierten R"echtsgang und insbesondel'e den an die Ent" 
ziehung sich in aller Regel anschließenden Prozess'en 'vor den Y,erwaltungs;:: 
gerichten nicht gewachsen sind. 
Mit der Entwicklung des Y,erkehrs ttnd des dadurch lentstandenen Bedürfnisses, 
die llnzuverlässigen Kraftfahrer, selbst wenn sie noch keinen gwßen Unfall v,er" 
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--------------­ursacht haben, aus dem Verkehr auszuschalten, hat auch das Strafregist~rwesel 
nicht Schritt gehalten. Voraussetzung für die Auslese (kr unsicheren Fahr~r 'is~ 
eine zuverlässige Registrierung auch der Verkehrstatbestände, die als U eber=, 
tretung mit 'einer Geldstrafe bestraft worden sind. Di!e Sicherheit d;;s Verkehrs 
könnte ,erheblich verbessert werden, wenn auch diese Tatbestände - mit Alts", 
nahme der .Parkverfehlungen und vielleicht 'einiger anderer - im Strafregister 
festgehalten würden. 

Der heutige Zustand, daß Verurteilungen zu Geldstrafe wegen ,einer Debcl." 
tretung in der Regel nicht registriert werden, hat zu der Einrichtung dcr sog 
"Yerkehrssünderkarteien" geführt, in denen überwiegend Uebertretungstat~ 
bestände festgehalten werden. Si'e haben sich aus verschiedenen Gründen nicht 
bewährt. Neuerdings besteht der Gedanke, -ein zentr,ales :Verkehrsstrafregister 
einzurichten. Die Idee, alle aus d;;m Y,erkehr anfallenden Strafen an ,einer Stelle 
zu registrieren, ist wenig glücklich. Diese Stelle würde ,erst dann Bedeutung ge" 
winnen, wenn sie alle früheren in Y,erkehrsstrafsachen 'erkannten Strafenerfaßt 
hätte, ein Zustand, der nur dadurch zu 'erreichen ist, daß sämtliche Strafregister 
des Bundes auf Y,erkehrsstrafen hin durchgesehen und daß diese Strafen an 'das 
zentrale Strafregister mitgeteilt werden. Eine solche Arbeit dauert Jahre und 'er", 
fordert ,erhebliche Arbeitskräfte. Es kommt hinzu, daß durch die Bildung des 
zentralen Verkehrsstrafregisters eine neue recht umfangreiche Behörde entstehen 
würde, zu der der Püstweg länger als bei -einer Dezentralisation der Strafregister 
ist. Schließlich wären auch zur Klärung der Persönlichkeit eines Beschuldigten 
immer zwei Anfragen zu machen, eine an das Strafregister des Geburtsort,es W'egen 
der allgemeinen Strafen und die andere an das zentrale Verkehrsstrafregister 
wegen etwaiger Verkehrsstrafen. Das bedeutet eine wcit,ere Verzögerung d~r 
Verfahren. Alle diese Schwierigkeiten würden v'ermieden, wenn man auch di Q 

aus dem Verkehr anfallenden Geldstrafen wegen einer Uebertretung in die ordent" 
lichen Strafregister aufnähme. Eine ,erhebliche Mehrarbeit der Register würde 
dadurch kaum eintreten, da sich die Arbeit auf sämtliche Strafregister des Bundes 
verteilt uJ?d hier eingearbeitete Kräfte zur V,erfügung stehen. Soweit in d'!l1 

Verkehrssünderkartcien a~lch gebührenpflichtige Verwarnungen der Polizei regj" 
striert werden, mag dieses in der bisherigen Form _. bei dem Straßenverkehrsamt 
welches den Führerschein ausgestellt hat - weitergeschehen. ' 

Ueber die Frage, wie die Verkehrssicherheit durch propagandistische Mittel, die 
den M,enschen von der jüngsten Kindheit bis zum Greisenalter ansprechen, ge" 
bessert werden kann, will ich nichts weiter sagen. Dadurch soll' die Bedeutung 
dereducation, die in den USA an 'erster Stelle genannt wird, ,aber nicht ver", 
ringert werden. 

I ' 
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Buchbesprechungen 
Jahrbuch für F,l1emdell1verkehr. Organ 

des Deutschen Wirtschaftswissenschaft­
lichen Instituts für Fremdenverkehr an 
der Universität München. 4. Jahrgang. 
Heft 1. Winterhalbjahr 1955/56. 

Auch das vorlieg'ende Heft wird günstige 
Aufnahme filll!'en, den~ ,es v'er~ittelt neu~ 
Einblick,e in dl'e erste Junge Wlss,enschaft 

om Fremdenverkehr (vgl. die Besprechung 
r~ Heft 1 des 26. Jahrgangs dieser Zeit-
schrift). 
K n ö p k 'e berichtet über den Betriebs­
abl'echnungsbog,en und s'eine ßedcutung 
Cr das Rechnungswes,en der Fremden­
v~rkehrsbetriebe. Der Direktor des Ve~­
llehrsamtes Köln, Z a n k I, betont dlC 
Nütwendigkeit w:issenschaftlicher Erfor­
schung der BeZl'Cilllnglen l'!'?kn Frdemdh~r 

erk,ehr und Kommu'lla po Itl un sc 1-

;f.ert anscha:ulich den. W,and~l der F!,em­
denv,erkehrswerbung V10n lel,:;er p~lvat-

irtschaftlichen zu .einer offenthche.n 
Angded'e'llheit. C h r ist 1 untersucht dl'~ 
publiko~msstnuktur in 24 bayrischen Frem­
denverkehrsorten und iht1e Abhiingigkeit 
von der' Art des Fl'emdenverk,ehrs \Ind be­
.timmten StandortfaktlOrlen der Fremden­
~,erk'ehrslOIte. Ausgiebig wird di,esesmal 
über di'e Marktfmschung im Fremdenver­
kehr g,eschrieben, und zwa~ ,,:on K,o c h 
allgemein übe.r d::l geg~nwarbgen Stand, 

"hr,end H ,a In uber die MarktplJobleme 
. "d:r österreichischen Heilbäder und Ku~­
orte wertv,olles Haterial liefert. ~uch d~e 
Darstellung von H a.r tm an n uber dl'e 
PlJob1ematik der Bestimmungen von Kauf­
kraftparitiit'en im internat10nalen Frem-, 
denv,erkehr verdient Heachtung. 

Pnof. Böttger 

Zehn Jahre WiederalUfbau bei der Deuf­
sehen Bundesbahn 1945-1955, heraus­
g.egeben vom Press'edienst der Haupt­
~erwaltung der Deutschen Bundesbahn, 
frankfurt. Carl Röhrig-Verlag, Darm­
stadt. 

Di,e V10rliegende Bl'oschül'e ,enthält ,e~nen 
Bericht' der Deutschen Bundesbahn uber 
ihne nach dem Kriege g,eleistefe Wieder­
aufbauarbeit. In ihr kommen b~l'u~ene 
Fachleute der Bahn zu Wort, die uber 

Dg.6 

Wiederaufbau und Neuorganisat1on auf 
den v,erschiedenen Sektoren des Eisen­
bahnwes,ens in einzelnen i\hhandlun~~)l 
Rechenschaft ablegen. 

Die anfangs 'lInübers'ehbaren Poob\.ell:,e, 
vor die sich die Eisenbahn nach Em­
stellun<; der f,eindseligkeifen gest'ellt sah, 
werder;'" noch einmal .aufgerlollt, und ihre 
Entwicklung wird bis zur Geg,enwart v,er­
folgt. Um die Leistung,en:zu unterstr'eichen. 
die' sdtdem VDn der Bahn erbracht wor­
den sind, wird an die Zerstörungen er­
innert, die von k'einem anderen Verkehrs­
mittel in dem Ausmaß lmd in der Schwere 
zu tragen waren, wie gerade vo~ der 
Eisenbahn. Es wird die R,echtsunslcher­
heit, die Zerreißung ~,es Verkehrsgebides, 
der Mandel an Material und Personal und 
schließli~h d!:r Weg geschildert, der ein­
geschlagen 'V1tlrde, um dieser Probleme 
Herr zu werden. 

Die Schrift behandelt nicht allein den 
Wiederaufbau des Bundesbnhnupparate,s, 
sondern sie geht auch uuf die struktu­
rellen Umschichtung,en im Verkehrswesen 
dn die mit der wirtschaftlichen Gesun­
dl1~g der Buudesl'epublik in nie geahnter 
Schürfe zutage trat'en;· Es wird. desh~lb 
auch auf die ander,en Verkehrsmittel hm- , 
tlewiesen, mit deren Wiederaufbaut,empo 
~he Bundesbahn nicht Schritt ha1t~n 
konnte, denen gegenüber sie sich aber Im 
Wettbewerb zu behaupten versuchte . 
Heronf wird, daß beim Wiedera,:fha'll. 
_ wo immer möglich - der techmsche 
Fürtschritt Berücksichtigung findet. uml 
daß in zahlreichen Bereichen Rabona­
Herungen vlor sich gehen, die ·für dk Zu-

, kunft der Bundesbahn erfrtxtliche Aspekte 
offen lass'en. 

Da die 'C1nzelnen Berichte nicht aus einer' 
Feder stamm'en, gelingt ,es nich.t, d,er 
Schrift eine einheitliche K,onz'epÜlon zu 
verleihen. Einzelne überschnei?'llngen und 
Wiederholungen hätten sich Jedoc:l v.er­
meiden lassen. Dafür gehen die relch~lc~l. 
illustriert'en und teilweise ,durch staflstl­
sches Haterial ergänzten A?handlun~.en 
sehr ins Detail und g,eben ,eme.n vorzug­
lichen überblick über das bisher .Ge­
leistete und die voraussicht!iche W~lt~r­
entwicklung auf den versc1l1edenen fell­
gebieten. 
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Der Anhang 'enthält MlOn,ographien ver~ 
schiedenster Lieferfirmen der Bundesbahn 
mit Hinweis·en auf deren ß.eteiligung am 
Wiedernufbau. 
Insg.csumt g,es.ehen dne recht ein~ucks~ 
vlOlle Publikation, in der das FaZltJ.us 
10 Jahr'en Arbeit gez,ogen wird. 

Dip1.~Kfm. Eversmeyer 

Dr. W. M. F:r h r. v. Bis s in g: Verkehrs­
p,olitik. Eine Einführung. Walter de 
Gruyter & Co., BerUn 1956. 

Verfass·er behandel t in sein·er "Einführung" 
die HauptpflObleme der einzelnen. V'er~ 
kehrsträger (Der Verkehr auf den Schlenen~ 
wegen, der V'erkehr auf der Landstraße, 
der Verkehr auf den Binnenwasserstraßen, 
der V,erkehr auf dem Mle,er, der L'llftver~ 
kehr, PoQst~ und Nachrichtenverkehr) in 
anschaulicher, allerdings knapper FlOrm. 
Umrahmt wird dies,er HallP.tt.eil des Buch~s 
von dner Einleitung und 'einem Schluß~ 
kapitel, in der einige Pmbleme des :x'esens 
des Verk'ehrs, seimer Einheit und dIe Auf~ 
gaben der Verkehrspolitik angedeutet wer~ 
den. - Im Text sind zum Teil recht neue 
Zahlenübersichten, die - zusammen mit 
3 Karten und 10 Scha:llbildern - im An­
hang ihre Fmtsetzung finden. 
Eine Darstellung der Grundzüge der Tarif~ 
politik der Montan~ Un!.'<>n s,o;vie. eine 
tabellarische übersicht uber dIe bIsher 
vorhandenen Integrafi,~spläne .des we~t~ 
'CllflOpäischen Verk,ehrs sllld sehr mstrukflv. 
M~an muß sich bei der Lektüre v'or Augen 
halten, daß es sich um eine "Einführung" 
handelt. Als s,olche kann sie dem Les,<!r, 
der sich mit dem Verkehr zu bebss<!ll 
wünscht, eine ·erste V'orstellung VoDn den 
'einzelnen Verkehrstriigern, ihrem Wes'en, 
ihren Aufgaben und ihren Abhiingigkeiten 
vermitteln. 
Beachtung verdient die Tatsache, daß d·er 
Verfasser alle PrlObleme des V,erkehrs 
unter dem Blickwinkel der "Ernhdt des 
Verkehrs" sieht. Diese Akzentuierung 
verleiht dieser Einführung in die GJ)lll1d~ 
tatbestände des V'erkehrs ihJ)e eigentliche 
ß.edeutung. Dr. Seidenfus 

Kr i,en, Dr. Er i eh, und S ehmid ~ 
L 0 ß b erg, Rechtsanwälte: AlIg.emein.e 
Deutsche Spediteurbedtngungen (ADSp) 
und Speditions- Illnd R,ollfllhr-Versiehe­
rnngssehein (SVS/RVS). Heft 6 der 
"Verkehrswirtschaftlichen Schriftenreihe 
der DVZ / Deutsche V.erkehrs~Zeitllng", 
1956, XIj176 Seiten, brosch., Preis 7,20 
DM, Deutscher Verkehrs~Ver1ag GOI m. 
b. H., Hamburg. 

Die ADSp bestehen fast drei Jahrzdlllte. 
Man darf wohl sagen, daß sie sich bewährt 
haben. Auftraggeberschaft 'und Sp~diti'0D.s~ 

<lewerbe haben sich auf der Basis der 
ADSp zusammengefunden und bekennen 
sich gern zu ihrem Vertragswerk, das UlUch 
in anderen Staaten Beachtung gefunden 
hat. Die vlOrliegende Veröffentlichun!~ ist 
für den praktischen Gebrauch b~stimmt. 
Der T,ext der ADSp ist mit in Stichworten 
'\eordneten Erläuterungen kommentiert. 
Eine Auseinandersetzung mit abwc:ichen­
den Rechtsauffassungen ander'er Autoren 
ist nicht 'erfol<lt. Das sollte auch nicht 
Sinn dieser V~röffentlichung sein. V~el~ 
leicht begli.icken uns die Verfasser dem~ 
niichst mit dnem ausführlichen K'omtl1Jell~ 
taro Sie haben das Zeug dazu. 

Prof. Böttger 

All!}emeil1'e ß,eHirder·ungsbedingung.en für 
den gewerblichm Güternahverkehr mit 
Kr,aftfahrzellgelll (AGNB) mit einer ~in­
fijhl.'Ung und Er1üuterun~en von Dr. Jllr. 
Dietrich Balfanz, 36 Selten, DIN A 5, 
kart., 3,- DM. Kirschbaum Verlag, 
Bielefeld. 

Verladerschaft und Transportversicher'er 
habett g'emeinsam m.it dem Gütern:ahv.er­
kehrsgewerbe die AGNB v.erfaßt. Sie sl.nd 
damit dem Verfahren geflOlgt, das SIch 
schon früher bei der Aufstdl'llng der All~ 
'\emeinen Deutschen Spediteurbeding'llngen 
(ADSp) bewährt hat. Die AGNß sind ins~ 
besondere deshalb zweckmäßig, weil die 
gesetzlichen Vorschriften des BGB und 
des HGB im ""eseIltlichen nur den Charak­
ter von RahmenV10rschriften haben. Des­
halb ist die Abfassung ,eingehenderer Vl()r~ 
schriften für di<e Abwicklung der Fracht­
geschüfte im Güternahverkehr durchaus 
geboten. Zugleich ist damit die Möglich­
keit gegeben, eine V,ersicherullg des Güter­
nahverkehrsunternehmers gegen Haftungs­
ansprüche des Auftragg,ebers oder Emp­
fängers für Güterschiiden und Vermögens~ 
schäden zu verbinden,für die bislang eine 
gesetzliche Pflicht noch nicht besteht. 
Man wird zuniichst praktische Erfahrungen 
sammeln müss'eu, tUrn später eine ein~ 
gehendere Kjommentioerung der AGNB V1or~ 
nehmen zu können. Prof. Böttger 

Leitfaden für die Berufsausbildung des 
Spediteurs (2. Teil) von Wilhelm wrel1Z, 
Heft 8 der "Verkehrswirtschaftlichen 
Schriftenr,eihe der DVZ / Deutsche V,er~ 
kehrs~Zeitung"; 1956, 252 Seiten, Preis 
8,20 DM; Deutscher Verk'ehrs-Verla~ 
G. m. b. H., Hamburg. 

In übersichtlicher Wds,e werden zunächst 
die wichtigsten Inhalte der Gesetze, Ver­
ordnungen und Erlasse über das Zoll­
wesen behundelt, besonders auch in Hin­
sicht auf die Vmschriften der Ein~ und 
Ausfuhr. Sodann wird über die gesetz­
lichen Bestimmung,en Illnd die Vertrags~ 
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bedingungen des Transport~ und Lager­
versicherungsgeschiiftes Auskunft geg,eben. 
Aus der Darstellung des Akkreditiv~ 
Geschäftes ist di.e von der' Fedl~r lücm 
Internationale des AsslOciaüons de Trans~ 
porte urs et Assimiles geschaffene in~e~~ 
nationale Speditellr~übernahme~B-eschelll1-
gung (Forwarding Agents Certifieate lof 
neceipt) herv'Drzuheben .. Dieses Dokument 
wird eindehend behandelt. 
Für die'" Außenhandelsgeschiifte ist die 

, Kenntnis der internati>onalen Hande1s~ 
klauseln wichtig. S1e führen die ß.ez'eich~ 
IHlI1'\ Inooterms ~" International Gommer~ 
ciul "'Terms. Die Trade~Terms sind .eine 
Zusammenstellung der in den 'einze1~e? 
Ländern anerkannten Usancen. Dieser 1'ell 
des Buches wird sicherlich von vielen 
Lesern beslOnders begrüßt werden. Schließ~ 
lich werden die Begleitpapi·ere ,für inter~ 
nationale TransplDrte wie. die Konsulats~ 
fakturen, die Zollfaktur,en und die Ur~ 
sprungsz,eugnisse bespr1ochen. 
Die Schrift ist als Lehrbuch gut geeignet. 

Pmf. Böttger 

H. R 0 g man n: . Verkehrsroonjunktur 
und langzeitlicbe Dynamik in der v'er­
kehrswirtsch~aft. Buchreihe des Instituts 
für Verkehrswissenschaft an der Uni~ 
versWit Köln, Heft Nr. 10. Verkehrs~ 
Verlag J. Fischer, Düsse1dorf, 1956. 

Verfasser stellt einleitend U. E. sehr zu 
recht fest, "daß 'es bis h~ute in Deutsch~ 
land eine' eigentliche ThelOrie des Ver~ 
kehrs im modernen 'Und umfassenden 
Sinne des Wortes nicht gibt". (3) Insbe~ 
sondere die dringend dner gen auen Unter­
suchung harrenden Pmbleme der V,er~ 
kehrsklonjunktur finden kaum eine l1en~ 
nenswerte Beachtung, und ,es zeigt sich, 
daß a:uch die V~elzahl der Kl()njunktur~ 
theorien, die sich mit den Schwankungen 
im' Wirtschaftsablauf hefassen, diese Fra~ 
gen nicht beriicksichtigen. - Das zeigt 
sehr deutlich dne umfassende übersicht 
über die allgemeinen 'Und spezi.ellen For~ 
schungen zm VerkehrsklOnjunktur (15 H.,) , 
aus der hervmgeht, daß lediglich das 
deutsche Institut für Wirtschaftsf,orsc1mng, 
München, und das nhein,,~W,estfälische In~ 
stitut für WirtschaftsflOrschlltng, Essen, 
derartige Untersuchungen v'ornehmen 
diese Jedoch nur geleg,entlich IOder we11l~ 
periodisch, s'o ill1 ,e~nem für di·e Erarbei!.ll"g 
echter V,erkehrsdmgnlOsen lIlur unzlllang~ 
lichen. Mass,e, abgesehen von dem Ho-
Schnelldienst. ' 
W'enn man ,auch der Auffassung sein m~lß, 
daß die V,erkehrswirtschaft, obwohl Glted 
"sui generis", innerhalb der V()lkswir!~ 
schaft slOeng (kausal und fllnkti.onal) nut 
den übrigen 'VlOrgiing'en d~s Wirtschafts~ 

geschehens v,erknüpft ist, daß das Kon~ 
junkuurgeschehen auf dem Verk'ehrsmarkt 
unlösbar mit der aUgemeLnen wirtschaft~ 
lichen Wirtschafts dynamik v,erknüpft ist, 
so empfiehlt 'es sich den11loch, wie Verfns~ 
ser r.echt iiberz~ug'end nachweist, "im In~ 
teresseeiner klaren Erkenntnis der Zu~ 
sammenhiinge" "Verkehrsk,onjllnktur und 
langzeitliche Verkehrsdynamik als eigenes 
Be,obachtungs~ 'Und F'orschungsg,ebiet -
zu behandeln." 
"Das pJ)oblem" selbst ist indiskutabel: 
lOhne ausreichende Verkehrsl{iQn.jllnkt'llr~ 
fmschu'l1g keine ,eriiolgreiche Inv'estitions­
politik im Verkehr. So könnte mun es zu~ 
<lespitzt f'ormulieJ)en. Die Langfristigkeit 
der InvlestitilOnen f'ordert <eine Berücksich~ 
tigung der Inngzeitlklren Entwic1d.L1ngs~ 
und Umschichtungsproz·esse in der V,er~ 
kehrswirtschaft. 
Ganz beslondere Aufmerksamkeit weiß der 
Verfasser durch die Wiedergabe der Ant~ 
worten dreier Institute für Wirtschafts~ 
forschung zu wecken, denen er eine Reihe 
\'10n Frag'en v,o~gelegt hat, die sich mit di,~~ 
sem Problem ··befassen. Insbeslondere 1Il 

den abschließenden Stellungnahmen 
stehen Einsichten, deren Lektüre man 
dringend ·empfehlen möchte (48-53).­
Die überlegungen gipf.eln in d~r FlOrde~ 
roung, ,ein Gr,em~um in FlOrm elIles For­
schungsrates zu schaffen, der - lOhne daß 
damit neue Institutionen ins Leben ge~ 
rufen werden, da er sich a:llS den bereits 
bestehenden Instituten für Wirtschafts~ 
fürschung und V'erkehrswissenschaft und 
der verwaltungseigenen V,erkel:rsbeobach~ 
tung zusammensetz'en slOll - dIe Aufgab~ 
hat, "aus der stiindigen Vefbindun~~ VOll 
Experten der V,erk'ehrswiss,enschaft, der 
empirischen Verkehrsf,orschung un1 von 
Wissenschaftlern der verwaltungselgen;en 
Verkehrsbeobachtung insheslonder·e h11l~ 
sichtlich der Verkehrskonjunkturf.orschtlllg 
und der Erfüfsch'llng der langzeitlichen 
Verkehrsdynamik PX10blemstellullgen zu 
entwerfen und durch wissenschaftliche Er­
kenntnisgewinnung der. V'erk'eh:-.sp?litik 
und der VerkehrspraxIs un~rlaßltchen 
Dienst zu erweisen." (56) 
Han darf der Hoffnung Ausdruck ver1ei~ 
hen daß die kleine Schrift, die eine Fülle 
von' Anregung'en und Hinweisen ·enthält, 
die Beachtung findet, die ihr'em gedank~ 
lichen Inhalt angemessen ist. 

. ' Dr. Seidenfus 

H. Uo'gm.ann: Fabrleistungm der 
Kraftfahrzeuge und Straßenverkehr~­
'unfälle Nordrhein-W;estfaloos 1949 bls 
1954. T'echnische 'tmd Volkswirtschnft~ 
liehe Berichte des Wirtschafts~ und Ver~ 
kt>hrsm~nistedums Nordrhein~W,estfnlen, 
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Bei allen Bemühung;!n um dLe Hebun" 
der V,erkehrssicherheit auf dem deutsche;;' 
Str<Ißennetz. insbesondere aber bei der 
!'1essuniJ der Straßennrkehrs'llnfiiJIe und 
Ihrer ~"~lg~n hat sich das Fehlen gedgae­
ter statlsüscher Unterlagen stets als ein 
gr:oßer ':r-1:angel erwiesen: Die Jahresfahr­
IClstu~ge!l der Kraftfahrz~llge aber spie­
leI?: bel ~hesen Untersuchungen als Bezu~s­
gr~ße ;el!!e besonders wichtige Rolle. B.~­
relts 195:> hat der Verfasser in s~iner Ab­
handlung "Die EntfernlungsleistLlIlg.!n d'.!r 
Kraftfahrzeuge des Landes Nordrhein­
W'estfalen und Straßenverkehrsll1nfallent­
wicklung" die Notwendigkeit einer konti­
nl!ierlichen Erfassung . der Jahresfahr­
lelstungen der Kraftfahrzew'e be"riindd 
und die ersten Ergebnisse ;einer"Unter­
s~chllng niedergelegt. Nunmehr ist mit 
HIlfe .. der Ermittlungen d~r Str.aßenver­
kel;rsamter 6ne .. umfassende Repriisen­
taflverhebung moglich und ausgewertet 
worden. die in dnem ausfiihrlichen ana~ 
lysierenden Abriß 'und dnem umfanörd­
chen tabellarischen und !~raphischen ~An­
hang ihren Niederschlag gefunden hat. (Es 
muß noch bemerkt werden. daß allß~r die­
sen Untersuchungen in den nndern Liin­
dern der Bundesrepublik Deutschland 
keine Repdisentativerhebullgen dieser Art 
durchgeführt werden. W,egen der be50n­
deven Verhiiltnisse in Nordrhdn-West­
falen können ihre Er'\ebnisse nicht ohne 
weiteres ·auf das Bun(!esgebiet umgerech-
net werden.) . 

Es werden zuniichst die Jahresfahrleistun­
gen, die durchschnittliche J ahresfahrlei­
stung je Kraftfahrze'llQ und der Kraft­
f~hrzeugbestand (Grwidzahlen. Indexent­
wlddnng 'Und proz.e:nt'llale Veränderungen 
sowie pnozentualer Anteil der einzelnen 
Kraftfahrzeugarten) analysiert. Danach 
flOIgt dne Darstellung der Straßen­
verkehrsunf1ille lund ihrer Folgen. die mit 
den im VlOrangegangenen Teil g,ewonnenen 
Zahlen in Beziehung gesetzt werden. Be­
sonders u'lIfsdüußreich sind dIe Unter­

·suchrungen über die Unfallursachen beim 
Kraftfahrzeug oder dessen Führer. die mit 
denselben Mierkmalsmassen in Bezug ge­
setzt werden. Es zeigt sich hierbei. daß 
folgende Ursachen 'etwa in der neihen­
folge ihrer Hedeut:nug) zu verzeichnen 
sind: Nichtbeachten der Vorfahrt, falsches 
Einbiegen oder W,enden. falsches Über­
holen oder Vorbeifahren. Fahren auf der 
f~lsd~en l~ahrbahn. übermäßige Geschwii1-
dlgkelf, l'ahrer unter Alk!Olloleinfluß. -
Insgesamt kann man f'eststeUen. daß bei 
Unfällen mit Getöteten die Kraftriider mit 
besonders stark ansteigender T,endenz ~Ils 
v.erursachendes M'oment anz:uspr·ech;!n 
s1l1d. Sie stdlen !luch. gegenüber Pkw und 

Lkw. den weitaus größeren Vef'ur­
sachungsanteil bei diesen Unfiillen. 
Angesichts der außer·:}rdentlich groß'::n 
Fiille Materials, die zllsammengetra;ien ist 
muß mlf eine ins Einzeln'.! g'ehende Be~ 
sprechung verzichtet werden. 
Als bemerkenswert bleibt noch zu erwiih­
nen. daß der Verfasser mehrmals darauf 
hinweist. daß auch dL~se M,ethode ill1'e 
Miingel hat und nur innerhalb gewisser 
Toleranzen Ge1tung beanspruchen' --- dies 
ein Hinweis auf d:'e Sorgfiiltigkeit. mit der 
die Untersuchung angefertigt ist. 

Dr. Nelsen 

U. A da m e k: Strnßoowirtscbaftund 
ß.au"erwaltuug, Buuverlug G. m. b. H .• 
Wiesbaden - Berlin. 1956. 

"Die Verkehrsansprüche bestimmen das 
Netz und die Art der V,erwaltlllng" (S'~e­
hohm) -- dieses Zitat. d:ls in der Einlei­
tung der umfassenden Schrift v,on Adam:~k 
zu finden ist. charakterisi'ert den Alls­
gangspunkt: Die Zweckbestimmullg der 
Verwaltungsorganisatkm v·om ök,oll'omi­
sehen Standpunkt aus. 
Logischerweise muß dieser Ausgangsp,mkt 
charakterisiert werd<:n. Der Verfasser 
vollzieht daher zuniichst eine ökonomische 
Analyse. als deren Ergebnis er die Straße 
"als notwendigerweise kollektiv bewirt­
schaftetes Dauergebrauchsgut .:. defi­
niert. dessen Nutzlllngsdarbietung (-a!1.lioe­
hot) den öffentlichen V~rbiinden in Fo;m 
eines V,erbundmorllopols als Pflichtma:1g'~1 
in die Hand gegeben ist." (26). Die Ver­
nachliissigung des Straßenba'lls führt er 
von der Angeb:}tsseite her auf ihre mon.:­
tiirc ErtragsJ.osigkeit tUld der .. Tatsach:~ 
des gleichzeitigen E:gentums der öffent­
lichen Hand am Betdebskollektivgut 
,Schiene' und Ull dem Nllr-Gebrauchs:iut 
Straße", von der Nachfrageseite auf Sen 
"simile-Status der Straßenh.'lttzun" als­
freies Gut" zurück, eine Auffassu~g. der 
man im wesentlichen zustimmen mag. 
Die Darlegung des W·esens, des Umfangs 
und des Wirk,ens der d.:!rzeitigen Verwal­
tung der Landstraßen (im Gegensatz zu 
Wasserstraßen) im Bundesgebiet zddt die 
Aufsplittel'ung der Organisation" der 
gegenwiirtigen Straßenwirtschaft infolge 
der auf verschiedene Gebietskörperschaf­
ten verteil ten Baulastträgerschaft. Di·e ll'uf 
die Landesbehörden konzentrierte Auf­
tragswirtschaft verhindert den Bund. zen­
tralen Einfluß ZiU nehmen, und schließ­
lich wird diese Zerrissenheit' durch die 
Verschiedenheit der FinUllzierungsqlllellen 
noch unterstrichen. Die Folge dieser Or-

'':' 

ganisatiollsart ist eine ,,'Oft siebenfache In­
stanzenberühmng" (Seebohm. 195'3). die 
der Erfüllung der modernen V'erwalultngs­
a~fgaben sehr hinderlich im Weg'e st,eht. 
Bei' dieser Aufgabe geht es ja im Grunde 
um nichts anderes. als um eine Anpas­
sung des Straßennetzes, in technischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht. im Hinblick auf 
den "Umfang. die V.erschiedenartigkeit 
und _wertigkeit des Verkehrs aller (Land­
straßcn-)Strecken" an die Anforderungen 
der modernen Industriewirtschaft (100). 
Verfass.er hiilt fü:- die Lösung dieser Auf­
gabe "eine gemelnSame Verwaltttng aller 
klassifizierten Straßen in der Bundesrepu­
blik durch eine HUl1desanstaIt des öffent­
lichen Rechts" für angezeigt und erörtert 
im Anschluß an diese Forderung ihre Aus­
wirkungen und die Mögli:chkeiten ihrer 
DurchsetzlUng (100ff.). Mit der organisa­
torischen Zusammenfasslmg und Verselb­
ständigung der V'erwalt'llng der klassifi­
zierten Straßen. dem Aufbau eines eIn­
heitlichen Buchungs- und Rechnungs­
wes,ens und >einem wirtschaftlicheren Ein-' 
satz der Finanzmittd durch Vergabe zu 
günstigsten T,erminen sch'~1nen ihm fol­
~ende 'Vortei1e gegeben: Sicherung einer 
stetigen und planmäßigen Wirtschaftsfüh­
rung. J<jonwolle der Wirtschaftlichkeit 
durch, Auftragsüberwachung. termin­
gel'echte Auftragsvergabe. k·ostengerechte 
ßdastung des Straßenverkehrs. plan­
mäßige V,erbesserung der V,erkehrsweg.! 
und systematische Beseitigung der Unfall­
gefahl'en. (Die Problematik einer "koskn­
~el'echten Belastttng des Straßenv'erkd1rs" 
scheint 'uns allerdings nur in außerordent­
lich losem Zusammenhang :mit dem grund­
siitzlichen Anliegen des Verfassers zu 
stehen. das tl.'1Otz s·eines Ök0l10mischen 
Ausgangspunktes vorwiegend ein Organi­
sationspl.'1Oblem mit dfizienzsteigernden 
A'uswirk'llngen darstellt. Daher können 
die B.emerkung'en über die Besteuerung 
des Kraftv.erk,ehrs· (149ff.) als nicht zur 
Sache gehöng unberücksichtigt bleiben.) 
Die Schwierigk'Citen der staats- und v,er­
waltungsrechtlichen Durchführung seines 
Vorschlags sind dem Verfasser bekannt. 
insbesondere der Einwand. daß Straßen 
öffentliche Sachen im Gemeingebrauch 
sind, die ni<::ht durch eine Anstalt verwal­
tet werden können. Die Dedukti:}n des 
V,erfassers, mit der diese v·erwaltungs­
rechtliche Klippe aus dem Weg·e geräumt 
werden soll. erscheint uns allzu optimi­
stisch (162/63). 
1'rotz eines leisen Mi!lbehagens. das j~d'! 
Zentralisierung. einer Wirtschaftsführung 
einzuflößen geeignet ist. muß man dem 
Verfasser in seinem Grundanlieg·en voll 
und ganz zustimmen. Das moderne Stra-
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ßenwesen ·erheischt eine moderne Verwal­
tung. die notwendig'erweise nur zentrali­
stisch aufgebaut sein kann. Es darf dabei 
als besondel'es V,erdi'enst des Verfassers 
IIngespl'ochen werden. daß er in sehi über­
legter und gründlicher Wds1e .. sein" Pro­
blem.das heute als "KlOllektivprroblem" 
anzusprechen ist, dargdegt hat. Sicher­
lich dn unüberhörbarer Beitrag, das Inter­
esse "des Wege-Baues. ICiner Anstalt, 
welche ·auf das Beste des Landes einen so 
wesentlichen Einfluß hat" (wie der Ver­
fasser am Schluß seiner Studie Goethe 
zitiert) zu wecken. Dr. Seidenfus 

F r i e d r ich L a n ge n bei n: Hand­
buch des g,ewerbI. Güterlll,ahverkehrs. 
2. Auf!.. Heinrich VlOgel-Verlag. Mün­
chen 2. 195'6. 

In 'einer Zeit, in der die Pmbl'eme des 
Straßenverkehrs mit fortschreitender Dif­
ferenziertheit immer schwieriger über­
schaubar werden, klOmmt diesem Hand­
buch beslOnder,e B.edeuuung zu, Es ist 
Nachschlage- und Unterrichtswerk zu­
gleich. - Daß di,es,es "Handbuch des ge­
werblichen Güter.nahverkehrs" bereits in 
der 2. Auflage her8'usgegeben werden 
mußte. ist B.ewei..<; für seine Beliebtheit 

. und Nützlichkeit:' Neu hin.zug,ekommen 
sind die "Allgemeinen Beförderungsbed:n­
gungen für den gewerblichen-- Güternah­
verkehr mit Kraftfahrz,eugen (AGNB)" • 
ein Abschnitt übet; J<jostenrocchnung. 
KlOstenklOntI1olle. Statistik und Betriebs­
vergleiche. slO\vie v'ermehrte Selbstk,ost'~ll­
rechnungen für die im Giiter.nahverkehr 
anzutreffenden Lastkroftwagen. Lastzüg p 

und Anhlinger, wobei die ÄndeI1ung':!11 bei 
der Kraftfahrzeugsteuer und 'den Treib­
stoffpreisen berücksichtigt sind.. D!e seit 
dem Erscheinen der 'erst,en Auflage 'er­
folgten g,esetzlichen V,erlinderungen (Ver­
kehrsfinanzg esetz, Kraftfahrtv~s;cher ung 
usw.) sind 'ebenfalls ,einbez.og.en. 

So kann das Handbuch ein wertvoller Hel­
fer bei dner richtigen Betriebsrechnung. 
bei der !Ordnungsgemäßen Beachtung d~r 
gesetzlichen Vorschriften und sachklundl­
ger Betriebsführung werdeil!-' 0,etlde im 
Straßenverkdlr hat ,es damlt ,emc beson­
dere Aufgabe ZIll 'erfüllen. Dr. Nelsen 

Dr. Fr i tz Müll er: Straßemnerkehrs-
recht. XIX. Auf 1.. Berlin 1955, Walter 
de Gingter & Go. 

Welche B.edeutung dieses Standardwerk 
vlOn Dr. Müller in der Fachwelt ,erlangt 
hat beweisen allein die nach dem 2. Welt­
kri~(i in ruscher Fülge erschienenen vit! r 
Neu~'l\flagel1. Die Jetzt vorliegende 19. 
Auflage wird 'eingdeitet VIOn den Gesdzes-
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texten des StVG, der StVZO und der 
StVO nebst dner bildlichen Darstellung 
der Verkehrs- und HaltesfelIenz'eichen. 
Im Hauptteil (I. Teil) wird das StVG ein­
gehend behandelt und k:ommentiert. Im 
1. Abschnitt ist der neu'e § 42 m StGB ~tnd 
lIla StPO (Entziehung der Fahrerlaub­
nis) neu eingearbeif'et' worden; in den 
n1ichsten Abschnitten folgen ~ 248 b StGB 
('llnbefugter- Gebrauch von Kraftfahrzeu­
gen 'und Fahrr1idern), das Sachschaden­
haftpflichtgesetz lind al~ Anhang die §§ 
142 und 330 c 'und die Änderungsvemrd­
nung der §§ 315, 315 a, 316, 316 a StGB. 
Im H. Teil .wird die Zulassungs'"rdnung 
und StVO mit vielen QuellenandalH!n ein-
gehend kommenfi.ert. " 
Im Anhang wird gebracht: 

1. Die Ausbildllngsverordnun() und Er-
l1iuter'llngen; , '"' 

2. Das Bundesfernstraßengesetz ; 
3. Das Gesetz über das Straßenwesen 

von 1934 mit Durchführungsvemrd­
'nung; 

4. Das Personenbeförderungsgesetz mit 
Vemrdming über BOKrnft 'lI. BOStrap; 

5. Das Güterkraftverkehrsgesetz mit Er­
läu tem n gen; 

6. '(ewrdnung über di'e Überwachung v;on 
Selbstfahrermietfahrzeugen von 1955; 

7. Das internationale Abkommen von 19'26 
mit Erl1iuterlln()cnund An!aden VOll 
A-F'" " 

8. V,eoordnurig über internati:onalen 
Kraftfahrzeugverkchr von 1934 n'~bst 
Anlagen und Erläuterungen;' 

9. Die Gebühren'ordnung; 
10. V,crordnung über Sachverst1indige für 

dcn Kraftfahrzeugverkehr von' 1940 
und Ergiinzungsvemrdillung vlon 1951; 

J 1. Das Straßcnverkehrssicherungsgesetz 
von 1952; 

12. Garug,enve1'Ordnung von 1939; 
13. Warnlichter an Wegübergiingen; 
J 4. V'emrdnung zur Änderung der Haft­

pflichthöchstsummen im Kraftbhrz':ug-
und Luftverkehr; . 

J 5. Hinweis auf das neue Kraftfahrzeug-
stmterg'cs,etz. 

Diese Übersicht gibt ein Bild von der 
Reichhaltigkeit des Inhalts, des trotz 
knappster Darstellung 1213 Seiten um­
fassenden W'erk'es. Bemcrk'enswert sind 
die umfangreichen Erliiuterungen zu den 
Gesetz'estexten, die zahlreichen Quellen­
an~abe',: 'U!nd die. DarstelLungen der ge­
schichtlichen Entwlckhmg des gegenwärti-

gen Straßenverkehrsrechtes aus liIte!:en 
Gesetzen und Veflordnungen. 
Die entsprechenden inf,ernafi.onalen Be­
stimmungen zu den deutsch~n Verkehrs­
gesetzen sind in die vorliegende Auflage 
I~eu au!genommen worcLm. und ermög­
hchen lllteressante Vergleiche zwischen 

. dem deutschen und dem int'ernational,en 
Verkehrsrecht. 

Es hieße Eulen nach Athen tragen, w»I1te 
man den Wert des Gesamtwerkes und 
seine Bedeutung für das deutsche Ver­
k.ehrsges~~z im Rahn~.en ~Heser Besprechung 
elller knhschen Wurdlgung unterzi'ehen. 
Das Straßenverkehrsrecht von M'üller ist 
ein nicht wegzudenkender Bestandteil des 
deutschen Verk'ehrsrechts, und aUe,. die 
die Neuauflage zur Hand n;!hmen, werden 
dem Verfasser für diese ausgezeichnete 
Neubearbeitung Dank sagen. 'Dr. Nels'en 

K. K a f t an: Der Kampf um die Auto­
bahnen. Geschichte und Entwicklung des 
Autobahng.edankens in Deutschland von 
~:907. bis 19~? unter Beriicksichtigltlllg 
ahnllcher Plane und Bestrebun~~n im 
iibrigen Deutschland. Wigankow-Verlug, 
BerIin, 1955. ' 

In dem vom Verlag der Abhandlung bc.!i­
gegebenen Pmspekt heißt 'es u. a.:· "Mit 
seiner umfassenden Darstellung der Auto­
bahn~l,eschichte in vielen Jahren v'or der 
nationalslozialistischen Usurpati'on dürfte 
der Verfasser die Pflop~ganda-Legende 
Vion den ,Straßen des Fuhrers', die als 
SI?lche teilweise noch bis heutle als ,lOffen­
Sichtliche Schöpfung der Hitlerischen Ära' 
!n den Mein'lt~~en viele~ hemmgeisfem, 
Ihr~s zweckpohflschen Flitterglanzes ent­
kleidet und allein ,ruf das zurückgdtihrt 
haben, was sie in Wirklichkeit sind: die 
gralUliose technische Schöpfung deutscher 
Ingenieure, an deren Werk der Naüonal­
s'OziaIismus nur am Rande t,eilhatte." 
Abgesehen davon, daß niemand je die 
tecJllli~che Leistung des Autobahnbaus je­
mals III Abrede gestellt hat, wohl llber 
hinsichtlich der wirtschaftl'ch~n Beredl­
tigung des .AJu~obahl~baus in den dreißiger 
Jahren 'erhe.b!lche. E11lwendungen gemacht 
werden (fr,elhch lllcht v'on Technikern, dk 
- von der Sache her - zur Disk'llss~on 
dieses Problems nichts beitrag-en können, 
sondern von Nationalökonomen), wird zu 
dieser priit.entiösen Feststellung einiges 
zu sagen sem. 
Der V'erfasser ist legitimiert durch seil1!e 
langjiihrige Tiitigkdt in der HAFABRA 
und deren Nachfiolge-Gesellschaft GEZU­
VOR. Diesem Umstand ist auch die bis 
in die letzten Details genau berichtete 
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Lebensgeschidlfe dieser heiden. V,erdll!e 
zur Vorbereitung von Autobahlllen zu v,er­
dank'en .•• ' ,ein hochinteressanter Rück­
blick auf die Anfänge des AutJobahnbaus 
bzw. dessen Pläne in Deutschland. Es ist 
keine Frage,' daß - insbeslOndere die 
HAFABRA (Verein zur V:orbereitJung der 
A:ut'obahn Hansestädte-Frankfmt-Busd) 
die technischenGI1undlagen für die spät,erle 
Ausgestaltung der Autobahnen Icrarbeit,et 
hat. A:uch auf dem Finanzierungsslcktlor 
versuchte der VeI1ein unter Umgehung des 
~ 13 des Finanzausgleichsgesetzes ' vlom 
9. 4. 1927, der die Erhebung vlon W.ege­
geldern neben der Kraftfahrz'eugst'ooer 
verbietet, den W,eg der Privatin.itiative zu 
gehen ... jedoch lohne Erfolg. - Immer­
hin ist es notwendig, den Ausgangspunkt 
der Arbeit des Vereins zu skizzi,eflen: 
Es war dies der Verfall der dem zuneh­
menden Eigengewicht und der zunehmen­
den Ladung der Fahrzeuge nicht mehr ge­
wachsenen Landstraßen, die eine sechs­
fache Beanspruchung gegenüber frtiher 
tragen mußten. A:us der damn anknüp­
fenden technischen Diskuss10n schiilten 
sielt zwei Gl'uppen heraus; die ,e:ne v,er- . 
trat die Ansicht, daß besser'e allge­
meine Landstraßen gebaut werden müß­
ten, die undel'e sah das Ideal in der Schaf­
fun~ von Nur-Autostraßen. A:us der zwei­
ten Gruppe heraus lentstand 1925 die HA­
FABRA, die 1n den f'Olgenden Jahl'en wei­
tere Pliine für den Ausbau ,eines deut­
schen Autobahnilletzes .entwarf, wobei sie 
"Technische Richtlinien für die Anlage von 
Autobahnen lentwickelte", die der V,er­
fasser ausführlich !ediiutert. V,erkehrs­
politische Frag.en werden so gut wie nicht 
erörtert, ~rundlegende Zusammenhänge 
des gesamtlen V,erkehrsWICsens innerhalb 
einer Volkswirtschaft, öklDllIomische Leit­
bilder, so wi,c sIe z. B. in .einem Inten­
sitiitsgesetz (E. Sax) ihren Ni,ederschlag 
fanden, nicht berücksichtigt. Trotz vieler 
unter allen Umständen anzuerkennenden 
richtigen VlOrstellungen ist auch die HA­
FABRA geg,enüber dem unrealistischen 
Hochgefühl, das den M:enschen zu tiber­
fallen pflegt, der mit dem Bleistift über 
die Landkarte fährt, nicht immun geblie­
ben (s. hi'erzu auch die Flut der Kanal­
baupläne in den zwanziger Jahren!). -

Die Aera n.ach 1933 hat, daran ist nun. 
einmal nicht zu d~uteln, diese Straßen­
baupläne völlig aus ihr,em ökonomischen 
Zusammenhang gdöst. Schienen sie zu­
nächst dn bequemes Mittd, der Arbeits­
l'Osigkeit zu steuern (dies w~ ja schlon 
ein Argument der HAFABRA 1929 - s. 
Einband MitgHedsbuch) und z'llgleiell das 
Prestige zu 'erhöhen (- denn die wirt­
schaftlichen Notwendigk'eiten dnes Aus-

und A:ufbaus des deutschen Straßennetzes 
l'echtfertigten k'eineswegs 'einen kusbau in 
diesem Umfang'e und ohne Berücksichti­
gung verkehrspolitischer Klcmseqwen­
z,en! --), so wurde ihr,e ErstelLungen spii­
ter in wesentlichem M:aße von militärpoli­
tischen und r,egierungspolitischen (immer­
hin. ,ergeben sich in eilller Diktatur be­
kanntlich besonder'e Kontmllpr'obleme!) 
Zielsetzungen beherrscht. DIeSle Tat­
sachen nun sind durch di,e in manchen T'ei­
len aufschlußreiche . und durchaus zu bi.!­
grüßende Schrift Kaftans k.ein,eswegs 
widerlegt! Ein Blick auf di'e heutige V,er­
kehrssituatLon zeigt sehr deutlich, daß les 
bei der V'erkehrsplanu'lg :eillie Vielzahl von 
FaktJoren zu berücksichtigen. gilt, die -
u;ngetrübt durch irg,endwelchen Enthusi­
asmus oder ein autokratisches "Ich will" 
_ gewertet werden woUen. Hier aber be­
handelt ,es sich (um noch 'einmal zu zitie­
ren) "um .eine grandlose technische Schöp­
fung delUtscher Ingenieure". Dr. Seidenfu:l 

Sozial wissenschaftliche Abhandlungen, 
Heft 5: "Die Verk,ehrs-Effizienz", Ver­
such einer Erfassung und Messung der 
raum wirtschaftlichen Leistung von ein­
seitig angeschloss7:nen Nebenbahnen, 
137 Seiten. Von Dr. Ing'eborgEs'l!n­
w ein - Rot h e. Verlag Duncker & Hum­
blot, Berlin. 

Verf. g,eht v,on der u. E. sehr wtl'effenden 
F,estst'ellung aus, daß zu einer sinnvollen 
Aufgabenteilll1ng im Verk'ehrswesen Maß­
stiibe gehören, dIe .- nach Abkliirung der 
FlOrm, in der diese Aufgabenteilung statt­
finden slOl1 - die Grundlage für die Be­
urteil:ung der dnzdnen Transportmöglich­
keiten geben. Gemessen an den in aUe 
Ber,eiche des slOzialen Lebens ausstrahlen­
den Wirkungen des Verkehrs kann es sich 
dabei ,offensichtlich nicht um die einzel­
wirtschaftliche Rentabilitiit handeln, son­
dern nur um 'eine Größe, die den "tech­
nisch-wirtschaftlich komplexen Leistungs­
triigern" angemessen ist und davu der 
"Erfassung der jeweiligen raumwirtschaft­
lichen Funkt1on" dienen kann - ein Pro­
duktivitiitsmaß also, dem hier der Name 
"Verkehrseffizieni" gegeben wird. 

Die Erarbeitun~ Illnd Anwendung dieses 
Maßstabes ,erfolgt im Hinblick auf raum­
wirtschaftlich ,einseitig angeschJ,ossenie 
Nebenbahnen. Dieses Vorhahen wirft 
natürlich verschiedene Probleme auf. -
Da ist zuniichst di,e rH'umwirtschaftliche 
Größe, die abgegrenzt werden will. Das 
von der Wirtschaftsstrllk~ur funkti.onell 
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bestimmte V'erk,ehrsaufkOlll'ffiien und das 
klOnkurrierende VerkehrsangebDt werden 
als Komponenten dies,er Größe angeführt. 
- Dann die technischen Haßstäbe für 
Kapazitlit lmd Leistung ,"on Schienen­
bahnen, ,ebenso ,die korrespondIevenden 
wirtschaftlichen Maßstäbe 'Und schließ­
lich das P1'ObIem des raumwirtschaftlichen 
Verkehrswertes. 
Die Hauptalusführungen wenden sich zu­
niichst der "ßunktion zwischen raum­
typischem V,erkehrsaufk'ommen IU nd T.rans­
portleistung der Bahn (am Beispiel der 
niedersächsischen Stichbahnen) zu. Nach 
der sehr instruktiven Erläuterung ver­
schiedener Verfahren zur "K'emlZ'eichnung 
'des V,erkehrsraumes" wird dne M!ethode 
zur "Erfassung IOder fundierten Schlitzung 
des raumwirtschaftlichbedingt'en Ver-

. kehrsaufkommens" praktisch erpnobt und 
durch V,ergleich mit den (durch SDnder­
,erhebung gewonnenen) Werfen als ridltig 
nachgewiesen. Untersuchungen über die 
effektiven Tmnsportleisfungen ergiil1z,en 
die Umgrenzung der räumlichen Ver­
kehrseffizienz. 
Damit können - definitmisch - die 
Funktionel1 eines V,erkehrsträgers, Mer 
Nebenhahn (Agglomeration, Melimatilon. 
Degl'Dmeratilon usw.), festgelegt werden. 
In dem ntm flOlgenden Abschnitt geht ,es 

um die "Verkehrsldsuung vlon Stichbahnen 
als Basis für die Beurteilung ihrer wirt­
schaftlichen Wirkung,en, der y,erk'ehrseffi­
zienz". Grtllldlage ist dne Analyse der 
Tarifgestaltung und der Küstenstruktur, 
VOll der der Betriebs'erf:iolg abhängt. Die 
Abhandlung gipfelt schl1eßlich in der Ent­
wicklung dner Meßziffer für dioe Ver­
kehrs·effizi,enz. DLes'er M'aßstab der wirt­
schaftlichen Gesamtleistung, aus den mit 
der Beförderung 'erzieHen Entgdten ge­
wonnen, 'erlaubt 'es" mit HiHe statistischer 
MethIOden die mumwirtschaftliche Bedeu­
tung vlOn Schienen.balmen zu erfass·en. 

Die Abhandlung ist als durchaus originell 
un.d anregend zu bezeichnen. Wenn auch 
füglieh bezweifelt werden darf. daß sich 
in Wirtschafts- und Verkehrsrä'llmen mit 
differenzierter Wirtschaftsstruktur 1tI1ld 
kompliziert,er,en Wdtbewerbsv:erh1ilttüssen 
unter den Verkehrstriigern. als di'es in 
Niedersachsen z. B. der Fall ist, mit Hilfe 
dieses Haßstabes gl,eich 'eindeutige Unter­
suchllngsergebnisse finden lassen, 510. ist 
hier dDch .ein W'eg gewiesen, der dem 
Grundanliegen ger'echt werden kann: Der 
Erkenntnis der die raumwirtschaftliche:l 
Funkti-onen des Verkehrs, die noch viel 
zu wenig Berücksichtigung bei verkehrs­
politischen Entscheidungen finden. be­
stimmenden Größen. Dr. Seidenfus 
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Zum Problem der Einschränkung 
der gelueinwirtschaftlichen Verlrehrsbedienung 

, durch die Eisenbahn 
Von Dr. F. J. Schroiff 

Einleitung: 
Ob ,es sich um F1lag>en der Wiederherstellung der Wirtschaftlichkeit der D'eut,< 
sehen Bundeshahn, ob ,es sich um Fr:agen der Tarifpolitik, der Zusammenarbeit 
der Y,erkehrsträger oder der Neuordnung des deutschen Verkehrs schlechthin 
handelt, immer spielt hierbei die gemeinwirtschaftliehe Y,erkehrsbedienung und 
die gemeinwirtschaftliehe Y,erk'ehrsbelastung eine zlentrale Rolle. In der Stellung,< 
nahme der Bundesregierung zur künftig>en Y,erkehrspolitik, in den Gutachten 
des Wissenschaftlichen Beirates beim Bundesverkehrsministerium zur Tarif" und 
Yerkehrspolitik, in den Denkschriften der Spitzenorg~nisationen der Wirtschaft 
zur Tarif,< und Y,erkehrsordnung, überall finden wir die FDrdenmg nach Bei" 
behaltung der gcmeinwirtschaftlichen Yerkehrsbedienung durch das Staatsinstru,< 
ment .Bundesbahn. 
Wenn die Notwendigkeit der Beibehaltung der g,emeinwirtschaftlichen Yle~kehrs,< 
bedtenung durch die Bahn so einhellig betont wird, SD sollte man annehmen, 
daß über den B ,e g riff der G·e m rei n wir t s eh a f t1 ich k 'e i t auch keine 
Meinungsverschiedenheit.en bestehen. Das ist aber keineswegs der Fall. Die Ein,< 
mütigkeit ist nur dne formelle, aber keine .materielLe. Mit Recht .weist MDst 1) 
darauf hin, daß derjenige, der von der Gemcinwirtschaftlichkeit spricht, nicht 
selten damit dne ganzanclere Vorstellung verbindet als derjenige, der Gesprächs,< 
partner ;ist. 
Die Y,erkehrswissenschaft bcmüht sich seit langem um die Klärung. Sie schcitert 
praktisch dara).1, daß ,es keine ,eindeutige Bcgriffsbestimmung für di,c gemein,< 
wirtschaftliche V,erkehrsbedienung geben kann, weUes nichts absolut Gemein,< 
wirtschaftliches gibt. 
Nadl ,einem Votum des Wissenschaftlichen BeirAtes beim Bundesverkehrs,< 
ministerium kann die gemeinwirtschaftlichc Y,erkehrsbedienung die Förderung 
wirtschaftlicher oder außerwirtschaftlicher Zide zum Gegenstand haben. Das 
wirtschaftliche Ziel ,einer solchen Yerkehrsbedienung wird vor allem in einer 
nachhaltigen Hebung des L,ehensstandards gesehen, dLe außerwirtschaftlichen 
Ziele vor allem in staatspolitischen, s:ozialen und kulturdlen Ueberlegungen. Die 
konkreten gemeinwirtschaftlichen Zide lieg,en dabei nicht unverrückbar :fest. 
Sie hängen von den jeweilig>en Ges.amtumständen, von den jeweiligen ganz 
konkreten Zielsetzungen der allgemeinen Staats", Wirtschafts", Finanz,. und Ver,< 
kehrspolitik ab. Sie unterliegen damit der p 10 1 it i s c h 'e n Will e n s b i 1 dun g 
cl es Y 10 1 k ,e s und sind insofern wandelbar. 

1) V'Üfgl. hi<Jrzll und. im Folgenden die Ausführungen von Profos·s.or Dr. Otto l\ros~ in dem Ab­
sc1mitt "Gemeinwirlschafllich() Vorkehrshcdlicnung" s'ci'nos Buches· "Soziale Marktwirtschaft und 
Verkehr", Schriften reihe des BWlue;;ministers für Verkehr, lIeft G, Ki'rschbuum-Vcrlag, Bidefold. 
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